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Industriepolitik nach der geopolitischen 
Zeitenwende 
Gabriel Felbermayr 

 Multiple Herausforderungen – COVID-19, Lieferkettenkrise, Energiekrise, grüne Transformation und vor 
allem geopolitische Rivalitäten – bewirken eine Wiederentdeckung der Industriepolitik. 

 Subventionen, Beschränkungen des Außenhandels und der Investitionen werden von vielen Ländern 
sehr strategisch eingesetzt, um die heimische Industrie zu fördern. 

 In Europa stellt sich die Frage, wie mit diesen neuen Bedingungen umgegangen werden soll. 

 Statt industriespezifische Subventionen oder Ausnahmen im Wettbewerbsrecht auszubauen, sollte eine 
umfassende Standortpolitik betrieben werden. 

 Die staatlichen Mittel sollten auf den Ausbau der erneuerbaren Energie, der Infrastruktur und auf eine 
Ausbildungsoffensive konzentriert werden. 

 Auf EU-Ebene besteht die beste Industriepolitik darin, den Binnenmarkt weiter zu vertiefen und zu 
dynamisieren. 

 

 
Bei der Europäischen Kommission notifizierte EU-weite Staatshilfen 

 

Staatshilfen für Unternehmen steigen in der EU seit 2012 deutlich an und dürften im 
Jahr 2022 auf mehr als 400 Mrd. € oder 2,8% des Bruttoinlandsproduktes geklettert 
sein (Q: Eurostat. 2021 und 2022: Prognose). 

 

"Die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Industrie leidet unter 
hohen Energiekosten. Den 
Wohlstand von morgen sichern 
jedoch nicht immer neue und 
immer höhere schuldenfinanzierte 
Subventionen für einzelne Sektoren, 
sondern ein massiver Ausbau der 
erneuerbaren Energie, eine 
Infrastrukturoffensive und 
Investitionen in Bildung." 
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Industriepolitik nach der geopolitischen Zeitenwende 
Gabriel Felbermayr 

 
Industriepolitik nach der geopolitischen Zeitenwende 
Multiple und gleichzeitige Herausforderungen wie die noch 
immer nicht ganz bewältigte COVID-19-Pandemie, Verwer-
fungen in den globalen Lieferketten, die durch den Ukra-
ine-Krieg verschärfte Energiekrise, die grüne Transformation 
und vor allem geopolitische Rivalitäten bewirken eine Wie-
derentdeckung der Industriepolitik. Viele Länder setzen auf 
Subventionen, Beschränkungen des Außenhandels und 
der Direktinvestitionen sowie auf Ausnahmen im Wettbe-
werbsrecht, um die heimische Industrie zu fördern. Auch in 
Europa stellt sich die Frage, wie mit diesen neuen Bedin-
gungen umgegangen werden soll. Statt industriespezifi-
sche Subventionen oder Ausnahmen im Wettbewerbsrecht 
auszubauen, sollte eine umfassende Standortpolitik betrie-
ben werden. Die staatlichen Mittel sollten auf den Ausbau 
der erneuerbaren Energie, der Infrastruktur und auf eine 
Ausbildungsoffensive konzentriert werden. Auf EU-Ebene 
besteht die beste Industriepolitik darin, den Binnenmarkt 
weiter zu vertiefen und zu dynamisieren. 

 Industrial Policy After the Geopolitical Turning Point 
Multiple and simultaneous challenges such as the COVID-
19 pandemic, which has still not been fully addressed, dis-
locations in global supply chains, the energy crisis exacer-
bated by the Ukraine war, the green transformation and, 
above all, geopolitical rivalries are causing a rediscovery 
of industrial policy. Many countries are relying on subsidies, 
restrictions on foreign trade and direct investment, and ex-
emptions in competition law to promote domestic industry. 
In Europe, too, the question is how to deal with these new 
conditions. Instead of expanding industry-specific subsidies 
or exceptions in competition law, a comprehensive loca-
tion policy should be pursued. Government funds should 
be concentrated on the expansion of renewable energy, 
infrastructure, and a training offensive. At the EU-level, the 
best industrial policy is to further deepen and dynamise the 
internal market. 
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1. Einleitung 

In vielen Ländern Europas haben jüngste 
Entwicklungen zu Sorgen über eine Dein-
dustrialisierung und zu einem neuen Nach-
denken über Industriepolitik geführt. Die ein-
zelnen Länder reagieren auf das veränderte 
Umfeld u. a. mit Subventionszahlungen, ei-
ner protektionistischeren Außenwirtschafts-
politik und mit Ausnahmen für strategische 
Sektoren oder Produkte im Wettbewerbs- 
und Beihilferecht. Solche Maßnahmen kön-
nen bestenfalls kurzfristig Anpassungen er-
leichtern. Langfristig geht es vor allem um 
die Sicherung einer umfassend definierten 
Standortqualität. 

In der Tat ist die Zukunftsfähigkeit Europas als 
Industriestandort bedroht. Der Überfall Russ-
lands auf die Ukraine treibt die Preise für fos-
sile Energieträger, die für die Industrie von 
hoher Standortrelevanz sind. Die Abkehr von 
fossilen Energieträgern schafft Unsicherheit 
über die zukünftige Energieversorgung in Eu-
ropa. Globale Lieferketten haben sich in 
den multiplen Krisen der letzten Jahre als 
verletzlich erwiesen. Der Arbeitskräfteman-
gel und seine erwartete Verschärfung 

werfen die Frage auf, ob große Industriepro-
jekte in Zentraleuropa überhaupt noch reali-
sierbar sind. Und die sich zuspitzende geo-
strategische Rivalität zwischen Groß- und 
Mittelmächten, zwischen Autokratien und 
Demokratien, und zwischen marktwirtschaft-
lichen und staatskapitalistischen Systemen 
erschüttert das Fundament der Weltwirt-
schaftsordnung, wodurch Industrieunterneh-
men mit ihren traditionell hohen Exportquo-
ten großen Unsicherheiten auf den Absatz- 
und Beschaffungsmärkten im Ausland ge-
genüberstehen. Auf EU-Ebene und in den 
großen Mitgliedsländern sind eine breite Pa-
lette an industriepolitischen Maßnahmen mit 
hohen Finanzierungsvolumina im Gespräch. 
Auch für Österreich stellt sich die Frage: Wie 
soll sich eine kleine offene Volkswirtschaft in 
einem solchen Umfeld aufstellen? 

Diese Frage ist aus mindestens drei Gründen 
von großer Bedeutung. Erstens ist der Indust-
riesektor von gesellschaftspolitischer Rele-
vanz. Dabei geht es nicht nur um seinen Bei-
trag zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) oder um 
seinen Anteil an der Gesamtbeschäftigung. 
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Politisch höchst relevant ist vor allem, dass 
die Industrie gutbezahlte und relativ sichere 
Arbeitsplätze für Personen mittlerer Qualifika-
tion bietet, und das nicht selten in ländli-
chen Gegenden. Die Literatur zeigt sehr klar, 
dass Deindustrialisierung von Regionen mit 
einem Wegbrechen des Mittelstandes und 
zunehmender ökonomischer Polarisierung 
verbunden ist (siehe etwa Autor et al., 2021; 
Dauth et al., 2017). In der Industrie, und dort 
besonders in exportierenden Betrieben, wer-
den bei gleicher Qualifikation, Berufserfah-
rung, gleichem Alter, usw. vergleichsweise 
höhere Löhne gezahlt (siehe dazu Elvery & 
Dunn, 2021; Felbermayr et al., 2018). Schließ-
lich ist die Industrie auch eine wichtige 
Nachfragerin verschiedenster Dienstleistun-
gen und nimmt in nationalen und EU-weiten 
Wertschöpfungsnetzwerken eine zentrale 
Stellung ein. 

Zweitens hat die Industrie auch für die ge-
samtwirtschaftliche Dynamik eine herausra-
gende Bedeutung. Das liegt vor allem da-
ran, dass im quantitativ viel größeren Dienst-
leistungssektor das Produktivitätswachstum 
langsamer ist (Peneder & Prettner, 2021).  

Und drittens ist die Industrie geostrategisch 
außerordentlich wichtig. Sie verwendet im-
portierte Rohstoffe und setzt ihre Erzeugnisse 
weltweit ab. Damit ist der Erfolg der heimi-
schen Industrie auch von Maßnahmen aus-
ländischer Regierungen abhängig. Für den 
Dienstleistungssektor gilt das nur in einzelnen 
Teilbereichen (wie IT oder Finanzen), und 
auch dort in geringerem Ausmaß. Dazu 
kommt, dass die Industrie auch sicherheits-
politisch wichtig ist. In Zeiten geostrategi-
scher Rivalitäten ist eine hinreichend große 
Industrie für die Sicherung der strategischen 
Autonomie unerlässlich. 

2. Empirische Befunde 
2.1 Langfristiger Rückgang der relativen 

Bedeutung der Industrie 

Die statistische Abgrenzung des Industriesek-
tors ist nicht unproblematisch. Neben einer 
engen Definition, die nur die Herstellung von 
Waren (NACE 2008, Abschnitt C) in den Blick 
nimmt, kann man der Industrie auch die 
Energie- und Wasserwirtschaft, den Bergbau, 
oder sogar die Bauwirtschaft zurechnen. 
Dazu kommt, dass sich die Klassifikations-
schemata immer wieder ändern, was für die 
Darstellung von Zeitreihen wichtig ist. Außer-
dem stellen sich selbst bei der engen Defini-
tion konzeptuelle Abgrenzungsfragen. Wenn 
Industriebetriebe bisher im Haus erledigte 
Dienstleistungsaufgaben auslagern, etwa IT-
Services, dann sinkt die Industriewertschöp-
fung, obwohl realwirtschaftlich keine funda-
mentale Veränderung erfolgt. Bezieht man 
unternehmensnahe Dienstleistungen ein und 
definiert so einen breiten "servo-industriellen" 
Sektor, dann steigt der Wertschöpfungsanteil 
deutlich an. Laut Industriellenvereinigung er-
zeugt dieser Bereich mehr als die Hälfte des 
heimischen BIP1). 

In Österreich machte der produzierende Be-
reich nach Angaben von Eurostat im Jahr 
2021 19,4% des BIP aus; zieht man den Berg-
bau sowie die Energie- und Wasserversor-
gung ab, so liegt der Anteil bei 16,5% des 
BIP. Etwa ein Sechstel der heimischen Brutto-
wertschöpfung wird also in der eng definier-
ten Industrie (Herstellung von Waren) erwirt-
schaftet. Dieser Anteil mag im Vergleich zum 
dominierenden Dienstleistungssektor klein er-
scheinen. Dennoch ist Österreich immer 
noch klar ein Industrieland; der Wertschöp-
fungsanteil der Industrie liegt seit etwa 2000 

 
1)  https://www.iv.at/Unsere-Industrie/Unsere-
Industrie/Das-Industrieland--sterreich/Das-Industrie 
land-Oesterreich.de.html.  

um fast 2 Prozentpunkte über dem EU-
Durchschnitt (Abbildung 1, obere Grafik). 

Neben Deutschland haben nur einige Län-
der in Osteuropa höhere Industrieanteile als 
Österreich. Hier sticht vor allem Tschechien 
heraus; aber auch in Slowenien, der Slowa-
kei, Ungarn und Polen trägt die Industrie re-
lativ stärker zum BIP bei; pro Kopf sind die 
Wertschöpfungsbeiträge der Industrie in die-
sen Ländern jedoch deutlich kleiner als in 
Österreich. Die anderen EU-Länder liegen 
deutlich hinter Österreich zurück. Am nied-
rigsten ist der Industrieanteil in Luxemburg 
(4,8% des BIP). In den großen EU-Volkswirt-
schaften Italien und Frankreich liegt er bei 
14,9% bzw. 8,9% des BIP. 

In Österreich und in den meisten anderen 
EU-Ländern ist der Anteil der Industrie am 
Bruttoinlandsprodukt im langfristigen Trend 
rückläufig. Im EU-Durchschnitt ist er im Zeit-
raum 1995 bis 2021 von etwa 18% auf 15% 
gesunken (Abbildung 1, untere Grafik). Ös-
terreich konnte sich diesem Abwärtstrend 
zumindest teilweise entziehen. Von ähnli-
chem Niveau ausgehend blieb der Anteil 
der industriellen Wertschöpfung hierzulande 
zunächst konstant; rund um die Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise 2008/09 sank der Anteil 
dann abrupt um etwa 2 Prozentpunkte; seit-
her verharrt er annährend auf demselben 
Niveau. Es ist also nicht so, dass die Öffnung 
der EU gegenüber Ostmitteleuropa und der 
dortige industrielle Aufschwung zu Lasten 
Österreichs gegangen wären. Für Deutsch-
land gilt Ähnliches, wie auch Dauth et al. 
(2017) ökonometrisch belegen. Dort ist aller-
dings seit 2016 ein spürbarer Rückgang des 
Wertschöpfungsanteils der Industrie 

Die Industrie hat gesell-
schaftspolitisch, geostra-

tegisch und für die ge-
samtwirtschaftliche Dy-

namik eine herausra-
gende Bedeutung. 

https://www.iv.at/Unsere-Industrie/Unsere-Industrie/Das-Industrieland--sterreich/Das-Industrieland-Oesterreich.de.html
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festzustellen. Lag dieser 2016 noch bei 20,7%, 
ist er mittlerweile auf 18,9% gesunken. Öster-
reich hat sich erfolgreich diesem negativen 
Trend beim wichtigsten Handelspartner ent-
zogen. Auch Tschechien, das EU-Land mit 

dem höchsten Industrieanteil am BIP, musste 
in den letzten Jahren einen Rückgang ver-
buchen. Viel dramatischer war dieser aller-
dings in Luxemburg. 

 

Abbildung 1: Anteil der Herstellung von Waren am Bruttoinlandsprodukt 

2021, in % 

 

Veränderung in Prozentpunkten 

 

Q: Eurostat, WIFO-Darstellung. NACE 2008, Abschnitt C. 

 

Außerhalb der EU bestehen ebenfalls große 
Unterschiede hinsichtlich des Wertschöp-
fungsanteils der Industrie. Im Vereinigten Kö-
nigreich hat sich der Anteil seit 1995 fast hal-
biert und beträgt nunmehr weniger als 9% 
(2021). Auch in den USA ist der Anteil deut-
lich gesunken (von 16,5% auf 10,7%). Interes-
sant ist hierbei, dass die Anstrengungen der 
dortigen Regierung, industrielle Wertschöp-
fung zurück in die USA zu holen, den Nieder-
gang nicht aufhalten konnten; im Gegenteil, 

 
2)  Seit 2020 "USMCA US-Mexico-Canada Agreement". 

im Vergleich zum Fünfjahresabschnitt 
2010/2015 hat er sich beschleunigt. Vergli-
chen mit den USA hat die EU deutlich weni-
ger an industrieller Substanz verloren. Nahe 
an großen Märkten gelegene und handels-
politisch gut integrierte Schwellenländer wie 
Mexiko (Unterzeichner des nordamerikani-
schen Freihandelsabkommens NAFTA)2) und 
die Türkei (Mitglied der EU-Zollunion) konnten 
ihre Anteile nach Jahren des Rückgangs ab 
2011 ausbauen. Im Länderquerschnitt 
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In den USA und in den 
meisten EU-Ländern ist 
der Anteil der Industrie 
am Bruttoinlandsprodukt 
rückläufig. Österreich ist 
davon weniger betrof-
fen. 
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stechen ostasiatische Länder, allen voran 
China, aber auch Korea mit hohen Industrie-
anteilen hervor. Doch auch dort geht die 

relative Bedeutung der Industrie zurück. Seit 
1995 dürfte der Industrieanteil in China um 
ganze 10 Prozentpunkte geschrumpft sein. 

 

Übersicht 1: Anteil der Industrie am Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich 
 

 1995 2000 2005 2010 2015 2021 
 In % 
Vereinigtes Königreich 15,3 13,2 10,5 9,5 9,2 8,8 
Kanada . 17,0 13,4 10,0 10,0 . 
USA 16,5 15,1 13,0 11,9 11,7 10,7 
EU 18,1 17,5 15,8 14,5 15,3 14,7 
Indien 17,9 15,9 16,0 17,0 15,6 14,0 
Türkei 22,6 18,7 16,9 15,1 16,7 22,2 
Mexiko 19,2 19,0 15,7 15,6 17,2 18,1 
Japan 23,5 22,5 21,4 20,8 20,5 19,4 
Korea 25,8 26,4 25,7 27,4 26,6 25,5 
China1) 37,4 35,0 32,1 31,6 29,0 27,4 

Q: Weltbank. NACE 2008, Abschnitt C. – 1) Werte für 1995 und 2000 geschätzt.  

 
 

Abbildung 2: Anteil der Beschäftigung in der Herstellung von Waren an der 
Gesamtbeschäftigung 
Veränderung in Prozentpunkten 

 

Q: Eurostat, WIFO-Darstellung. NACE 2008, Abschnitt C. 

 

Betrachtet man statt des Wertschöpfungs-
anteils den Anteil der Industrie an der Ge-
samtbeschäftigung (Abbildung 2), so sieht 
das Bild sehr ähnlich aus. In allen dargestell-
ten Ländern ist der Anteil der Beschäftigten, 
die in der Industrie arbeiten, zurückgegan-
gen, teilweise sehr deutlich. In den meisten 
Ländern ist er stärker geschrumpft als der 
Anteil der Industrie am BIP. Daran zeigt sich 
das oben erwähnte kräftigere Produktivitäts-
wachstum in der Industrie. Die eingangs skiz-
zierten Vorteile einer Beschäftigung im In-
dustriesektor kommen somit einem immer 
kleineren Anteil von Arbeitnehmer:innen zu-
gute. 

2.2 Die besondere Schwäche im 
industriellen Kernland Europas 

Bisher lag das Augenmerk auf dem Anteil 
der Industrie am BIP oder an der Gesamtbe-
schäftigung. Das sind interessante Indikato-
ren, zeigen sie doch die Struktur einer Volks-
wirtschaft. Allerdings ist ein Anstieg des In-
dustrieanteils auch in Situationen möglich, in 
denen die Industriewertschöpfung in absolu-
ten Zahlen zurückgeht, nämlich dann, wenn 
diese schwächer abnimmt als das BIP. Daher 
braucht es auch den Blick auf die Niveau-
größen. 
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Abbildung 3 zeigt in der linken Grafik die Ent-
wicklung der Bruttowertschöpfung in der In-
dustrie – hier in der breiten Definition ein-
schließlich Bergbau, Energie- und Wasserver-
sorgung – für Österreich und drei seiner 
Nachbarländer (Deutschland, Tschechien 
und die Schweiz). Anders als in den vorher-
gegangenen Abbildungen ist hier kein An-
teil, sondern ein Index der absoluten, preis-
bereinigten Wertschöpfung ausgewiesen 
(2015 = 100, saison- und arbeitstags-

bereinigt). Außerdem wurde auf eine viertel-
jährliche Frequenz und höchstmögliche Ak-
tualität geachtet. Die Zeitreihe endet mit 
dem III. Quartal 2022. In den betrachteten 
Zeitraum fallen drei Krisen: die Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise 2008/09, die Euro-Schul-
denkrise 2012/2014 und die COVID-19-Krise 
2020; am aktuellen Rand sind auch erste 
Auswirkungen der aktuellen Teuerungskrise 
erkennbar.  

 

Abbildung 3: Bruttowertschöpfung und Produktionsindex in der Industrie 
2015 = 100, saison- und arbeitstagsbereinigt 

  

Q: Eurostat. Wertschöpfung: NACE 2008, Abschnitte B bis E; Produktion: NACE 2008, Abschnitte B bis D.  

 

In allen dargestellten Ländern ist die reale 
Bruttowertschöpfung der Industrie seit 2015 
gestiegen. Zwischen den Ländern sind je-
doch markante Unterschiede feststellbar. In 
Deutschland liegt der aktuellste Wert um 
etwa 5% über dem Niveau von 2015, in 
Tschechien um 11%, in Österreich um 20% 
und in der Schweiz gar um 28%. Bis ein-
schließlich 2017 entwickelte sich die Brutto-
wertschöpfung der vier Länder relativ ähn-
lich; danach kam es zu einer starken Diver-
genz. Deutschland, und mit einer gewissen 
Verzögerung auch Tschechien, verzeichne-
ten Rückgänge. In Deutschland sank sie seit 
dem III. Quartal 2017 um fast 6%, in Tsche-
chien um mehr als 1%. In Österreich und der 
Schweiz hingegen lag die reale Bruttowert-
schöpfung der Industrie zuletzt um fast 8% 
über dem Niveau vor der COVID-19-Krise. 
Die Daten zeigen also eindeutig eine 
Schwäche der deutschen Industrie.  

Wertschöpfungsmaße hängen stark von der 
Gestaltung der industriellen Wertschöpfungs-
ketten ab. Je mehr Dienstleistungen aus In-
dustrieunternehmen ausgelagert werden, 
umso kleiner erscheint die Bruttowertschöp-
fung, obwohl der Output der Industrie mög-
licherweise gar nicht abnimmt. Daher ist es 

zweckmäßig, auch Produktionsindizes zu be-
trachten (Abbildung 3, rechte Grafik). Der 
Blick darauf verstärkt das bereits gewon-
nene Bild. Seit Mitte 2017 befindet sich die 
deutsche Industrie in einer trendmäßigen Re-
zession, während in Österreich und der 
Schweiz die Produktion stark zugenommen 
hat. Zudem zeigt sich, dass die Industriepro-
duktion in Deutschland noch stärker zurück-
gegangen ist als die Bruttowertschöpfung. 
Damit ist wohl nicht die zunehmende Ausla-
gerung von Dienstleistungen der Haupt-
grund für den Rückgang der Wertschöp-
fung, sondern die Abnahme des Produkti-
onsvolumens. Allerdings dürfte die Wert-
schöpfungstiefe (Wertschöpfung pro Out-
puteinheit) in Deutschland etwas gestiegen 
sein. In Österreich und der Schweiz hat die 
Produktion deutlich stärker zugenommen als 
die Bruttowertschöpfung, sodass hier Ausla-
gerungen in andere Sektoren oder ins Aus-
land eine Rolle gespielt haben könnten, 
während die Wertschöpfungstiefe offenbar 
gesunken ist. 

Betrachtet man die gesamte EU, so zeigt 
sich, dass sowohl die reale Bruttowertschöp-
fung als auch die Produktion nach der Krise 
von 2008/09 nur zögerlich gewachsen sind. 
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Erst 2017 übertraf die Industrieproduktion das 
Niveau von 2007; 2021 lag sie dann über 
dem Niveau vor der COVID-19-Krise. Damit 
unterscheidet sich die Entwicklung auf EU-
Ebene von jener in Deutschland oder Öster-
reich, wo die Produktion deutlich dynami-
scher wuchs. Die reale Bruttowertschöpfung 
der Industrie erreichte in der EU schon 2015 
das Niveau von 2007 und erholte sich da-
nach trotz des COVID-19-Einbruchs kräftig. 
Österreichs Industrie erlebte hingegen we-
der die Schwächephase während der Euro-
Schuldenkrise, noch – anders als Deutsch-
land – eine trendmäßige Schrumpfung seit 
2017. 

Die deutsche Industrieschwäche ist für Eu-
ropa keine gute Nachricht. Sie schwächt 
den Kontinent geostrategisch. Sie setzt Liefe-
ranten im deutschen Wertschöpfungsnetz-
werk Risiken aus. Und sie könnte einer 
neuen, stark nationalistisch geprägten In-
dustriepolitik die Bahn brechen. Daher ist es 
wichtig, die Gründe der deutschen Malaise 
zu verstehen, um auch für Europa und Öster-
reich die richtigen Schlussfolgerungen abzu-
leiten. 

Die globalen Rahmenbedingungen – etwa 
die hohe Unsicherheit durch die protektionis-
tische Handelspolitik von Präsident Trump 
oder die Schwierigkeiten in den globalen 
Lieferketten – sind keine plausiblen Erklärun-
gen, denn sie gelten auch für die anderen 
Länder. Auch der Wechselkurs oder indust-
riefeindliche Regulierungen durch die EU 
taugen nicht als Erklärung – sie müssten 
auch die Dynamik der österreichischen In-
dustrie schwächen. Es scheinen also eher 
Faktoren zu sein, die spezifisch für Deutsch-
land sind. Offenbar hat Deutschland ein 

Standortproblem: entweder treffen die für 
alle Industrieländer wirksamen Herausforde-
rungen das deutsche Industriemodell beson-
ders stark – etwa weil es überproportional 
auf den stark exponierten Automobilsektor 
angewiesen ist – oder es sind spezifisch deut-
sche binnenwirtschaftliche Faktoren für seine 
Industrieschwäche verantwortlich.  

2.3 Geopolitik: Dominanz der westlichen 
Industrie zu Ende 

Aus geopolitischer Perspektive ist der Anteil 
von Ländern oder Länderblöcken an der 
weltweiten Industriewertschöpfung von Inte-
resse. Bis 2021 konnte der "Westen", statis-
tisch erfasst in der Gruppe der OECD-
Länder, noch mehr als 50% der globalen 
Bruttowertschöpfung auf sich vereinen. In 
den letzten 25 Jahren ist sein Anteil allerdings 
dramatisch geschrumpft und lag 2022 be-
reits unter 50%. Der Anteil Chinas ist hinge-
gen deutlich gewachsen und beträgt der-
zeit etwa 30%. Auf die EU und die USA entfal-
len ähnliche Anteile – aktuell jeweils etwa 
15,5%; Japan stellt einen Anteil von 7%. Bis 
auf China spielen Schwellenländer nach wie 
vor nur eine untergeordnete Rolle. Indien, 
das China 2022 hinsichtlich der Bevölke-
rungszahl überholt haben dürfte, hat seinen 
Anteil an der globalen industriellen Wert-
schöpfung seit 1997 von 1,1% auf 2,8% ge-
steigert. Dieser Wert ist jedoch nicht einmal 
ein Zehntel des chinesischen, und das im 
Verhältnis zu Indien sehr kleine Korea stellt ei-
nen höheren Anteil. Der Anteil Mexikos ist so-
gar zurückgegangen, jener Russlands nach 
kurzem Aufschwung ab Verhängung der 
Sanktionen wegen der Krim-Annexion eben-
falls. 

 

Abbildung 4: Anteil einzelner Regionen an der globalen Industriewertschöpfung  
In % 

 

Q: World Trade Monitor des Centraal Planbureau, WIFO-Berechnungen und -Darstellung. Bruttowertschöpfung 
der Industrie (ohne Bau). Die Werte für die Jahre 2000 und Oktober 2022 wurden berechnet, indem der Wert-
schöpfungsanteil 2010 mit der Entwicklung der Industrieproduktion fortgeschrieben wurde.  
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Der Befund eines Bedeutungsverlustes der 
westlichen Industrieländer erhärtet sich, 
wenn man die globale Industriewertschöp-
fung betrachtet (Abbildung 4). Im Jahre 
2000 war die Dominanz des Westens noch 
erdrückend: Die EU (einschließlich Vereinig-
tes Königreich) und die USA stellten damals 
gemeinsam fast die Hälfte der globalen 
Wertschöpfung. Heute sind es nur mehr 31%. 

Bezeichnend ist auch, dass der Anteil Chinas 
am globalen industriellen Output seit 2000 
um 24 Prozentpunkte gestiegen ist, womit es 

den Zuwachs der Schwellenländer insge-
samt (+21 Prozentpunkte) maßgeblich trug. 
Das ist geopolitisch hoch relevant, da sich 
damit auch innerhalb der Schwellenländer 
massive Verschiebungen der relativen Be-
deutung ergeben haben. 

Jedenfalls ist der Anteil eines Landes (bzw. 
einer Region) an der weltweiten Industrie-
wertschöpfung oder -produktion ein guter 
Indikator für seine geopolitische Stärke, weil 
Industriegüter im Unterschied zu Dienstleis-
tungen international handelbar sind.  

3. Energie und die industrielle Wettbewerbsfähigkeit Europas  
3.1 Preis und Verfügbarkeit von Energie 

Energie ist ein zentraler Input für industrielle 
Prozesse. Damit ist ihr Preis eine wichtige De-
terminante der industriellen Wettbewerbsfä-
higkeit. Insbesondere der Ölpreis, der Gas-
preis und der Preis für elektrischen Strom 
spielen hierbei eine entscheidende Rolle. In 
den letzten Jahren haben sich diese drei 
Energieträger drastisch verteuert. Das hat 
verschiedene Gründe. Während der akuten 
Phase der COVID-19-Krise ist der Ölpreis stark 
gefallen; Brent-Futures waren zeitweise nur 
mehr 20 $ je Barrel wert. Als sich die Weltwirt-
schaft schneller erholte als erwartet, traf 
eine lebhafte Nachfrage auf ein einge-
schränktes Angebot. Der Preis für Rohöl stieg 
schnell und lag schon vor dem Einmarsch 
Russlands in der Ukraine bei etwa 90 $ je Bar-
rel. Der Ukraine-Krieg ließ den Preis kurzzeitig 
auf 125 $ ansteigen; seither geht er mit teils 
großen Schwankungen wieder zurück. Pro-
duktionsausfälle und die starke Abwertung 
des Euro haben allerdings die Weitergabe 
dieser Effekte an die Konsument:innen verzö-
gert.  

Auch der Preis für das international handel-
bare Erdgas stieg schon im Jahr 2021 stark 
an, nachdem er im Sommer 2020 pande-
miebedingt auf unter 5 € je MWh gefallen 
war (Dutch TTF). Im Oktober 2021 erreichte 
er, getrieben von der starken Nachfrage auf 
dem Weltmarkt, die Marke von 120 € je 
MWh, zu Jahresende 2022 sogar 180 € je 
MWh. Als im Februar 2022 der Ukraine-Krieg 
ausbrach, stieg er kurzfristig auf 225 € je 
MWh, weil unklar war, ob Russland seine Lie-
ferverpflichtungen einhalten würde. In der 
Tat hatte Russland schon ab Mitte 2021 die 
Gaslieferungen nach Europa gedrosselt und 
seine Lieferverpflichtung nur durch Entlee-
rung der unter Kontrolle der staatlichen Gaz-
prom stehenden Speicher in Europa erfüllt. 
Seit März 2022 sind die Lieferungen weiter zu-
rückgegangen, anfangs aufgrund behaup-
teter technischer Probleme, später auch un-
ter offensichtlicher Verletzung der bestehen-
den Verträge. Mittlerweile sind die wöchent-
lichen Gasimporte der EU aus Russland auf 
etwa ein Sechstel bis ein Siebentel der bisher 
üblichen Mengen zusammengeschmolzen. 

Importe aus anderen Ländern haben diesen 
Rückgang bislang weitgehend kompensiert: 
im Verlauf des Jahres 2022 bewegten sich 
die Gasimporte der EU insgesamt stets in je-
nem Korridor, der von den maximalen und 
minimalen wöchentlichen Liefermengen in 
den 5 Jahren vor Kriegsausbruch markiert 
wird. Aufgrund des unsicheren Umfelds 
schwankte der Gaspreis 2022 dramatisch 
und stieg bis Ende August auf 350 € je MWh. 
Die globale Konjunkturabschwächung, der 
Ausbau der Lieferinfrastruktur (Flüssiggaster-
minals), Einsparungen durch Industrie und 
private Haushalte sowie das überraschend 
milde Wetter haben den Gaspreis aber wie-
der sinken lassen. Derzeit liegt er bei etwa 
60 € je MWh. 

Neben dem Öl- und dem Gaspreis ist auch 
der Strompreis massiv angestiegen. Lag der 
Großhandelspreis für Strom in Österreich im 
Monatsdurchschnitt Jänner 2019 bei etwa 
56 € je MWh, so betrug er im August 2022 
494 € je MWh. In der ersten Jännerhälfte 
2023 lag er bei 120 € je MWh. Der Strompreis 
wurde in den letzten Jahren durch die stei-
gende Nachfrage, den Ausfall von Produkti-
onskapazität in Frankreich, einen niedrigen 
Wasserstand der Flüsse, den Preis für Emissi-
onsrechte und vor allem durch den hohen 
Gaspreis getrieben. Wie auf allen wettbe-
werblich organsierten Märkten für homo-
gene Güter bestimmen Angebot und Nach-
frage den Strompreis. Wenn die Nachfrage 
so hoch ist, dass sie nur durch Einsatz von 
teuren Gaskraftwerken befriedigt werden 
kann, dann entspricht der Marktpreis den 
Produktionskosten eben dieser Produzenten. 
In modernen Gaskraftwerken entstehen aus 
1 MWh Gas etwa 0,5 MWh Strom. Damit 
ergibt ein Gaspreis von 350 € je MWh einen 
Strompreis von 700 € je MWh; der aktuelle 
Gaspreis von 60 € je MWh impliziert somit ei-
nen Strompreis von 120 € je MWh. Würde der 
Preis behördlich unter diesen Wert gezwun-
gen, würden die Gaskraftwerke nicht produ-
zieren; manche Nachfrager könnten nicht 
bedient werden. Damit die Systeme funkti-
onsfähig bleiben, würden die Nachfrager 
sich gegenseitig den Strom "wegbieten"; der 
Preis würde so stark steigen, bis die Nach-
frage dem verfügbaren Angebot entspricht 

Stark steigende und 
volatile Energiepreise 
sind eine Gefahr für die 
industrielle Wettbe-
werbsfähigkeit.  
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und zwingend mindestens bei jenem Wert 
liegen, der sich ergibt, wenn teure Gaskraft-
werke produzieren. Der marktwirtschaftliche 
Mechanismus stellt sicher, dass es zu keinen 
Blackouts kommt. Das ist auch trotz dramati-
scher Preissteigerungen nicht passiert. Wer 
die Preisvolatilität reduziert, muss mit höherer 
Mengenvolatilität rechnen. Um die massiven 
Preissteigerungen bei Strom zu verhindern, 
müsste der Gaspreis für die Stromerzeugung 
sinken. Das WIFO und andere haben vorge-
schlagen, diesen Preis europaweit zu sub-
ventionieren, so wie dies seit dem Frühjahr 
2022 auf der iberischen Halbinsel geschieht. 
Das würde, abhängig vom Marktpreis für 
Gas, in der EU erhebliche staatliche Mittel er-
fordern. Ein anderer, deutlich invasiverer Ein-
griff bestünde darin, die Gaskraftwerke de 
facto zu verstaatlichen, und sie zu zwingen, 
trotz hoher Verluste die Residuallast zur Ver-
fügung zu stellen. Das ist, vereinfacht ge-
sagt, jenes Modell, das in Frankreich oder in 
der Schweiz praktiziert wird3). Diese Strategie 
erscheint wenig zielführend, weil sie langfris-
tig die Versorgungssicherheit gefährdet. Dies 
zeigt sich am Beispiel des Atomstromriesen 
Electricité de France (EDF), der aufgrund 
laufender Unterdeckung im operativen Ge-
schäft nicht ausreichend in die sichere Funk-
tionsfähigkeit der Kraftwerke investiert hat. 

Wenn Europa aus Russland nicht mehr mit 
Pipelinegas beliefert wird, dann wird es wie 
die großen asiatischen Märkte zu einem 

Flüssiggasmarkt. Die großen Gasmärkte EU, 
Asien und USA sind durch Flüssiggaslieferun-
gen miteinander verbunden. Die Transport-
kapazitäten sind allerdings beschränkt und 
es fallen relativ hohe Kosten an. Daher spielt 
die regionale Nachfrage- und Angebotssitu-
ation für den regionalen Preis eine wichtige 
Rolle und das Gesetz des einheitlichen Prei-
ses kann, wenn überhaupt, nur sehr approxi-
mativ gelten.  

3.2 Gaspreise im internationalen Vergleich 
und das Austauschverhältnis im 
Außenhandel 

Abbildung 5 zeigt weitgehend vergleich-
bare Preise für Gas in Europa, den USA und 
Asien4). Wie die linke Grafik belegt, waren 
die Gaspreise in den drei Märkten bis etwa 
2008 ähnlich hoch. Danach entwickelten 
sich die Preise allerdings auseinander, was 
vor allem mit der Fracking-Revolution in den 
USA zu tun hat. Die USA wurden vom Net-
toimporteur zum Nettoexporteur von Erdgas. 
In Europa und Asien entwickelten sich die 
Preise hingegen auch nach 2008 relativ ähn-
lich, mit einem Vorteil für Europa, der auf die 
Verfügbarkeit russischen Gases zurückzufüh-
ren war. Die Abbildung verdeutlicht jedoch, 
dass die Behauptung, Europas Wettbe-
werbsfähigkeit sei auf billiges russisches Gas 
angewiesen, nicht zutrifft; jedenfalls war Gas 
ab 2008 in der EU um ein Vielfaches teurer 
als in den USA. 

 

Abbildung 5: Spotpreise für Erdgas in Europa, Asien und den USA 

Monatsdurchschnitte 

  

Q: Federal Reserve Economic Data, WIFO-Berechnungen und -Darstellung. BTU . . . British Thermal Unit. 

 

 
3)  In der Schweiz sind die Energieversorger fast aus-
schließlich in direktem Besitz der Kommunen bzw. Kan-
tone, sodass die Höhe der Verbraucherpreise nicht 
von der Marktpreisentwicklung abhängt. 

4)  USA: Henry Hub Natural Gas spot price, Asien: glo-
baler Flüssiggaspreis für Asien, Europa: globaler Preis 
für Gas; die Preise sind nicht vollständig vergleichbar 
und die Zeitreihen nicht saisonbereinigt. 
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Die rechte Grafik stellt den Erdgaspreis in Eu-
ropa bzw. Asien relativ zum Preis in den USA 
dar. Im April 2012 war der Preis in Europa 
mehr als sechsmal so hoch wie in den USA. 
In Folge dieser Entwicklung beschloss etwa 
der Stahlerzeuger VOEST, im texanischen 
Corpus Christi eine Eisenschwammanlage zu 
bauen. In der COVID-19-Krise näherten sich 
die Preise in den drei Märkten wieder an; 
danach entwickelten sie sich erneut sehr di-
vergent. Teilweise lag der Preis in Europa um 
den Faktor 8 über dem Niveau in den USA. 
Mittlerweile ist der Abstand auf den Faktor 5 
gesunken und sollte sich weiter verringern. 
Je mehr Importmöglichkeiten für Flüssiggas 
in der EU geschaffen werden, umso stärker 
wird sich der Preis im Nettoimportmarkt EU 
jenem des Nettoexportmarktes USA annä-
hern; der langfristig verbleibende Abstand 
wird von den Kosten der Verflüssigung, des 
Transports und der Regasifizierung getrieben, 
womit der Preisaufschlag bei etwa 40% bis 
50% liegen dürfte. Will Europa dieser Logik 
entrinnen, muss es eigene Lagerstätten er-
schließen, sonst verbleibt ein Wettbewerbs-
nachteil. Energiepreisdifferenzen dieser 
Höhe durch Subventionen auszugleichen, 
erscheint weder langfristig leistbar noch in-
dustriepolitisch sinnvoll. 

Neben Gas haben sich auch andere Roh-
stoffe nach Ende der akuten Phase der 
COVID-19-Krise verteuert. Darunter fallen 
Erdöl, aber auch viele Erze (z. B. Kupfer, Ni-
ckel, seltene Erden), sowie Agrarrohstoffe. 
Nettoexporteure dieser Güter konnten damit 
ihr außenwirtschaftliches Austauschverhältnis 
– die sogenannten "Terms-of-Trade", definiert 
als der durchschnittliche Preis der Exportgü-
ter dividiert durch den durchschnittlichen 
Preis der Importgüter – deutlich verbessern – 
auf Kosten der Nettoimporteure. Das wird 
vor allem an den Beispielen USA und Europa 
überaus deutlich (Abbildung 6). Seit Mitte 
2020 profitierten die USA von einer massiven 
Verteuerung ihrer Exportgüter bei relativ 
stabilen Importpreisen. Erstere verteuerten 
sich um etwa 10% stärker als letztere. In der 
Folge verbesserten sich die Terms-of-Trade 
der USA drastisch. Das ist relevant, weil die 
Terms-of-Trade ein Maß für die Wohlstands-
entwicklung darstellen: verbessern sie sich, 
so steigt die aus den erzielten Exporten resul-
tierende Kaufkraft für die heimische Bevölke-
rung. In der klassischen BIP-Berechnung tau-
chen derartige Effekte nicht auf5). 

 

Abbildung 6: Außenwirtschaftliches Austauschverhältnis des Euro-Raums und der USA 
2010 = 100 

 

Q: Centraal Planbureau, WIFO-Berechnungen und -Darstellung. Durchschnittlicher Exportpreis relativ zu durch-
schnittlichem Importpreis. 

 

3.3 Strompreiseunterschiede innerhalb 
der EU 

Ebenfalls relevant für die Wettbewerbsfähig-
keit der heimischen Industrie ist die Hetero-

 
5)  Das BIP wird standardmäßig mit dem BIP-Deflator 
preisbereinigt. Dieser misst den Preis der im Inland er-
zeugten Güter und Dienstleistungen und kann sich in 

genität der Strompreise innerhalb des EU-
Binnenmarktes. Abbildung 7 zeigt die durch-
schnittlichen Strompreise im Großhandel in 
den verschiedenen Regelzonen für die 
Jahre 2018 und 2022. Diese Darstellung 

Zeiten starker Bewegungen der Terms-of-Trade sehr 
deutlich vom Verbraucherpreisindex unterscheiden, 
der für die Kaufkraft der Konsument:innen relevant ist. 
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bar noch industriepoli-
tisch sinnvoll. 
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macht die Kostenexplosion in Mitteleuropa 
sichtbar, zeigt aber auch, dass die Strom-
preise nicht überall gestiegen sind. In man-
chen Regionen Skandinaviens waren sie 
2022 geringer als 2018; dort finden energiein-
tensive Produktionsstätten aufgrund reichlich 
vorhandener Wasser- und Windenergie gute 
Bedingungen vor. Insgesamt zeigt sich, dass 

die Preise 2022 sehr stark variierten. Auf der 
iberischen Halbinsel hat die Bezuschussung 
des Gaspreises bei der Verstromung die 
Preise weniger stark ansteigen lassen als 
etwa in Frankreich oder Italien. Sollten diese 
großen Diskrepanzen Bestand haben, wird 
dies nicht ohne Folgen für die Standortpolitik 
der Industrie bleiben. 

 

Abbildung 7: Durchschnittliche Großhandelspreise für Strom in Europa 

€ je MWh 

2018 2022 

  

Q: European Network of Transmission System Operators for Electricity (ENTSO-E), Börsenstrompreise (Jahresdurchschnitte); Energy-Charts 
(https://energy-charts.info/); WIFO-Darstellung. 

 

Allerdings gilt auch hier: Strompreisdifferen-
zen sind in der EU nichts Neues. So hat Öster-
reich seit der Trennung der gemeinsamen 
Strompreiszone (2002/2018) einen etwas hö-
heren Großhandelspreis als Deutschland. Im 
Winter war er zeitweise bis zu 25% höher (Ab-
bildung 8). Bisher haben in Deutschland 
hohe Netzentgelte und die Ökostromum-
lage (gemäß Erneuerbare-Energien-Gesetz) 
den Strompreis für die Industrie und vor al-
lem für die privaten Haushalte über das ös-
terreichische Niveau getrieben. Durch die 
Abschaffung mehrerer Abgabentypen 
schlägt der Großhandelspreis jedoch immer 
stärker auf die Verbraucherpreise durch, 

 
6)  https://de.statista.com/statistik/daten/studie/15353
3/umfrage/stromimportsaldo-von-deutschland-seit-
1990/.  

was zum Standortnachteil Österreichs im 
Vergleich zum wichtigsten Handelspartner 
wird. Der Grund für den günstigeren Preis im 
Nachbarland liegt in der besseren Verfüg-
barkeit erneuerbarer Energie, vor allem von 
Wind- und Sonnenstrom. Dadurch steigt 
zwar die Volatilität der Preise, das durch-
schnittliche Niveau sinkt jedoch. Seit 2001 ex-
portiert Deutschland mehr Strom, als es im-
portiert; in Österreich gilt das Gegenteil6). 
Um den Strompreisnachteil aufzuholen, muss 
Österreich die Erzeugungskapazität für er-
neuerbaren Strom ausbauen und die Im-
portlücke (im Winter bis zu 30%) schließen7). 

7)  https://positionen.wienenergie.at/grafiken/oester 
reichische-nettostromimporte/.  

Die Strompreise sind in-
nerhalb des EU-Binnen-

marktes sehr unter-
schiedlich. 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/153533/umfrage/stromimportsaldo-von-deutschland-seit-1990/
https://positionen.wienenergie.at/grafiken/oesterreichische-nettostromimporte/
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Abbildung 8: Strompreise für Österreich und Deutschland im Vergleich 

  

Q: European Network of Transmission System Operators for Electricity (ENTSO-E), Energy-Charts (https://energy-charts.info/), WIFO-Berechnungen.  

 

3.4 Andere Determinanten der Wettbe-
werbsfähigkeit: Emissionshandel, 
Lieferketten, Arbeitskräfte 

In der EU müssen die Elektrizitätswirtschaft 
und die Industrie für die Freisetzung von CO2 
Emissionsrechte erwerben. Das verteuert 
den Strom und den Einsatz von fossiler Ener-
gie in der Produktion. Das europäische 
"Cap-and-Trade"-System, in dem die insge-
samt möglichen Emissionen politisch hart be-
grenzt werden, die Verteilung der Emissions-
rechte aber durch einen Emissionshandel 
geregelt wird, ist ein effizienter und zielge-
richteter Mechanismus. Der Preis für Emissi-
onsrechte liegt aktuell bei etwa 80 € je t CO2 
und schwankte im Jahresverlauf 2022 auf-
grund der Unsicherheiten über den Gasver-
brauch und die damit erforderlichen Emissi-
onsrechte enorm. Vor der COVID-19-Krise 
lag der Preis nie über 30 € je t CO2. Andere 
Länder haben keine CO2-Bepreisung, was 
ihnen preisliche Wettbewerbsvorteile ver-
schafft. In der EU soll ein Grenzausgleichsme-
chanismus diese Wettbewerbsverzerrung 
eindämmen (siehe dazu Felbermayr et al., 
2021). 

In den letzten Jahren führten Störungen in 
den globalen Lieferketten zu Produktionsaus-
fällen. Das Problem war besonders in 
Deutschland akut, dort erreichten die Aus-
fälle gemäß der Konjunkturumfrage der Eu-
ropäischen Kommission im I. Quartal 2022 ei-
nen historischen Höchststand. In Frankreich, 
Spanien und – in kleinerem Ausmaß – in Ita-
lien ist das Problem ebenfalls manifest (Ab-
bildung 9). Die Lieferkettenprobleme haben 
verschiedene Ursachen. Dazu zählen vor al-
lem die überraschend starke Nachfrage 

nach Logistikdienstleistungen nach der 
akuten Phase der COVID-19-Krise, wieder-
kehrende Verwerfungen durch COVID-19-
bedingte Produktionsausfälle im Ausland 
und politische Störungen in Form von Export-
beschränkungen ausländischer Regierun-
gen. Die Störungen in den Lieferketten lösen 
sich zwar allmählich auf, sind aber immer 
noch der wichtigste limitierende Faktor der 
Industrieproduktion.  

Auch der Arbeitskräftemangel gewinnt als 
Hemmnis immer stärker an Bedeutung, vor 
allem in Deutschland und Frankreich, aber 
auch in den anderen EU-Ländern. In Öster-
reich stellt sich das Bild sehr ähnlich dar, wie 
Hölzl et al. (2022) auf Basis von Daten des 
WIFO-Konjunkturtests feststellten. In der hei-
mischen Industrie werden die gestiegenen 
Preise für Vorprodukte und Vorleistungen 
von 66% der Unternehmen als Beeinträchti-
gung ihrer Geschäftstätigkeit wahrgenom-
men. 58% der befragten Unternehmen nen-
nen die gestiegenen Energiepreise, 46% 
Engpässe in den Lieferketten und 45% 
Schwierigkeiten bei der Anwerbung von Ar-
beitskräften. Die Lieferkettenprobleme dürf-
ten prinzipiell behebbar sein. Auch im Ener-
giebereich bahnt sich Entspannung an, die 
durch einen Ausbau von erneuerbarer Ener-
gie nachhaltig sein kann. Das zentrale zu-
künftige Problem, das sich einer kurz- oder 
mittelfristigen politischen Behandlung ent-
zieht, ist vielmehr die Knappheit an Arbeits-
kräften. In dem Maß, in dem andere Länder 
– in Südeuropa, aber auch außerhalb Euro-
pas – noch große Arbeitskraftpotenziale ha-
ben, sind sie für österreichische bzw. europä-
ische Unternehmen attraktivere Standorte 
als Mitteleuropa. 
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Neben den Energieprei-
sen spielt eine Vielzahl 
anderer Faktoren eine 
große Rolle für die Wett-
bewerbsfähigkeit der 
europäischen und der 
österreichischen Indust-
rie. 
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Abbildung 9: Produktionshemmnisse in der europäischen Industrie 
Saldo in %, saisonbereinigt 

  

  

Q: Konjunkturumfragen der Europäischen Kommission. 

4. Wie soll die Politik reagieren? 
4.1 Viele Länder setzen auf massive 

Subventionen 

Der relative Rückzug der Industrie innerhalb 
der westlichen Volkswirtschaften und der 
Rückgang der industriellen Bedeutung des 
"Westens" in der Weltwirtschaft haben poli-
tisch höchst relevante Implikationen – von 
sozialen Verwerfungen bis hin zu sicherheits-
politischen Risiken. Es ist nicht verwunderlich, 
dass die oben gezeigten empirischen Ent-
wicklungen zu einer Wiederbelebung der In-
dustriepolitik geführt haben. Vor dem Hinter-
grund unsicherer Lieferketten wird die Ver-
sorgungssicherheit immer wichtiger, aber 
auch geostrategische Argumente mit tech-
nologiepolitischer Färbung gewinnen an Be-
deutung. Und schließlich erscheint es vielen 
Beobachter:innen unumgänglich, die Dekar-
bonisierung der Wirtschaft durch massive Hil-
fen des Staates voranzutreiben. Es geht da-
bei um die Sicherung von "strategischer Au-
tonomie", also der Fähigkeit eines Landes 
oder Blockes wie der EU, unabhängig von 
Positionen anderer Mächte zu agieren. In ei-
ner Welt mit eng verflochtenen Lieferketten 

 
8)  https://www.economist.com/briefing/2023/01/12/ 
globalisation-already-slowing-is-suffering-a-new- 
assault.  
9)  Japan begibt neue Anleihen in Höhe von etwa 
140 Mrd. €, um den ökologischen Wandel zu bezu-

ist dies keine Selbstverständlichkeit, wie Far-
rell und Newman (2019) zeigen. 

In den Daten zeigt sich vor allem seit der Fi-
nanzmarkt- und Wirtschaftskrise 2008/09 
weltweit ein deutlicher Anstieg von Industrie-
subventionen (Evenett & Fritz, 2021). Der 
Economist (2023)8) berichtet, dass die Sub-
ventionen der G7-Länder im Jahr 2016 noch 
0,6% des BIP ausmachten und bis 2020 auf 
2,0% des BIP angewachsen sind. Daten der 
EU-Kommission (State Aid Scoreboard) wei-
sen für 2020 Beihilfen in Höhe von 2,4% des 
BIP aus; nach einer Verringerung im Jahr 
2021 dürften die Subventionen im Jahr 2022 
ein Rekordniveau erreicht haben. In den 
beiden letzten Jahren sind noch weitere 
große Subventionsprogramme hinzugekom-
men, etwa der "Chips Act" und der "Inflation 
Reduction Act" in den USA, große Teile des 
Programms "NextGenerationEU" oder an-
dere Programme in Ländern wie Japan, In-
dien oder China9). 

Subventionen haben das Ziel, die heimische 
Wertschöpfung zu fördern, indem sie 

schussen. Indien will bestimmte Sektoren wie die Foto-
voltaik- und die Batterieproduktion mit Staatsmitteln 
fördern. Auch Länder wie das Vereinigte Königreich 
und Kanada haben Pläne für Förderprogramme vor-
gelegt. 
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Standortentscheidungen beeinflussen. Um 
eine möglichst große Wertschöpfungstiefe 
zu erreichen, wird ihre Gewährung häufig 
auch daran geknüpft, dass Zulieferer aus 
dem Inland kommen. Die Ausreichung von 
Subventionen führt zu handelspolitischen 
Spannungen und in immer mehr Fällen auch 
zur Verhängung von kompensierenden Im-
portzöllen, den sogenannten "countervailing 
tariffs". Der seit über 18 Jahren schwelende 
Konflikt zwischen den USA und der EU über 
Subventionen an die Flugzeugbauer Airbus 
und Boeing ist das wohl prominenteste Bei-
spiel für solche Handelskriege.  

Neben Subventionen werden auch zollar-
tige Maßnahmen populärer, um "unfairen" 
Wettbewerb von Anbietern aus Ländern mit 
niedrigeren Standards auszugleichen. Viele 
Länder setzen zudem immer stärker auf In-
vestitionskontrollen, um ausländische Investi-
tionen in strategische Industrien im Inland zu 
regulieren oder zu untersagen. Dabei gera-
ten auch heimische Investitionen im Ausland 
zunehmend in das Visier einer Politik, die ver-
sucht, die Weitergabe westlicher Technolo-
gie an geostrategische Rivalen zu verhin-
dern. Auch Exportkontrollen, die jahrzehnte-
lang im Wesentlichen auf militärische und 
sogenannte "Dual-Use"-Güter begrenzt wa-
ren, haben seit der COVID-19-Krise massiv an 
Bedeutung gewonnen. Wiewohl solche Kon-
trollmaßnahmen vielfach sicherheitspolitisch 
unerlässlich sind, ist die Sorge vor protektio-
nistischem Missbrauch, vor der Schaffung 
von Überkapazitäten und daraus folgenden 
"Boom-Bust"-Zyklen nicht von der Hand zu 
weisen. 

Wenn Länder außerhalb der EU oder im EU-
Binnenmarkt ihre Industriesubventionen aus-
weiten, stellt sich auch für die EU oder Öster-
reich die Frage, wie darauf zu reagieren ist.  

4.2 Ordnungspolitische Prinzipien 

Aus den wirtschaftshistorischen Erfahrungen 
mit aktiver Industriepolitik und aus grundsätz-
lichen Überlegungen heraus lassen sich ei-
nige Leitlinien für eine effiziente und effektive 
Standortpolitik ableiten. Diese Leitlinien sol-
len sicherstellen, dass öffentliche Mittel tat-
sächlich im Sinne des Gemeinwohls und 
nicht zur Verfolgung von Partikularinteressen 
eingesetzt werden. Sie sollen außerdem 
dazu beitragen, dass die richtigen Mittel ver-
wendet werden. In der Klimapolitik sind das 
häufig nicht (nur) Subventionen sondern 
(auch) ordnungspolitische Programme wie 
die Bepreisung von CO2-Emissionen (Kettner-
Marx & Kletzan-Slamanig, 2022). Auch die 
richtige politische Verortung von Maßnah-
men (EU versus Mitgliedsland) ist wichtig. 

 Erstens, wenn Handelspartner mit Sub-
ventionsprogrammen vorpreschen, dann 
besteht die optimale Reaktion nicht not-
wendigerweise darin, ein eigenes ähnli-
ches Programm aufzulegen und damit 

eine Protektionismusspirale zu riskieren 
(siehe dazu etwa Felbermayr, 2022; Elker-
bout, 2022). Vielmehr braucht es im Vor-
feld eine sorgfältige empirische Analyse, 
denn nicht jede Subvention im Ausland 
schadet dem Inland – so verbessern 
etwa Subventionen in ausländischen Ex-
portsektoren das eigene Austauschver-
hältnis. Viele protektionistische Eingriffe 
schaden vielmehr dem Initiator. Das ist 
gerade für die Handelspolitik von Donald 
Trump, die ja immer stark industriepoli-
tisch motiviert war, gut wissenschaftlich 
belegt (Caliendo & Parro, 2021). 

 Zweitens, Industriepolitik, die öffentliche 
Mittel zur Subventionierung einzelner Wirt-
schaftszweige einsetzt oder sektorspezifi-
sche Ausnahmen vom Wettbewerbs-
recht beinhaltet, muss sorgfältig begrün-
det werden. Die Aufbringung von Steuer-
mitteln ist nämlich selbst mit volkswirt-
schaftlichen Kosten verbunden und ein 
Aushöhlen der Wettbewerbsordnung hat 
nationale und internationale Konsequen-
zen. Insbesondere sollte jede Ungleich-
behandlung von Sektoren oder Techno-
logien gut begründbar sein. Zu häufig 
werden Entscheidungen aus momenta-
nen Stimmungslagen heraus getroffen; 
zu häufig folgen sie Partikularinteressen 
anstatt dem Gemeinwohl. 

 Drittens, eine erfolgreiche Industriepolitik 
sollte so gestaltet sein, dass sie über län-
gere Zeiträume sinnvoll anwendbar ist. 
Sie sollte nicht reflexartig nach dem Ein-
treten von Schocks oder dem Vorliegen 
neuer Informationen neu ausgerichtet 
werden müssen. In anderen Worten, ihr 
Design soll robust gegenüber dem Auf-
treten immer neuer, andersartig erschei-
nender Schocks sein. Langfristige private 
Investitionsentscheidungen bedürfen ei-
ner verlässlichen Grundlage. 

 Viertens, Industriepolitik darf nicht über-
holte Strukturen konservieren, sondern 
sollte die Transformation von Wirtschafts-
zweigen unterstützen. Weil die Politik und 
auch die Expert:innen zwangsläufig un-
vollständiges Wissen über technologi-
sche Entwicklungen der Zukunft haben, 
geht es dabei weniger um das Erzwingen 
ganz bestimmter Transformationen son-
dern vielmehr um die Schaffung von Frei-
räumen und Bedingungen, in und unter 
denen industrieller Wandel gelingen 
kann. Das erfordert in der Regel ein tech-
nologieoffenes Vorgehen und ein mög-
lichst breites Zulassen von Marktprozes-
sen. 

 Fünftens, die industriepolitischen Ziele 
sollten klar benannt werden; ebenso soll-
ten die Hindernisse klar identifiziert wer-
den, die einer Erreichung der Ziele im 
Wege stehen. Wenn etwa Schwierigkei-
ten in den Lieferketten festgestellt wer-
den, sollte klar gemacht werden, worauf 
diese ursächlich zurückgeführt werden 
können. Wenn die Energiepreise zu hoch 
sind, muss geklärt werden, warum private 

Ordnungspolitische Leit-
linien sollten sicherstel-
len, dass Subventions-
politik nicht zur Förde-
rung von Partikularinte-
ressen eingesetzt wird. 
Internationale Politikko-
ordination ist erforder-
lich, um protektionisti-
sche Subventionswett-
läufe zu verhindern. 
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Investitionen in Produktionskapazitäten 
nicht ausreichen. Die industriepolitischen 
Instrumente sollten diese festgestellten 
Verzerrungen des Marktgeschehens korri-
gieren, und zwar an der Stelle, wo sie 
entstehen. Dabei können durchaus sub-
ventionsartige Instrumente zum Einsatz 
kommen, z. B. "Carbon Contracts for Dif-
ference" (Gerres & Linares, 2020). Sind 
die Verzerrungen nicht klar belegbar 
oder werden sie schon durch ein beste-
hendes Instrument adressiert, so führen 
Förderungen häufig zu ineffizienter Über-
förderung. 

 Sechstens, in einer durch internationale 
Wertschöpfungsnetzwerke eng verbun-
denen Welt muss das Hauptaugenmerk 
darauf gelegt werden, Politikentwürfe zu 
koordinieren. Sonst drohen teure und in-
effektive Subventionswettläufe. Es sollte 
nicht darum gehen, sich gegenseitig 
Marktanteile wegzunehmen, sondern ge-
meinsame Ziele zu identifizieren – wie 
etwa die Bewältigung der Dekarbonisie-
rung der Energiesysteme – und Förderun-
gen so zu gestalten, dass sie diesem ge-
meinsamen Ziel dienen. 

Diese Prinzipien lassen eine sektorspezifische 
Industriepolitik nur in seltenen Fällen zu. Sie 
legen nahe, dass es meist zweckmäßiger ist, 
die Rahmenbedingungen so zu gestalten, 
dass innerhalb dieser ein möglichst freies 
Marktgeschehen zu einer effizienten Zieler-
reichung führt. Das bedeutet zum Beispiel, 
dass der Staat die ihm genuin zukommen-
den Aufgaben optimal löst. Er muss etwa für 
entsprechende Infrastruktur sorgen, denn 
diese hat in der Regel den Charakter öffent-
licher Güter und wird nicht marktwirtschaft-
lich bereitgestellt. Das gilt für Netze aller Art, 
vom Strom-, über das Daten-, bis hin zum 
Verkehrswegenetz. Er muss die Ausbildung 
der Arbeitskräfte, die zur Bewältigung der 
vielfachen Herausforderungen benötigt wer-
den, so gut wie möglich fördern; dafür sind 
die privaten Anreize in aller Regel nicht aus-
reichend. Und er muss die Bedingungen für 
eine gedeihliche internationale Kooperation 

herstellen. Dabei muss regelmäßig auch in 
Instrumente investiert werden, die andere 
Länder abschrecken, opportunistische Maß-
nahmen zu ergreifen. 

Die EU-Kommissionspräsidentin, Ursula von 
der Leyen, nannte in ihrer Rede beim Welt-
wirtschaftsforum in Davos am 17. Jänner 
2023 vier Säulen für eine gute Industriepolitik: 
Erstens, das Regelungsumfeld, zweitens, die 
Finanzierung, drittens, die Qualifikationen 
der Arbeitnehmer:innen und, viertens, die 
Rahmenbedingungen für den internationa-
len Handel. Damit spricht sie in der Tat vier 
ganz zentrale Bereiche an. Allerdings setzt 
die EU die falschen Schwerpunkte, indem sie 
ihre Anstrengungen auf die Bereitstellung öf-
fentlicher Hilfen und auf die Gewährung bei-
hilferechtlicher Ausnahmen für spezielle Sek-
toren oder Unternehmen konzentriert. Besser 
wäre es, die Industriepolitik auf EU-Ebene 
und auch auf Ebene der Mitgliedsländer so 
auszurichten, dass sie gegenüber Branchen 
und Technologien neutral ist, klar identifizier-
bares Marktversagen korrigiert, und die inter-
nationale Kooperation fördert.  

Statt das Handeln ausländischer Regierun-
gen, ob in Peking oder Washington, zum 
Ausgangspunkt der eigenen Überlegungen 
zu machen, sollte der Fokus darauf liegen, 
den eigenen Binnenmarkt zu vertiefen, zu 
stärken und zu dynamisieren. Dabei geht es 
um die Vervollständigung der europäischen 
Bankenunion, um die Vertiefung der europä-
ischen Kapitalmärkte, die Schaffung eines 
wirklich grenzüberschreitenden Arbeitsmark-
tes mit der dazugehörigen sozialstaatlichen 
Harmonisierung, um die Finanzierung und 
Bereitstellung hochrangiger grenzüberschrei-
tender Infrastrukturen und um den Aufbau 
gemeinsamer Top-Universitäten. All das kos-
tet Geld. Werden die verfügbaren Mittel zu 
stark und zu unüberlegt für die Bezuschus-
sung derzeit attraktiv erscheinender Bran-
chen oder Technologien verwendet, fehlen 
sie für diese dringend nötigen strukturellen 
Investitionen. 

5. Zusammenfassung und Schlussfolgerung 

Die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Industrie leidet unter hohen Energiekosten 
und Problemen in den Lieferketten. In 
Deutschland ist die Industrie schon länger 
auf dem Rückzug, was einer allgemeinen 
Schwäche des Standorts und weniger feh-
lenden Förderungen zuzuschreiben ist 
(Dohse & Bode, 2020). In Österreich hat sich 
der Industriesektor in den letzten Jahren 
zwar erfreulicher entwickelt, die Probleme 
sind aber ähnlich gelagert.  

Die Industriepolitik muss den neuen geopoli-
tischen Umständen und den Anforderungen 

einer raschen Dekarbonisierung des Energie-
systems Rechnung tragen. Dabei sollten im-
mer neue und immer höhere schuldenfinan-
zierte Subventionen für einzelne Sektoren 
nicht das zentrale Instrument sein, weder auf 
Ebene der Mitgliedsländer noch auf EU-
Ebene. Vielmehr sollten die eigentlichen 
Schwächen des Binnenmarktes gemein-
schaftlich angegangen werden. Dazu sind 
u. a. ein massiver Ausbau erneuerbarer Ener-
gie, eine Infrastrukturoffensive und Investitio-
nen in Bildung erforderlich. Solche Maßnah-
men sichern den Wohlstand von morgen. 

Das Hauptaugenmerk 
europäischer Industrie-

politik sollte auf der Kor-
rektur klar identifizierba-
ren Marktversagens und 
auf der Förderung inter-
nationaler Kooperation 

liegen. 
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Weltweiter Konjunkturabschwung erfasst Österreich 
Prognose für 2022 bis 2024 
Stefan Ederer, Christian Glocker 

 Der weltweite Konjunkturabschwung erfasst im 2. Halbjahr 2022 die österreichische Wirtschaft. Das BIP 
dürfte im Winter 2022/23 sinken. 

 Aufgrund des starken 1. Halbjahres wächst die Wirtschaftsleistung im Gesamtjahr 2022 um 4,7%. 2023 
stagniert das BIP weitgehend (+0,3%). 2024 erhöht sich das Wachstum auf 1,8%. 

 Die Lage auf dem Arbeitsmarkt dürfte sich nur vorübergehend eintrüben. Die Arbeitslosenquote sinkt 
2022 auf 6,3%, steigt 2023 leicht auf 6,5%, und geht 2024 wieder auf 6,2% zurück. 

 Die Inflation hat ihren Höhepunkt voraussichtlich überschritten und dürfte im Gesamtjahr 2022 bei 8,5% 
liegen. In den Folgejahren verlangsamt sie sich auf 6,5% (2023) bzw. 3,2% (2024). 

 Der Finanzierungssaldo der öffentlichen Haushalte beträgt 2022 3,3% des BIP. 2023 und 2024 sinkt das 
Defizit deutlich unter die Maastricht-Grenze von 3%. 

 

 
Entwicklung der Energiepreise 

 

Die Energiepreise sind seit dem Sommer 2022 deutlich zurückgegangen. Auf den 
Terminmärkten ist der Erdgaspreis für 2023 derzeit ähnlich hoch wie jener im 
Frühjahr 2022 (Q: Intercontinental Exchange, IWF, European Energy Exchange, 
WIFO). 

 

"Die Lage auf den Energiemärkten 
hat sich im Herbst merklich ent-
spannt. An den Terminmärkten wird 
für 2023 mit deutlich niedrigeren 
Preisen als noch im Sommer 2022 
gerechnet. Das Risiko einer neuer-
lichen starken Verteuerung besteht 
allerdings weiterhin." 
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Weltweiter Konjunkturabschwung erfasst Österreich 
Prognose für 2022 bis 2024 

Stefan Ederer, Christian Glocker 

 
Weltweiter Konjunkturabschwung erfasst Österreich. 
Prognose für 2022 bis 2024 
Der internationale Konjunkturabschwung hat im 2. Halbjahr 
2022 auch die österreichische Wirtschaft erfasst. Das BIP 
dürfte im Winterhalbjahr zurückgehen. Für das Frühjahr 
2023 werden wieder Impulse aus dem Außenhandel erwar-
tet. Die allmähliche Entspannung auf den Energiemärkten 
dämpft die Inflation und dürfte dazu beitragen, dass sich 
die Stimmung im Lauf der Zeit verbessert und die Konjunk-
tur wieder anzieht. 2022 wird Österreichs Wirtschaftsleistung 
um 4,7% wachsen. 2023 dürfte das BIP weitgehend stagnie-
ren (+0,3%). 2024 erhöht sich das Wachstum auf 1,8%. 

 Global Economic Downturn Hits Austria. Economic Outlook 
for 2022 to 2024 
The international economic downturn also affected the 
Austrian economy in the second half of 2022. GDP is ex-
pected to decline in the winter half-year. Stimulus from for-
eign trade is expected to revive in spring 2023. The gradual 
easing on the energy markets is dampening inflation and 
should contribute to an improvement in sentiment over 
time and a pick-up in economic activity. In 2022, Austria's 
economic output will grow by 4.7 percent. In 2023, GDP is 
expected to largely stagnate (+0.3 percent), while in 2024 
growth will increase to 1.8 percent. 
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Konjunkturberichterstattung-Glossar.pdf 
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1. Einleitung 

Die Weltwirtschaft befindet sich derzeit in ei-
ner Schwächephase. Hohe Energie- und 
Rohstoffpreise treiben in vielen Ländern die 
Verbraucherpreisinflation und ziehen eine 
rasche Straffung der Geldpolitik nach sich. 
Die Stimmung hat sich vielerorts eingetrübt, 
und die Unsicherheit über die weitere Ent-
wicklung ist hoch. Der Konjunkturab-
schwung, der in den USA bereits früher ein-
gesetzt hatte, zeigt sich nunmehr auch im 
Euro-Raum deutlich und dürfte dort im Win-
ter zu einem Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung führen. 

Die Situation auf den Rohstoffmärkten hat 
sich allerdings zuletzt etwas entspannt. Der 
Ölpreis geht bereits seit dem Sommer zurück; 
im Herbst dämpften unerwartet hohe Lager-
stände die europäischen Erdgaspreise. 
Diese werden dennoch vorerst hoch bleiben 
und erst im 2. Halbjahr 2023 merklich sinken. 
Die weltweit strafferen geldpolitischen Rah-
menbedingungen werden im Prognosezeit-
raum die Nachfrage dämpfen, was zusam-
men mit dem Abebben der Rohstoffpreise 
die Inflation bremsen sollte. Dies dürfte wie-
derum die Stimmung der privaten Haushalte 

und Unternehmen heben und die Konjunktur 
stützen. Das Wachstum der Weltwirtschaft 
wird 2023 allerdings schwach ausfallen und 
erst 2024 wieder spürbar anziehen. 

Der weltweite Konjunkturabschwung hat im 
III. Quartal 2022 auch Österreich erfasst. Die 
Exporte und die Wertschöpfung der heimi-
schen Industrie schrumpften, während die 
Wirtschaftsleistung stagnierte. Im Winterhalb-
jahr 2022/23 dürfte das BIP merklich sinken. 
Anhaltend hohe Energiepreise, die kräftige 
Preisdynamik und die Unsicherheit über die 
weitere Entwicklung drücken die Stimmung. 
In weiterer Folge dürfte sich die österreichi-
sche Wirtschaft aber erholen. Aus dem Aus-
land sind ab dem Frühjahr 2023 wieder 
merkliche Impulse zu erwarten. Zudem stabi-
lisieren sich mit der abnehmenden Unsicher-
heit und der allmählichen Entspannung auf 
den Energiemärkten der private Konsum 
und die Investitionen. Zur Belebung der Kon-
junktur trägt auch die Entwicklung der Real-
löhne pro Kopf bei: Sie werden nach den 
Rückgängen 2021 und 2022 im Jahr 2023 
wieder steigen. 
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Übersicht 1: Hauptergebnisse der Prognose 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Bruttoinlandsprodukt, real  + 1,5  – 6,5  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8 
Herstellung von Waren  + 1,0  – 5,8  + 9,5  + 3,0  – 2,2  + 1,5 
Handel  + 3,0  – 5,9  + 3,7  + 2,5  + 2,6  + 2,5 

Private Konsumausgaben1), real  + 0,5  – 8,0  + 3,6  + 3,8  + 1,3  + 1,7 
Dauerhafte Konsumgüter  + 0,2  – 2,2  + 4,4  – 2,5  + 2,6  + 2,0 

Bruttoanlageinvestitionen, real  + 4,5  – 5,3  + 8,7  – 1,0  + 0,2  + 2,2 
Ausrüstungen2)  + 5,3  – 7,0  + 11,3  – 2,0  + 0,0  + 3,6 
Bauten  + 3,6  – 3,4  + 5,8  ± 0,0  + 0,3  + 0,7 

Exporte, real  + 4,0  – 10,7  + 9,6  + 8,8  + 0,3  + 3,3 
Warenexporte, fob  + 3,5  – 7,3  + 12,9  + 6,0  – 0,1  + 3,5 

Importe, real  + 2,1  – 9,2  + 13,7  + 5,1  + 0,9  + 3,2 
Warenimporte, fob  + 0,3  – 6,2  + 14,2  + 3,1  + 0,1  + 3,0 

Bruttoinlandsprodukt, nominell  + 3,1  – 4,1  + 6,6  + 9,9  + 5,5  + 5,8 
 Mrd. € 397,17 381,04 406,15 446,31 471,05 498,34 
Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 2,4 3,0 0,4 0,0  – 0,4 0,2 
Verbraucherpreise  + 1,5  + 1,4  + 2,8  + 8,5  + 6,5  + 3,2 
BIP-Deflator3)  + 1,5  + 2,6  + 1,9  + 5,0  + 5,2  + 3,9 
Dreimonatszinssatz in %  – 0,4  – 0,4  – 0,5 0,4 4,0 4,7 
Sekundärmarktrendite4) in % 0,1  – 0,2  – 0,1 1,7 4,4 5,7 
       
Finanzierungssaldo des Staates  
(laut Maastricht-Definition) in % des BIP 0,6  – 8,0  – 5,9  – 3,3  – 2,0  – 1,6 
Unselbständig aktiv Beschäftigte5)  + 1,6  – 2,0  + 2,5  + 2,9  + 0,7  + 1,3 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (Eurostat)6) 4,8 6,0 6,2 4,6 4,7 4,5 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 7,4 9,9 8,0 6,3 6,5 6,2 

Treibhausgasemissionen7)  + 1,5  – 7,7  + 4,3  – 3,0  – 1,2  + 0,3 
 Mio. t CO2-Äquivalent 79,74 73,59 76,77 74,47 73,61 73,83 

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice Österreich, Dachverband der Sozialversicherungsträger, EZB, OeNB, Statistik Austria, 
Umweltbundesamt. 2022 bis 2024: Prognose.  1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 
2) Einschließlich militärischer Waffensysteme und sonstiger Anlagen.  3) Misst den rein inländischen Preisauftrieb. – 
4) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark).  5) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  6) Labour Force Survey. – 7) Ab 2021: Prog-
nose. 

 

2022 wird das österreichische BIP aufgrund 
der kräftigen Konjunktur im 1. Halbjahr um 
4,7% zulegen. 2023 wird die Wirtschaftsleis-
tung hingegen weitgehend stagnieren 
(+0,3%) und erst 2024 wieder deutlich wach-
sen (+1,8%). 

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist weiterhin 
günstig und dürfte sich infolge des Konjunk-
turabschwungs nur vorübergehend ver-
schlechtern. Nach einem deutlichen Rück-
gang im Jahr 2022 (6,3%) wird die Arbeitslo-
senquote 2023 aufgrund der schwächeren 
Beschäftigungsdynamik leicht auf 6,5% stei-
gen und 2024 wieder auf 6,2% zurückgehen. 

Die Inflation dürfte ihren Höhepunkt bereits 
überschritten haben. Die Verbraucherpreise 

steigen 2022 um 8,5%. 2023 wird sich der 
Preisauftrieb auf 6,5% abschwächen. Der all-
mähliche Rückgang der Energiepreise 
dämpft die Inflation trotz hoher Lohnzu-
wächse; 2024 legen die Verbraucherpreise 
somit nur mehr um 3,2% zu. 

Die günstige Arbeitsmarktlage und das Aus-
laufen der COVID-19-Hilfsmaßnahmen ver-
bessern 2022 den Finanzierungssaldo der öf-
fentlichen Haushalte. In den Folgejahren 
dürfte das Defizit wieder deutlich unter die 
Maastricht-Grenze von 3% des BIP sinken, da 
etliche Unterstützungsmaßnahmen zur Abfe-
derung des Energiepreisanstiegs wegfallen 
und die Konjunktur allmählich wieder an-
zieht. 

2. Die Lage der Weltwirtschaft 
2.1 Internationale Konjunktur im Abschwung 

Das Wachstum der Weltwirtschaft hat sich 
seit Jahresbeginn 2022 abgeschwächt. Geo-
politische Spannungen ließen die Energie-
preise vielerorts in die Höhe schnellen. Zu-
gleich trieben intensive Hitzewellen und Dür-
reperioden in Europa sowie in Mittel- und 

Südasien die Lebensmittelpreise. Vor diesem 
Hintergrund erreichte die Verbraucher-
preisinflation in vielen Ländern langjährige 
Höchstwerte, was zu einer raschen Straffung 
der Geldpolitik führte. Obwohl sich die Aus-
wirkungen der COVID-19-Pandemie in den 
meisten Ländern abgeschwächt haben, be-
einträchtigen wiederholte Infektionswellen 
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nach wie vor die Wirtschaftstätigkeit, insbe-
sondere in China. 

Die Konjunkturabschwächung trifft sowohl 
den produzierenden Bereich als auch die 
Dienstleistungen und umfasst Industrie- und 
Schwellenländer. Die weltweite Industriepro-
duktion ist zwar im III. Quartal gestiegen, wo-
mit der Rückgang im Vorquartal wieder teil-
weise wettgemacht wurde; Stimmungsindi-
katoren deuten allerdings darauf hin, dass 
die Folgen des allmählichen Nachfragerück-
gangs bald stärker spürbar werden. Dies gilt 
gleichermaßen für die marktbezogenen 
Dienstleistungen. 

Im Euro-Raum legte die Wirtschaftsleistung 
im III. Quartal 2022 nur mehr geringfügig zu, 
nachdem sie im 1. Halbjahr noch gewach-
sen war. Während der Dienstleistungsbe-
reich im Frühjahr noch von der weitgehen-

den Aufhebung der COVID-19-Maßnahmen 
profitiert hatte, litt er ab dem Sommer zu-
nehmend unter den kräftigen Preissteigerun-
gen. Umfragen zufolge hat sich das Ge-
schäftsklima auf breiter Front weiter ver-
schlechtert; das Verbrauchervertrauen hat 
gar einen mehrjährigen Tiefststand erreicht. 

Die Wirtschaft der USA expandierte zuletzt, 
nachdem das BIP in den ersten beiden 
Quartalen 2022 gesunken war. Maßgeblich 
getragen wurde das Wachstum durch das 
gute Auslandsgeschäft. Im Inland fiel das 
Bild hingegen gemischt aus. Die voranschrei-
tende geldpolitische Straffung belastet zins-
abhängige Investitionen im privaten Wohn-
bau und im Industriebau. Die privaten Kon-
sumausgaben wurden dagegen mäßig aus-
geweitet – unterstützt durch die gute Ar-
beitsmarktlage.  

   

Übersicht 2: Internationale Konjunktur 
 Gewicht 2021 in % 2019 2020 2021 2022 2023 2024 
 Waren-

exporte1) 
Welt-BIP2) BIP real, Veränderung gegen das Vorjahr in % 

EU 27 67,6 14,9  + 1,8  – 5,7  + 5,4  + 3,6  + 0,6  + 1,9 
Euro-Raum 51,8 12,0  + 1,6  – 6,1  + 5,3  + 3,4  + 0,6  + 1,7 

Deutschland 30,1 3,3  + 1,1  – 3,7  + 2,6  + 1,8  – 0,1  + 1,6 
Italien 6,8 1,9  + 0,5  – 9,0  + 6,7  + 3,8  + 0,4  + 1,0 
Frankreich 3,8 2,3  + 1,8  – 7,8  + 6,8  + 2,6  + 0,6  + 1,5 

MOEL 53) 15,4 1,7  + 4,0  – 3,3  + 6,0  + 4,8  + 0,3  + 2,8 
Ungarn 3,7 0,2  + 4,9  – 4,5  + 7,1  + 5,0  – 0,4  + 3,3 
Tschechien 3,6 0,3  + 3,0  – 5,5  + 3,5  + 2,5  – 0,4  + 2,3 
Polen 4,0 1,0  + 4,4  – 2,0  + 6,8  + 5,9  + 0,6  + 2,6 

USA 6,7 15,7  + 2,3  – 2,8  + 5,9  + 1,9  + 0,9  + 1,5 
Schweiz 5,2 0,5  + 1,1  – 2,4  + 4,2  + 2,0  + 0,2  + 2,1 
Vereinigtes Königreich 2,7 2,3  + 1,6  – 11,0  + 7,5  + 4,4  – 0,9  + 0,8 
China 2,9 18,6  + 6,0  + 2,2  + 8,1  + 3,4  + 4,5  + 4,8 
          
Insgesamt         

Kaufkraftgewichtet4)  52  + 3,4  – 2,2  + 6,6  + 3,0  + 2,0  + 2,8 
Exportgewichtet5)  86   + 1,9  – 5,1  + 5,5  + 3,4  + 0,7  + 1,9 

Marktwachstum Österreich6)    + 1,7  – 6,1  + 10,8  + 4,7  + 0,8  + 3,5 
          
Annahmen zur Prognose         
Rohölpreis         

Brent, $ je Barrel   64,1 43,3 70,7 99 83 79 
Erdgaspreis         

Dutch TTF, € je MWh   13,6 9,5 45,9 127 130 100 
Strompreis Österreich         

Base, € je MWh   40,1 33,2 107,2 257 351 278 
Peak, € je MWh   43,1 36,0 116,8 272 440 362 

Wechselkurs         
Dollar je Euro   1,120 1,141 1,184 1,04 1,01 1,12 

Internationale Zinssätze         
EZB-Hauptrefinanzierungssatz7), in %  0,0 0,0 0,0 0,6 3,6 4,4 
Sekundärmarktrendite Deutschland, in %  – 0,3  – 0,5  – 0,4 1,2 3,9 5,4 

Q: WIFO, Bureau of Economic Analysis, European Energy Exchange, Eurostat, EZB, HWWI, Intercontinental 
Exchange, IWF, OECD, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Österreichische Warenexporte. – 2) Kaufkraft-
gewichtet. – 3) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, Slowakei. – 4) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes Königreich, 
China; gewichtet mit dem Bruttoinlandsprodukt zu Kaufkraftparitäten 2021. – 5) EU 27, USA, Schweiz, Vereinigtes 
Königreich, China; gewichtet mit den österreichischen Warenexportanteilen 2021. – 6) Veränderungsrate real der 
Warenimporte der Partnerländer, gewichtet mit österreichischen Exportanteilen. – 7) Mindestbietungssatz. 
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Abbildung 1: Indikatoren der Wirtschaftsentwicklung und der Wirtschaftspolitik 

Wirtschaftswachstum Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

  

Produktion und Investitionen Konsum und Einkommen 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

  

Kurz- und langfristige Zinssätze Preise und Lohnstückkosten 

In % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  

Außenhandel (laut Statistik Austria) Finanzierungssaldo des Staates 

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real In % des BIP 

  

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Europäische Kommission, Eurostat, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2022 bis 
2024: Prognose.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, ohne in der Be-
schäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in Schulung; Bruch 2007/08 wegen Umstellung der Beschäftigtenstatistik.  2) Einschließlich militärischer Waf-
fensysteme.  3) Bundesanleihen mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). – 4) Einschließlich Kurzarbeitsbeihilfen.  5) Prognose: Europäische Kom-
mission. 
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In China legte die Wirtschaftsaktivität im 
III. Quartal merklich zu, zumal sich die Maß-
nahmen zur Eindämmung des SARS-CoV-2-
Virus auf einen deutlich kleineren Teil des 
Landes beschränkten als noch im Frühjahr. 
Das kräftige Wirtschaftswachstum dürfte sich 
im IV. Quartal 2022 jedoch nicht fortsetzen. 
In den letzten Wochen zeichneten sich we-
gen neuer COVID-19-Fälle vielerorts wieder 
Verschärfungen der Eindämmungsmaßnah-
men ab. Infolgedessen häuften sich zuletzt 
soziale Unruhen, welche die Verbraucher-
stimmung dämpfen und damit den Konsum 
belasten. Zudem bleibt die Lage auf dem 
Immobilienmarkt angespannt. Die kurzfristi-
gen Konjunkturaussichten werden zusätzlich 
durch das nachlassende Exportgeschäft ge-
trübt.  

Die Preise vieler Rohstoffe sind in den letzten 
Monaten vor dem Hintergrund der weltwei-
ten Konjunkturabschwächung gesunken. 
Dies gilt insbesondere für Industrierohstoffe, 
aber auch für Rohöl. Der Beschluss der 
OPEC, die Rohölförderung ab November 
2022 zu drosseln, unterbrach den Abwärts-
trend der Rohölpreise nur vorübergehend. 
Die europäischen Erdgas- und Strompreise 
waren zuletzt deutlich niedriger als zum Hö-
hepunkt Ende August. Der markante Preis-
sprung bei Erdgas in den Sommermonaten 
wurde bereits ausgeglichen. Für die Winter-
monate 2022/23 sind die europäischen Erd-
gasspeicher ausreichend gefüllt, obwohl 
Russland seine Lieferungen empfindlich ge-
drosselt hat. 

Der Verbraucherpreisauftrieb gewann im 
III. Quartal – trotz der bereits tendenziell rück-
läufigen Rohstoffpreise – weltweit erneut an 
Breite. Der anhaltende Inflationsdruck führte 
vielerorts zu einer raschen und synchronen 
Straffung der geldpolitischen Rahmenbedin-
gungen. Der EZB-Rat beschloss im Septem-
ber und November 2022, die Leitzinssätze je-
weils um 75 Basispunkte zu erhöhen. Die 
Straffung der Geldpolitik ließ die langfristigen 
Zinsen auf zahlreiche Staatsanleihen steigen. 
Der Zinsabstand französischer, italienischer 
und spanischer Staatsanleihen gegenüber 
deutschen Bundesanleihen hat zwar etwas 
zugenommen; die vergleichsweise schwa-
che Spreizung weist jedoch darauf hin, dass 
die Rückführung der lockeren Geldpolitik 
den Euro-Raum nicht wie in den Jahren 
2011/12 zu fragmentieren droht. Dennoch ist 
die Unsicherheit auf den Aktienmärkten 
überdurchschnittlich; die Aktienkurse sind, 
nicht zuletzt wegen der trüben Konjunktur-
aussichten, tendenziell rückläufig. 

Während die COVID-19-Unterstützungs-
leistungen zurückgefahren werden, haben 
viele Länder aufgrund des Anstiegs der Ener-
gie- und Lebensmittelpreise im Jahr 2022 zu-
sätzliche Ausgabenprogramme beschlos-
sen. Im Euro-Raum haben die Regierungen 
Maßnahmen zur Subventionierung des Ener-
gieverbrauchs einkommensschwacher 

Haushalte aufgestockt und zusätzliche Trans-
fers eingeführt. In einigen Ländern wurden 
die Steuern auf Kraftstoffe gesenkt, Subven-
tionen für Unternehmen erhöht und Sozial-
leistungen und Löhne im öffentlichen Dienst 
angehoben. Darüber hinaus hatte der Ukra-
ine-Krieg einen Anstieg der Militärausgaben 
sowie Investitionen zur Sicherung der Ener-
gieversorgung zur Folge.  

In den USA sind die während der Pandemie 
eingeführten staatlichen Unterstützungsmaß-
nahmen inzwischen weitgehend außer Kraft. 
Die Auswirkung des Inflationsbekämpfungs-
gesetzes auf die Nachfrage wird im Progno-
sezeitraum begrenzt sein. Die Kosten einer 
Reihe von Klima- und Energieinitiativen und 
die Ausweitung der Subventionen für das 
Gesundheitswesen dürften durch die Einfüh-
rung einer Mindestkörperschaftsteuer weit-
gehend ausgeglichen werden. Insgesamt 
wird die Fiskalpolitik in den USA in den Jah-
ren 2023 und 2024 wohl weniger expansiv 
sein als zuvor. 

2.2 Leichte Entspannung auf den Rohstoff- 
und Energiemärkten 

Die vorliegende Prognose geht davon aus, 
dass die Sanktionen gegen Russland andau-
ern, aber die Erdgaslieferungen aus Russland 
nach Europa nicht vollständig eingestellt 
werden. Dennoch werden die Preise an den 
Spot- und Terminmärkten vorerst hoch blei-
ben. Angesichts der Notierungen an den 
Terminmärkten ist in Europa erst in der zwei-
ten Jahreshälfte 2023 mit einem allmähli-
chen Rückgang der Erdgaspreise zu rech-
nen. 

Die weltweit strengeren geldpolitischen Rah-
menbedingungen werden sich hemmend 
auf die Konjunktur auswirken und die Nach-
frage dämpfen, wodurch sich die Inflations-
dynamik abschwächen sollte. Auch die Ver-
billigung von Rohstoffen sollte den Verbrau-
cherpreisauftrieb bremsen. Überdies sind im 
Oktober die Preise für Vorleistungsgüter 
vielerorts gegenüber dem Vormonat kaum 
mehr gestiegen oder sogar gesunken. Aller-
dings hat sich das Lohnwachstum in einigen 
Industrieländern verstärkt, was den Rück-
gang der Inflation verlangsamen könnte. Zu-
dem setzt die Fiskalpolitik in vielen Ländern 
nach wie vor expansive Impulse.  

Im Euro-Raum dürfte das reale BIP im Winter-
halbjahr 2022/23 schrumpfen, bevor es sich 
im weiteren Jahresverlauf 2023 leicht erholt. 
Auf der Angebotsseite schränken hohe Vor-
leistungspreise die Produktion ein, insbeson-
dere in energieintensiven Sektoren. Auf der 
Nachfrageseite dämpft vor allem die hohe 
Inflation die Realeinkommen und damit – 
trotz der erheblichen Unterstützung durch 
die Fiskalpolitik – den Konsum der privaten 
Haushalte. Zugleich belasten die Verlangsa-
mung des Exportmarktwachstums und die 
steigenden Zinssätze die privaten Investi-
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tionen. Die öffentlichen Investitionen werden 
2023 stark zunehmen, während die Inflation 
aufgrund der Stabilisierung der Rohstoff-
preise allmählich zurückgeht. Daher dürften 
2023 und 2024 sowohl das Wachstum der 
Realeinkommen als auch das Wirtschafts-
wachstum anziehen. Der Aufschwung wird 
jedoch verhalten bleiben, da die Stützungs-
maßnahmen im Rahmen der Energiekrise 
langsam auslaufen und die Auswirkungen 
der höheren Realzinsen verstärkt auf die 
Wirtschaftstätigkeit durchschlagen. 

Die Wirtschaft der USA wird 2023 deutlich 
schwächer wachsen als 2022. Der Rückgang 
des real verfügbaren Haushaltseinkommens 
beeinträchtigt weiterhin die Konsumnach-
frage, und die höheren Zinssätze dämpfen 
die Investitionen. Unternehmensumfragen 
deuten auf eine weitere Abschwächung der 
Industriekonjunktur hin. Diese dürfte sich zu-
nehmend negativ auf die Ausrüstungsinvesti-
tionen auswirken, während die Bauinvestitio-
nen bereits seit einiger Zeit rückläufig sind, 

vor allem im Wohnbau. Die schwache Kon-
junktur dürfte insbesondere 2023 allmählich 
auf den Arbeitsmarkt durchschlagen und 
letztlich das Lohnwachstum bremsen. Der In-
flationsdruck wird daher langsam abneh-
men, auch begünstigt durch niedrigere 
Energiepreise. 

In China wirkt sich die erwartete schrittweise 
Aufhebung der strengen COVID-19-Restrik-
tionen im Prognosezeitraum positiv auf die 
Konjunktur aus. Obwohl die Normalisierung 
noch einige Zeit dauern wird, hat sie bereits 
2023 ein spürbar kräftigeres Wachstum der 
Gesamtwirtschaft zur Folge. Staatliche Aus-
gaben, insbesondere für Infrastrukturpro-
jekte, stützen dabei die Konjunktur. Auch 
von der Geldpolitik gehen expansive Im-
pulse aus, zumal China seine Geldpolitik im 
Gegensatz zu den meisten fortgeschrittenen 
Volkswirtschaften tendenziell gelockert hat, 
nachdem sie im Zuge des Immobilienbooms 
gestrafft worden war. 

3. Weltweite Nachfrageschwäche bremst Konjunktur in Österreich 
3.1 Rückgang der Wirtschaftsleistung 

im Winter 

Die österreichische Wirtschaft wuchs bis zum 
Sommer 2022 kräftig. Dies war zum einen der 
raschen Erholung von der COVID-19-Krise 
geschuldet, die 2021 vor allem noch die 
Dienstleistungsbereiche beeinträchtigt 
hatte. Zum anderen wurden ab Jahresbe-
ginn 2021 die österreichischen Warenex-
porte infolge der weltwirtschaftlichen Dyna-
mik stark ausgeweitet. Davon profitierte ins-
besondere die Industrieproduktion, die bis 
zum Sommer 2022 kräftig expandierte. Im 

Einklang mit der globalen Entwicklung verlor 
die österreichische Wirtschaft im III. Quartal 
2022 jedoch abrupt an Schwung. Neben 
den Exporten sank auch die Wertschöpfung 
in der Sachgütererzeugung gegenüber dem 
Vorquartal. Zudem dämpften die hohen 
Energiepreise und die gestiegene Unsicher-
heit die Konsumausgaben der privaten 
Haushalte und die Investitionen. Der welt-
weite Konjunkturabschwung erfasste im 
Sommer also auch Österreichs Volkswirt-
schaft; die konjunkturelle Hochphase ist vor-
läufig zu Ende. 

 

Abbildung 2: Konjunkturbild Österreich 
BIP, real 

 

Q: WIFO. – 1) Saison- und arbeitstagbereinigt gemäß Eurostat. 
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Im Winterhalbjahr 2022/23 dürfte die Wirt-
schaftsleistung merklich zurückgehen. Ge-
mäß WIFO-Konjunkturtest schätzen die Unter-
nehmen die aktuelle Lage in vielen Bran-
chen zwar noch günstig ein, die Erwartun-
gen haben sich jedoch stark eingetrübt. An-
haltend hohe Energiepreise, die starke 
Preisdynamik und die Unsicherheit über die 
weitere Entwicklung dämpfen die Stimmung. 
Dennoch scheinen sich die Konjunkturindika-
toren zum Jahresende hin etwas zu stabilisie-
ren. Die Rohstoffmärkte entspannen sich 
leicht, die Lieferkettenprobleme lösen sich 
aufgrund der schwächer werdenden Nach-
frage mit der Zeit auf, und der Höhepunkt 
der Inflation dürfte überschritten sein. 

Es ist daher zu erwarten, dass sich die öster-
reichische Wirtschaft ab 2023 allmählich er-
holt. Aus dem Ausland dürften ab dem Früh-
jahr wieder merkliche Impulse kommen. 
Auch der private Konsum und die Investitio-
nen stabilisieren sich mit der abnehmenden 

Unsicherheit und der allmählichen Entspan-
nung auf den Energiemärkten. Der fortge-
setzte geopolitische Konflikt mit Russland 
könnte allerdings immer wieder zu neuerli-
chen Anspannungen führen und die Erho-
lung verzögern. Auch der Zinsanstieg auf-
grund der geldpolitischen Straffung wird die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage dämpfen. 
Nichtsdestotrotz dürfte die heimische Wirt-
schaft im 2. Halbjahr 2023 wieder auf einen 
moderaten Wachstumskurs einschwenken. 
Dazu trägt auch die Entwicklung der Real-
löhne pro Kopf bei. Diese werden nach 
Rückgängen 2021 und 2022 im Jahr 2023 
wieder steigen. 

Aufgrund der kräftigen Konjunktur im 
1. Halbjahr dürfte das österreichische BIP im 
Gesamtjahr 2022 um 4,7% wachsen. 2023 
mündet die flaue Konjunktur im Winterhalb-
jahr in einer Stagnation der Wirtschaftsleis-
tung (+0,3%). 2024 wird das Wachstum dann 
wieder deutlich auf 1,8% anziehen. 

 

Übersicht 3: Technische Zerlegung der Wachstumsprognose des realen BIP 
 2021 2022 2023 2024 
Wachstumsüberhang1) Prozentpunkte  + 0,8  + 2,1  – 0,0  + 0,7 
Jahresverlaufsrate2) in %  + 6,1  + 2,6  + 1,2  + 1,6 
      
Jahreswachstumsrate in %  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8 
      
Bereinigte Jahreswachstumsrate3) in %  + 4,7  + 4,7  + 0,5  + 1,7 
Kalendereffekt4) Prozentpunkte  + 0,0  ± 0,0  – 0,1  + 0,1 

Q: WIFO. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Effekt der unterjährigen Dynamik im Vorjahr auf das Wachstum des Folge-
jahres. Jahreswachstumsrate, wenn das BIP des aktuellen Jahres auf dem Niveau des IV. Quartals des Vorjahres 
bleibt, saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. – 2) Beschreibt die Konjunkturdynamik innerhalb eines 
Jahres. Vorjahresveränderung im IV. Quartal, saison- und arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. – 3) Saison- und 
arbeitstagsbereinigt gemäß Eurostat. Vergleichswert zur Konjunkturprognose der OeNB. – 4) Effekt der Zahl der 
Arbeitstage und des Schalttages. Die Summe aus bereinigter Jahreswachstumsrate und Kalendereffekt kann 
vom Wert der unbereinigten Jahreswachstumsrate abweichen, da diese auch Saison- und irreguläre Effekte ent-
hält. 

 
  

Übersicht 4: Revision der Wachstumsprognose 
BIP, real 

 
2022 2023 

WIFO-Konjunkturprognose Oktober 2022 in %  + 4,8  + 0,3 
Datenrevision1) Prozentpunkte  – 0,1  + 0,0 
Prognosefehler für das III. Quartal 20222) Prozentpunkte  + 0,0  + 0,0 
Prognoserevision Prozentpunkte  – 0,1  + 0,1 

   
WIFO-Konjunkturprognose Dezember 2022 in % + 4,7  + 0,5 

Q: WIFO. Auf Basis saison- und arbeitstagsbereinigter Werte gemäß Eurostat. – 1) Revision der vierteljährlichen 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) durch Statistik Austria gegenüber jenem Stand, der zur Erstellung 
der WIFO-Konjunkturprognose vom Oktober 2022 herangezogen wurde. – 2) Zum Zeitpunkt der Erstellung der 
WIFO-Konjunkturprognose vom Oktober 2022 lagen für dieses Quartal noch keine Werte laut Statistik Austria vor. 

 

3.2 Warenaußenhandel treibt Konjunktur 

Der österreichische Warenaußenhandel 
wurde im 1. Halbjahr 2022 kräftig ausgewei-
tet. Der weltweite Konjunkturaufschwung 
beflügelte die Exportnachfrage nach Ma-
schinen und bearbeiteten Waren. Hierbei 
dürften sich insbesondere die hohen 

Auftragsbestände der ausländischen Investi-
tionsgüterindustrie, für die Österreich einen 
wichtigen Zulieferer darstellt, positiv ausge-
wirkt haben. Auch die vermehrte Lagerhal-
tung zur Absicherung gegenüber Preissteige-
rungen bei Vorprodukten könnte eine Rolle 
gespielt haben. Die österreichische Kfz-In-
dustrie trug dagegen – wohl vor allem 
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wegen der Krise der deutschen Automobilin-
dustrie – nur wenig zum Exportwachstum bei.  

Die kräftige Exportdynamik riss im III. Quartal 
allerdings jäh ab. Die Abschwächung der 
Weltkonjunktur hatte im Sommer einen Rück-
gang der Warenexporte gegenüber dem 
Vorquartal zur Folge. Für das IV. Quartal 2022 
deuten die Ergebnisse des WIFO-Konjunk-
turtests auf einen neuerlichen Rückgang hin. 
Auch wenn die Auftragsbestände nach wie 
vor überdurchschnittlich sind, überwiegen 
die negativen Exporterwartungen mittler-
weile deutlich. 2022 wachsen die österreichi-
schen Warenexporte noch kräftig, 2023 dürf-
ten sie preisbereinigt jedoch stagnieren. 

Wichtige Handelspartner erleben einen Kon-
junkturabschwung, der im Winterhalbjahr 
2022/23 in etlichen Ländern zu einer Rezes-
sion führen dürfte. Das österreichische Markt-
wachstum wird daher 2023 verhalten blei-
ben. Auch die Verschlechterung der preisli-
chen Wettbewerbsfähigkeit aufgrund der 
hohen Energiepreise dämpft die Warenex-
porte, da es so schwieriger wird, Marktan-
teile zu halten, insbesondere in energieinten-
siven Teilen der Exportindustrie (chemische 
Industrie, Papier- und Stahlerzeugung). Erst 
2024, wenn die internationale Konjunktur an-
zieht, werden sich auch die Ausfuhren wie-
der merklich günstiger entwickeln. 

 

Übersicht 5: Entwicklung der Nachfrage 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

 2021 2022 2023 2024 2021 2022 2023 2024 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Konsumausgaben insgesamt 258,78 267,20 270,43 274,14  + 4,8  + 3,3  + 1,2  + 1,4 

Private Haushalte1) 181,82 188,73 191,18 194,43  + 3,6  + 3,8  + 1,3  + 1,7 
Staat 76,86 78,40 79,18 79,66  + 7,8  + 2,0  + 1,0  + 0,6 

Bruttoinvestitionen 99,91 100,38 100,33 103,00  + 11,4  + 0,5  – 0,1  + 2,7 
Bruttoanlageinvestitionen 95,38 94,39 94,54 96,65  + 8,7  – 1,0  + 0,2  + 2,2 

Ausrüstungen2) 31,79 29,73 29,28 30,01  + 16,0  – 6,5  – 1,5  + 2,5 
Bauten 41,97 41,97 42,09 42,39  + 5,8  ± 0,0  + 0,3  + 0,7 
Sonstige Anlagen3) 21,66 22,64 23,09 24,24  + 5,1  + 4,5  + 2,0  + 5,0 

Inländische Verwendung 358,97 368,09 370,72 377,10  + 6,5  + 2,5  + 0,7  + 1,7 
Exporte 211,50 230,16 230,79 238,50  + 9,6  + 8,8  + 0,3  + 3,3 

Reiseverkehr 6,32 12,00 11,79 12,52  – 32,5  + 89,9  – 1,7  + 6,2 
Minus Importe  205,92 216,35 218,40 225,38  + 13,7  + 5,1  + 0,9  + 3,2 

Reiseverkehr 5,34 7,92 7,88 7,96  + 60,0  + 48,4  – 0,6  + 1,1 
Bruttoinlandsprodukt 365,16 382,17 383,41 390,47  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8 

Nominell 406,15 446,31 471,05 498,34  + 6,6  + 9,9  + 5,5  + 5,8 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 2) Einschließlich militärischer Waffen-
systeme. – 3) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). 

 

Die österreichischen Warenimporte steigen 
2022 ebenfalls kräftig, wobei sich die Preis-
steigerungen bei Energie und Vorprodukten 
deutlich niederschlugen. Die Importdynamik 
hat sich allerdings im Jahresverlauf spürbar 
verlangsamt. Der Boom bei dauerhaften 
Konsumgütern, der in der COVID-19-Krise 
eingesetzt hatte, trug zu Jahresbeginn noch 
merklich zum Importwachstum bei. Im Früh-
jahr 2022 dürften die stärksten Impulse dann 
aus der Exportindustrie gekommen sein, die 
ihre hohen Auftragsbestände abarbeitete 
und deshalb verstärkt Vorprodukte nach-
fragte. Die schwache Investitionskonjunktur 
dämpfte hingegen die reale Importdynamik, 
ebenso wie der Rückgang der eingeführten 
Energiemenge ab dem Frühjahr. Diese Ent-
wicklungen dürften anhalten und dazu füh-
ren, dass die Importe im Winter 2022/23 wei-
ter zurückgehen und erst danach wieder et-
was zunehmen. 

Aufgrund der hohen Preissteigerungen bei 
Energie und Vorprodukten hat sich die Leis-
tungsbilanz 2022 deutlich verschlechtert. 
2023 dürfte sie erstmals wieder negativ aus-

fallen und sich erst 2024 im Zuge der Kon-
junkturerholung wieder verbessern. Die 
Terms-of-Trade werden sich 2023 abermals 
verschlechtern, auch wenn von den Ener-
giepreisen kein weiterer Druck zu erwarten 
ist, und sich erst im Folgejahr wieder erholen. 

3.3 Industrie im Fahrwasser des 
internationalen Handels 

Österreichs Sachgütererzeugung wuchs im 
1. Halbjahr 2022 im Zuge des Exportbooms 
kräftig. Im III. Quartal ging die Wertschöp-
fung jedoch zurück. Der Abwärtstrend dürfte 
auch im Winterhalbjahr 2022/23 anhalten, 
wenngleich sich die Konjunkturindikatoren 
zuletzt etwas stabilisiert haben. Die Auftrags-
bestände schrumpften in der zweiten Jah-
reshälfte 2022 deutlich und die Erwartungen 
zur künftigen Geschäftsentwicklung fallen 
mehrheitlich pessimistisch aus. Die Konjunk-
turabschwächung zeigt sich auch darin, 
dass immer mehr Sachgütererzeuger den 
Nachfragemangel als wichtiges Produktions-
hemmnis wahrnehmen, auch wenn der 
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Mangel an Arbeitskräften und Vorprodukten 
weiterhin dominiert. Die Unsicherheit, insbe-

sondere hinsichtlich der künftigen Entwick-
lung der Energiepreise, ist weiterhin hoch. 

 

Übersicht 6: Entwicklung der Bruttowertschöpfung 
Zu Herstellungspreisen 

 2021 2022 2023 2024 2021 2022 2023 2024 
 Mrd. € (Referenzjahr 2015) Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen)        
Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 4,29 4,20 4,26 4,26  + 4,5  – 2,0  + 1,5  ± 0,0 
Herstellung von Waren einschließlich Bergbau 68,46 70,51 68,96 69,99  + 9,6  + 3,0  – 2,2  + 1,5 
Energie- und Wasserversorgung, 
Abfallentsorgung 9,83 10,02 9,94 10,06  – 2,4  + 2,0  – 0,8  + 1,2 
Bauwirtschaft 19,80 19,84 19,90 20,00  + 2,6  + 0,2  + 0,3  + 0,5 
Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kfz 39,44 40,43 41,48 42,52  + 3,7  + 2,5  + 2,6  + 2,5 
Verkehr 17,02 18,72 17,22 17,57  + 2,5  + 10,0  – 8,0  + 2,0 
Beherbergung und Gastronomie 8,89 14,04 14,19 14,89  – 13,2  + 58,0  + 1,0  + 5,0 
Information und Kommunikation 13,37 13,84 13,91 14,02  + 3,5  + 3,5  + 0,5  + 0,8 
Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 15,21 15,13 15,54 16,17  + 1,1  – 0,5  + 2,7  + 4,0 
Grundstücks- und Wohnungswesen 31,35 32,03 32,36 32,52  + 1,0  + 2,2  + 1,0  + 0,5 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen1) 33,46 35,07 35,42 36,41  + 6,8  + 4,8  + 1,0  + 2,8 
Öffentliche Verwaltung2) 56,78 58,14 59,02 59,61  + 5,2  + 2,4  + 1,5  + 1,0 
Sonstige Dienstleistungen3) 7,56 7,86 7,98 8,05  + 2,4  + 4,0  + 1,5  + 0,8 
          
Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche4) 324,35 339,81 340,44 346,34  + 4,0  + 4,8  + 0,2  + 1,7 
Bruttoinlandsprodukt 365,16 382,17 383,41 390,47  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen, technischen und sonstigen wirtschaftlichen 
Dienstleistungen (ÖNACE 2008, Abschnitte M bis N). – 2) Einschließlich Sozialversicherung, Verteidigung, Erziehung, Unterricht, Gesundheits- und Sozial-
wesen (ÖNACE 2008, Abschnitte O bis Q). – 3) Einschließlich Kunst, Unterhaltung und Erholung, private Haushalte (ÖNACE 2008, Abschnitte R bis U). – 
4) Vor Abzug der Gütersubventionen und vor Zurechnung der Gütersteuern. 

 
  

Übersicht 7: Produktivität 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Gesamtwirtschaft 
     

 
Bruttoinlandsprodukt, real  + 1,5  – 6,5  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8 
Geleistete Arbeitsstunden1)  + 1,6  – 8,7  + 4,8  + 3,5  + 0,2  + 1,0 
Stundenproduktivität2)  – 0,1  + 2,5  – 0,2  + 1,1  + 0,1  + 0,8 
Erwerbstätige3)  + 1,3  – 1,9  + 2,4  + 3,1  + 0,7  + 1,1 
        
Herstellung von Waren       
Produktion4)  + 1,0  – 5,8  + 9,5  + 3,0  – 2,2  + 1,5 
Geleistete Arbeitsstunden5)  + 0,9  – 6,3  + 5,1  + 2,2  – 1,3  + 0,6 
Stundenproduktivität2)  + 0,0  + 0,5  + 4,2  + 0,8  – 0,9  + 0,9 
Unselbständig Beschäftigte6)  + 1,7  – 1,4  + 0,4  + 2,0  – 0,2  + 0,8 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden laut VGR. – 
2) Produktion je geleistete Arbeitsstunde. – 3) Unselbständige und Selbständige laut VGR (Beschäftigungsverhält-
nisse). – 4) Nettoproduktionswert, real. – 5) Von unselbständig Beschäftigten geleistete Arbeitsstunden laut VGR. – 
6) Laut VGR (Beschäftigungsverhältnisse).  

 

Die österreichische Industrie befindet sich 
dennoch in einer guten Ausgangsposition. 
Die Auftragsbestände sind trotz deutlicher 
Rückgänge nach wie vor hoch. Viele Unter-
nehmen arbeiten nun Aufträge ab, die sich 
aufgrund der Lieferkettenprobleme verzö-
gert haben. Dementsprechend war auch 
die Kapazitätsauslastung im Herbst 2022 
noch durchschnittlich. Ab dem Frühjahr 2023 
dürfte sich die Industrieproduktion im Ge-
folge der internationalen Konjunkturbele-
bung allmählich erholen, wenn die Energie-
preise wieder zu sinken beginnen und die 
Unsicherheit langsam abnimmt. Dies dürfte 

auch die Investitionstätigkeit schrittweise be-
leben, die bereits im Frühjahr 2022 eingebro-
chen war. Da die Investitionen stark von den 
Erwartungen zur künftigen Geschäftslage 
abhängen, wirkte sich die gestiegene Unsi-
cherheit nach Ausbruch des Ukraine-Krieges 
besonders negativ aus. Allerdings werden 
diese dämpfenden Effekte durch die stimu-
lierende Wirkung der Investitionsprämie 
überlagert. Auch wenn sich die Geschäfts-
lage 2023 allmählich wieder bessert, dürften 
die Investitionen erst zeitverzögert anziehen, 
sodass sie im Gesamtjahr 2023 weitgehend 
stagnieren und erst 2024 wieder deutlich 
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zulegen. Auch etliche andere Wirtschaftsak-
tivitäten (z. B. Werbetätigkeit, Projekte in der 
Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie), die zur Wertschöpfung der sonstigen 
wirtschaftlichen Dienstleistungen beitragen, 
dürften erst verzögert wieder forciert wer-
den. 

3.4 Bauwirtschaft in einer Schwächephase 

Die heimische Bauwirtschaft befindet sich 
seit geraumer Zeit in einer Schwächephase. 
Die Wohnbauinvestitionen sind bereits seit 
Mitte 2021 rückläufig. Im III. Quartal 2022 san-
ken darüber hinaus auch die Nicht-Wohn-
bauinvestitionen und die Wertschöpfung der 
Bauwirtschaft. Maßgeblich für diese Ab-
schwächung sind die hohen Baukosten, die 
2021 und 2022 um jeweils 10% gestiegen sind 
und nunmehr die Nachfrage dämpfen. Wirk-
ten 2021 noch die Ausläufer einer raschen 
Erholung der Bauwirtschaft von der COVID-
19-Krise preistreibend, so sind es 2022 vor al-
lem die hohen Energie- und Rohstoffpreise 
sowie die Engpässe bei Vorprodukten. Auch 
der allmähliche Anstieg der Zinsen dürfte 
dämpfend auf die Nachfrage wirken. 

Vorlaufindikatoren lassen darauf schließen, 
dass sich die Bauwirtschaft auch im IV. Quar-
tal 2022 nicht erholt, womit die Bauinvestitio-
nen 2022 stagnieren. Mit der allmählichen 
Entspannung der Energiepreise dürften die 
Baukosten in den Folgejahren weniger stark 
steigen als bisher, wodurch die Bautätigkeit 
wieder etwas an Schwung gewinnt. Der 

schwachen Nachfrage im Wohnungsneu-
bau stehen verstärkte Sanierungsinvestitio-
nen infolge der hohen Energiepreise gegen-
über. Stützend wirkt auch der Tiefbau, der 
vom Ausbau des öffentlichen Verkehrs profi-
tiert. Hinzu kommen Investitionen in erneuer-
bare Energie und die digitale Infrastruktur. 

3.5 Privater Konsum und Tourismus 
entwickeln sich 2023 verhalten 

Der Konsum der privaten Haushalte ging be-
reits im Frühjahr 2022 gegenüber dem Vor-
quartal zurück und nahm im Sommer weiter 
ab. Das hohe Aufholpotenzial nach der Auf-
hebung der COVID-19-Maßnahmen war be-
reits im I. Quartal 2022 weitgehend ausge-
schöpft. Ab dem II. Quartal hemmten dann 
die gestiegene Unsicherheit infolge des Uk-
raine-Krieges, der starke Anstieg der Energie-
preise und der zunehmende Verbraucher-
preisauftrieb die Erholung. Diese Faktoren 
halten an und dämpfen die Konsumausga-
ben auch zu Jahresende. Zudem schrump-
fen 2022 die real verfügbaren Einkommen 
der privaten Haushalte wegen der hohen In-
flation deutlich. Dies wird allerdings durch ei-
nen Rückgang der Sparquote abgefedert. 
Im Gesamtjahr 2022 legen die privaten Kon-
sumausgaben daher zu, vor allem aufgrund 
der starken Erholung zu Jahresbeginn. Wäh-
rend der Konsum von Dienstleistungen und 
nichtdauerhaften Konsumgütern 2022 aus-
geweitet wurde, hielt der in der COVID-19-
Krise beobachtete Boom bei dauerhaften 
Konsumgütern nicht an. 

  

Übersicht 8: Konsum, Einkommen und Preise 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real 

Private Konsumausgaben1)  + 0,5  – 8,0  + 3,6  + 3,8  + 1,3  + 1,7 
Dauerhafte Konsumgüter  + 0,2  – 2,2  + 4,4  – 2,5  + 2,6  + 2,0 
Nichtdauerhafte Konsumgüter und 
Dienstleistungen  + 0,6  – 8,6  + 3,5  + 4,5  + 1,2  + 1,7 

Verfügbares Einkommen der privaten 
Haushalte  + 1,6  – 2,9  + 1,9  – 1,4  + 0,3  + 3,8 
         

In % des verfügbaren Einkommens 
Sparquote der privaten Haushalte       

Einschließlich Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 8,6 13,3 12,0 7,3 6,4 8,2 
Ohne Zunahme betrieblicher 
Versorgungsansprüche 8,0 12,8 11,4 6,7 5,8 7,7 

         
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Forderungen an inländische 
Nichtbanken (Jahresendstände)  + 4,4  + 3,8  + 6,5  + 7,2  + 7,0  + 5,8 
        
Verbraucherpreise       

National  + 1,5  + 1,4  + 2,8  + 8,5  + 6,5  + 3,2 
Harmonisiert  + 1,5  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 6,6  + 3,0 

Kerninflation2)  + 1,7  + 2,0  + 2,3  + 5,0  + 5,3  + 3,2 

Q: WIFO, OeNB, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Private Haushalte einschließlich privater Organisatio-
nen ohne Erwerbszweck. – 2) Ohne Energie, Lebensmittel, Alkohol und Tabak. 
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2023 dürften die Konsumausgaben der pri-
vaten Haushalte nur verhalten wachsen. Die 
real verfügbaren Einkommen stagnieren 
weitgehend, u. a. deshalb, da die Auszah-
lungen aus dem Klimabonus 2023 deutlich 
geringer ausfallen als im Vorjahr. Wie schon 
2022 dürfte die Sparquote auch 2023 weiter 
zurückgehen. Erst 2024 sollten die Einkom-
men wieder deutlich steigen und die Kon-
sumausgaben trotz eines merklichen An-
stiegs der Sparquote wieder etwas anzie-
hen. 

Der Preisauftrieb und die hohe Unsicherheit 
belasten auch den österreichischen Touris-
mus. Zwar dürften 2022 die Reiseverkehrsex-
porte und die Wertschöpfung in der Beher-
bergung und Gastronomie kräftig wachsen, 
wodurch der Einbruch in den beiden Vorjah-
ren teilweise wieder wettgemacht wird. 2023 
wird die reale Tourismusnachfrage aus dem 
Ausland dann allerdings leicht sinken, weil 
Ausgaben für Urlaubsreisen eher einge-
schränkt werden können als jene für Lebens-
mittel oder Wohnen. Viele Gäste dürften da-
her ihren Urlaub aus Spargründen verkürzen, 
auf günstigere Unterkünfte umsteigen, Ne-
benausgaben während der Reise (etwa in 
Gastronomie und Handel) einschränken, 

oder andere Destinationen wählen. Erst 2024 
wird der Reiseverkehr wieder deutlich zuneh-
men. 

3.6 Vorübergehende Eintrübung auf dem 
Arbeitsmarkt 

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich 2022 weiter-
hin günstig. Zwar hat das Beschäftigungs-
wachstum in der zweiten Jahreshälfte an 
Schwung verloren, im Jahresdurchschnitt 
nimmt die Zahl der unselbständig aktiv Be-
schäftigten aber deutlich zu. Die Beschäfti-
gungsausweitung zeigt sich breit über alle 
Sektoren. Insbesondere die während der 
COVID-19-Pandemie stark eingeschränkten 
Bereiche Beherbergung und Gastronomie 
verzeichnen kräftige Zuwächse. Hier liegt die 
Beschäftigung im 2. Halbjahr 2022 wieder 
deutlich über dem Vorkrisenniveau von 
2019. Lediglich in den sonstigen Dienstleis-
tungen ist die Zahl der unselbständig aktiv 
Beschäftigten Ende 2022 noch deutlich ge-
ringer als vor Ausbruch der COVID-19-Pan-
demie. Zusätzlich zu den starken Beschäfti-
gungszuwächsen wird 2022 auch die Kurzar-
beit weiter zurückgefahren, womit das Ar-
beitsvolumen kräftig steigt. 

  

Übersicht 9: Arbeitsmarkt 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 

Nachfrage nach Arbeitskräften 
     

 
Aktiv Erwerbstätige1)  + 61,4  – 76,6  + 96,6  + 114,0  + 28,0  + 53,0 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 58,9  – 76,1  + 90,4  + 109,0  + 27,0  + 50,0 
Inländische Arbeitskräfte  + 12,3  – 53,9  + 28,1  + 22,0  + 5,0  + 12,0 
Ausländische Arbeitskräfte  + 46,6  – 22,2  + 62,4  + 87,0  + 22,0  + 38,0 

Selbständige2)  + 2,5  – 0,5  + 6,2  + 5,0  + 1,0  + 3,0 
       
Angebot an Arbeitskräften       
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter        

15 bis 64 Jahre  + 11,4  + 9,9  + 5,4  + 26,7  + 10,5  + 4,6 
Erwerbspersonen3)  + 50,6  + 31,7  + 18,7  + 46,0  + 36,0  + 43,0 
       
Überhang an Arbeitskräften       
Arbeitslose (laut AMS)  – 10,8  + 108,3  – 77,9  – 68,0  + 8,0  – 10,0 
Personen in Schulung  – 6,8  – 4,9  + 13,2  – 1,0  ± 0,0  ± 0,0 
         

In% 
Arbeitslosenquote       

In % der Erwerbspersonen (laut Eurostat)4) 4,8 6,0 6,2 4,6 4,7 4,5 
In % der Erwerbspersonen (laut AMS) 6,6 8,9 7,2 5,6 5,8 5,5 
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
(laut AMS) 7,4 9,9 8,0 6,3 6,5 6,2 

         
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Erwerbspersonen3)  + 1,1  + 0,7  + 0,4  + 1,0  + 0,8  + 0,9 
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 1,6  – 2,0  + 2,5  + 2,9  + 0,7  + 1,3 
Arbeitslose (laut AMS)  – 3,5  + 35,9  – 19,0  – 20,5  + 3,0  – 3,7 

Stand in 1.000 301,3 409,6 331,7 263,7 271,7 261,7 

Q: WIFO, Arbeitsmarktservice, Dachverband der Sozialversicherungsträger, Eurostat, Statistik Austria. 2022 bis 
2024: Prognose. – 1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Prä-
senzdienst leisten. – 2) Laut WIFO, einschließlich freier Berufe und Mithelfender. – 3) Aktiv Erwerbstätige plus Arbeits-
lose. – 4) Labour Force Survey. 
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2023 dürfte die Beschäftigungsdynamik im 
Einklang mit dem Konjunkturverlauf spürbar 
abebben und erst 2024 wieder etwas an 
Schwung gewinnen. Die durchschnittliche 
Arbeitszeit pro Kopf sinkt in beiden Jahren 
leicht, wodurch das Arbeitsvolumen erst 
2024 in etwa wieder das Vorkrisenniveau 
von 2019 erreicht. 

Die Arbeitslosigkeit geht 2022 deutlich zurück 
und ist damit niedriger als vor der COVID-19-
Pandemie, dürfte aber 2023 aufgrund der 
schwächeren Beschäftigungsdynamik wie-
der etwas zunehmen. Darin schlägt sich 
auch der verstärkte Übertritt Ukraine-Vertrie-
bener in den österreichischen Arbeitsmarkt 
nieder. Die Arbeitslosenquote nach nationa-
ler Definition sinkt 2022 zunächst auf 6,3%, 
steigt 2023 wieder auf 6,5%, und geht 2024 
erneut auf 6,2% zurück. 

Die Löhne und Gehälter pro Kopf wachsen 
2022 empfindlich schwächer als die Ver-
braucherpreise. Nach Abzug der Inflation 
kommt es daher wie schon im Vorjahr zu 
Nettoreallohnverlusten. Die Lohnabschlüsse 
im Herbst 2022 (Handel, Metallindustrie, öf-
fentlicher Dienst, Sozialwirtschaft usw.) lagen 
teilweise über den (rollierenden) Preissteige-
rungsraten gegenüber dem Vorjahr. Mit ei-
ner vom WIFO erwarteten unterjährigen In-
flationsrate von über 9% im Frühjahr dürften 
auch die dann anstehenden Lohnab-
schlüsse (in Bauwirtschaft, Elektroindustrie, 
Tourismus usw.) kräftig ausfallen. Diese Ab-
schlüsse wirken auch in das Folgejahr fort, 
weshalb die Lohnsteigerungen 2024 höher 
ausfallen als die Inflation. 

 

Übersicht 10: Löhne, Wettbewerbsfähigkeit 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Löhne und Gehälter pro Kopf1)       
Nominell, brutto  + 2,9  + 2,2  + 2,5  + 3,7  + 7,9  + 6,8 
Real2)       

Brutto  + 1,3  + 0,8  – 0,3  – 4,4  + 1,3  + 3,5 
Netto  + 1,4  + 1,6  – 1,1  – 2,9  + 2,7  + 3,9 

       
Löhne und Gehälter je geleistete Arbeitsstunde3)       

Real2), netto  + 0,9  + 9,4  – 4,1  – 3,3  + 3,3  + 4,1 
         

In% 
Lohnquote, bereinigt4) 69,2 68,9 68,6 68,9 70,4 72,2 
         

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Lohnstückkosten5), nominell 

     
 

Gesamtwirtschaft  + 2,2  + 7,4  – 0,5  + 2,1  + 8,3  + 6,2 
Herstellung von Waren  + 3,2  + 4,6  – 5,6  + 4,2  + 10,9  + 5,2 

       
Effektiver Wechselkursindex Industriewaren6)       

Nominell  – 0,7  + 1,4  + 0,6  – 1,8  + 2,1  + 2,7 
Real  – 1,1  + 1,7  + 0,2  – 2,0  + 3,0  + 4,1 

Q: WIFO, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Beschäftigungsverhältnisse laut VGR. – 2) Deflationiert mit 
dem VPI. – 3) Laut VGR. – 4) Arbeitnehmerentgelte in Relation zum Volkseinkommen, bereinigt um die Verände-
rung des Anteils der unselbständig Beschäftigten an den Erwerbstätigen gegenüber dem Basisjahr 1995. – 5) Ar-
beitskosten in Relation zur Produktivität (Arbeitnehmerentgelte von unselbständig Beschäftigten je geleistete Ar-
beitsstunde im Verhältnis zum BIP bzw. zur Bruttowertschöpfung von Erwerbstätigen je geleistete Arbeitsstunde) 
einschließlich Kurzarbeitsbeihilfen. – 6) Export- und importgewichtet, real, gemessen am harmonisierten VPI. 

 

3.7 Höhepunkt der Inflation bereits 
überschritten 

Der starke Anstieg der Rohstoff- und Energie-
preise ab dem Frühjahr 2022 hat die Inflati-
onsrate in Österreich in enorme Höhen ge-
trieben. Gegen Jahresende zeichnet sich al-
lerdings eine Stabilisierung des Verbraucher-
preisauftriebs ab. Dazu trägt vor allem die 
leichte Entspannung auf den Rohstoff- und 
Energiemärkten bei. Die höheren Energie-
preise dürften allerdings noch nicht vollstän-
dig auf die Verbraucherpreise überwälzt 
worden sein. Die Strompreisbremse dämpft 

im Jahr 2023 die Inflation merklich (um etwa 
1 Prozentpunkt).  

Der Höhepunkt der Verbraucherpreisinflation 
dürfte überschritten sein; die Preisdynamik 
sollte sich im Jahresverlauf 2023 abschwä-
chen. Zwar fallen die Lohnsteigerungen 2023 
und 2024 wesentlich stärker aus als in den 
Vorjahren, der allmähliche Rückgang der 
Energiepreise dämpft jedoch die Inflation. 
Nach 8,5% 2022 dürfte sie 2023 auf 6,5% und 
2024 auf 3,2% sinken. Der BIP-Deflator, der 
den inländischen Preisauftrieb abbildet, 
steigt 2022 und 2023 um jeweils gut 5% und 
damit wesentlich schwächer als die Ver-



 32 Konjunkturprognose WIFO  ■  Monatsberichte 1/2023, S. 19-33
 

braucherpreise. Die Terms-of-Trade ver-
schlechtern sich 2022 aufgrund des energie-
preisbedingten starken Anstiegs der Import-
preise deutlich, und dürften 2023 weiter 
leicht sinken, bevor sie 2024 wieder geringfü-
gig steigen. 

3.8 Verbesserung der öffentlichen Haushalte 
trotz zahlreicher Unterstützungsmaß-
nahmen  

Die Lage der öffentlichen Haushalte wird im 
Prognosezeitraum von mehreren, gegenläu-
figen Faktoren beeinflusst. Zum einen laufen 
2022 etliche temporäre Unterstützungsmaß-
nahmen aus, die zum Ziel hatten, die Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie und der 
damit verbundenen Einschränkungen abzu-
federn. Dies verbessert den Finanzierungs-
saldo. Zudem verringern sich durch den kräf-
tigen Rückgang der Arbeitslosigkeit die ent-
sprechenden Kosten für die öffentliche 

Hand. Zum anderen wurden Maßnahmen 
zur Abfederung der hohen Inflation, wie 
etwa die Strompreisbremse und Teuerungs-
ausgleiche, neu beschlossen oder aufge-
stockt. Zudem wurde der Klimabonus ange-
hoben. Für die Unternehmen werden ein 
Energiekostenzuschuss und eine Strompreis-
kompensation gewährt, die vor allem 2023 
zu höheren Ausgaben führen. Auch die In-
dexierung von Sozial- und Familienleistungen 
und der zweite Teil der Steuerreform belas-
ten 2022 bis 2024 die öffentlichen Haushalte. 
Die Aufstockung der Erdgasreserven erhöht 
2022 merklich die Staatsausgaben. Nicht zu-
letzt steigen auch die Ausgaben für die 
Grundversorgung der Ukraine-Vertriebenen 
und der Geflüchteten aus anderen Ländern. 
Die steigenden Zinsen schlagen sich allmäh-
lich, insbesondere ab 2023, in höheren Aus-
gaben nieder. Die Zinsausgabenquote 
bleibt mit 1,3% (2024) dennoch niedrig. 

  

Übersicht 11: Fiskal- und geldpolitische Kennzahlen 
 

2019 2020 2021 2022 2023 2024  
In % des BIP 

Budgetpolitik       
Finanzierungssaldo des Staates1) 0,6  – 8,0  – 5,9  – 3,3  – 2,0  – 1,6 
Primärsaldo des Staates 2,0  – 6,7  – 4,8  – 2,3  – 0,9  – 0,3 
Staatseinnahmen 49,2 48,7 50,0 49,5 49,4 49,3 
Staatsausgaben 48,6 56,7 56,0 52,8 51,4 50,9 
         

In% 
Geldpolitik       
Dreimonatszinssatz  – 0,4  – 0,4  – 0,5 0,4 4,0 4,7 
Sekundärmarktrendite2) 0,1  – 0,2  – 0,1 1,7 4,4 5,7 

Q: WIFO, EZB, OeNB, Statistik Austria. 2022 bis 2024: Prognose. – 1) Laut Maastricht-Definition. – 2) Bundesanleihen 
mit einer Laufzeit von 10 Jahren (Benchmark). 

 

Insgesamt verbessert sich der Finanzierungs-
saldo der öffentlichen Haushalte 2022/2024 
deutlich. Das Defizit dürfte, ausgehend von 
knapp 6% des BIP 2021, bis 2024 auf 1,6% zu-
rückgehen. Infolgedessen, aber vor allem 
aufgrund des kräftigen Wachstums des no-
minellen Bruttoinlandsproduktes, nimmt 
auch die Staatsschuldenquote von etwa 
82% (2021) auf 74% (2024) ab. 

3.9 Konjunkturabschwächung verringert 
Treibhausgasemissionen  

In den ersten zehn Monaten 2022 wurde in 
Österreich aufgrund preisbedingter Einspa-
rungen und der relativ milden Herbst- und 
Wintermonate deutlich weniger Erdgas ver-
braucht als im Vergleichszeitraum des Vor-
jahres. Mit dem Rückgang der Wirtschafts-
leistung im IV. Quartal dürfte der Jahresver-
brauch um 10% geringer ausfallen als 2021. 
Auch der Kraftstoffverbrauch entwickelt sich 
seit den merklichen Preisanstiegen im März 
2022 verhalten, sodass der Jahresabsatz 
leicht unter jenem des Vorjahres liegen 
sollte. Eine wesentliche Rolle dürfte hierbei 

auch ein geringerer Kraftstoffexport im Tank 
gespielt haben, da die Kraftstoffpreise in Ös-
terreich lange Zeit höher waren als in den 
Nachbarländern. Zudem werden 2022 in-
folge einer geringeren Stahlerzeugung et-
was weniger Kohle und Koks verfeuert. Ins-
gesamt dürften die Treibhausgasemissionen 
2022 daher um 3% sinken. 

Im Jahr 2023 werden sich der Verbrauch von 
Erdgas und die Stromproduktion aus Wasser-
kraft wieder normalisieren. Die Pkw-Fahrleis-
tung wird angesichts der hohen Inflation ver-
gleichsweise gering bleiben. Der Konjunktur-
abschwung, der auch die Stahlerzeugung 
trifft, zieht hingegen einen Rückgang der 
Emissionen nach sich, wodurch der Ausstoß 
von Treibhausgasen 2023 um voraussichtlich 
1,2% sinkt. 2024 dürften die Fortsetzung des 
Trends in Richtung höherer Energieeffizienz 
und der weitere Ausbau der erneuerbaren 
Stromerzeugung und Beheizung die Emissio-
nen dämpfen. Infolge der konjunkturellen Er-
holung – insbesondere in der Stahlproduk-
tion, die wieder ein in etwa durchschnittli-
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ches Niveau erreicht – werden jedoch wie-
der mehr Treibhausgase emittiert, sodass die 

Emissionen 2024 insgesamt leicht zunehmen 
(+0,3%). 

4. Abwärtsrisiken überwiegen 

Die Risiken für die internationale und die ös-
terreichische Wirtschaft sind weiterhin erheb-
lich. Im Ukraine-Krieg gibt es keine Anzei-
chen für eine schnelle Entspannung. Zu-
gleich verschlechtern sich die wirtschaftli-
chen Beziehungen zwischen der EU und 
Russland zunehmend. Dies belastet sowohl 
die russische als auch die europäischen 
Volkswirtschaften. Eine vollständige Unter-
brechung der Erdgaslieferungen aus Russ-
land steht nach wie vor im Raum und 
könnte die Erdgaspreise im Frühjahr 2023 
weiter in die Höhe treiben, sobald die Lager-
stände nach dem Winter niedrig sind. Dar-
über hinaus birgt die Abkehr der EU vom 
Rohstofflieferanten Russland nicht nur kurzfris-
tig, sondern auch mittelfristig Inflationsrisiken, 
wenn die Mitgliedsländer nicht in der Lage 
sind, auf dem Weltmarkt ausreichend Ersatz 
zu finden, insbesondere bei Erdgas. Dies gilt 
ebenso für die kürzlich von der EU einge-
führte Preisobergrenze von 60 $ für den 

weltweiten Bezug von russischem Rohöl, 
wenngleich deren Folgen aus heutiger Sicht 
schwer absehbar sind. 

Außerdem besteht das Risiko, dass der hohe 
Preisauftrieb noch länger anhält. Zwar wird 
für 2023 und 2024 eine deutliche Abkühlung 
der Inflation prognostiziert; neuerliche 
Schocks bei den Energie- und Lebensmittel-
preisen könnten jedoch die Gesamtinflation 
längerfristig erhöhen. Dies birgt das Risiko 
steigender Inflationserwartungen und einer 
noch restriktiveren geldpolitischen Reaktion. 
Bislang scheinen sich diese Risiken noch in 
Grenzen zu halten, was zum Teil auf die ent-
schiedenere Straffung der Geldpolitik zu-
rückzuführen ist; ein anhaltender Anstieg der 
Vorleistungskosten könnte die Unternehmen 
jedoch dazu veranlassen, die höheren Kos-
ten weiterzugeben, um ihre Gewinnspannen 
zu wahren.
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
 

Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbarkeit zu erleichtern, werden 
ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglichkeit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vor-
liegenden Glossar zusammengefasst. 

 

Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   
 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). 

Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 

Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Konjunk-
turverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten unterlie-
gen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonbereinigung 
auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik im 
unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vorange-
gangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des Folgejah-

res  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate des Jah-

res 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des IV. Quartals 

des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 2006, 
als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C und D 
(Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Herstellung 
von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im internatio-
nalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI) ist ein 
Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte Verbrau-
cherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die vergleichbare 
Messung der Inflation in der EU und füpr dpie Bewertung der 
Preis-

stabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch http://www. 
statistik.at/). 

Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 87% 
der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucherpreisin-
dex (VPI 2020) enthaltenen Güter und Dienstleistungen in die Be-
rechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionsbefragung 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von rund 
1.700 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ihrer aktu-
ellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Die WIFO-Investitions-
befragung ist eine halbjährliche Befragung von Unternehmen zu 
ihrer Investitionstätigkeit im Rahmen des WIFO-Konjunkturtests 
(https://www.konjunkturtest.at). Die Indikatoren sind Salden zwi-
schen dem Anteil der positiven und jenem der negativen Mel-
dungen an der Gesamtzahl der befragten Unternehmen ge-
wichtet nach Beschäftigten. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbständi-
gen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslosen-
bestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in Stan-
dardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrierungen 
bei AMS und Dachverband der Sozialversicherungsträger. 

Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zivil-
diener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen an 
allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Daten-
basis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozensus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der österreichischen 
Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in AMS-
Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der Ar-
beitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zähler 
berücksichtigt. 

Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstverhält-
nis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leis-
ten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 
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Investitionspläne für 2023 deutlich gekürzt 
Ergebnisse der WIFO-Investitionsbefragung vom Herbst 2022 
Klaus Friesenbichler, Werner Hölzl 

 Im November 2022 befragte das WIFO rund 1.800 in Österreich tätige Unternehmen zu ihren 
Investitionsplänen. 

 Nach Wirtschaftszweigen entwickelten sich die Investitionen im Jahr 2022 sehr uneinheitlich. Während 
sie im Gastgewerbe stark schrumpften, weiteten Finanz- und Versicherungsdienstleister ihre 
Investitionen aus. 

 Für 2023 zeigt sich eine deutliche Rücknahme der Investitionspläne, vor allem im Dienstleistungssektor. 

 KMU planen Reduktionen, während Großbetriebe ihre Investitionen ausweiten dürften. 

 Technologische Entwicklungen sind die wichtigste Triebkraft der Investitionstätigkeit. 

 Die meisten der geplanten Investitionen dienen dem Ersatz alter Anlagen oder Ausrüstungen. 
Kapazitätserweiterungen spielen eine geringere Rolle. 

 

 
Entwicklung der Investitionen 

 

Die WIFO-Investitionsbefragung weist Salden zwischen den Anteilen der Meldungen einer 
Ausweitung bzw. Reduktion der Investitionen in Prozentpunkten aus. Diese lassen eine Ab-
schätzung der Entwicklung der Investitionen auf Branchenebene zu (Q: WIFO-Investitions-
befragung). 

 

"Laut den Ergebnissen der 
WIFO-Investitionsbefragung 
dürfte die Investitionstätig-
keit 2023 spürbar nachlas-
sen. Dieser Rückgang ist 
vom Dienstleistungssektor 
getragen." 
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Investitionspläne für 2023 deutlich gekürzt 
Ergebnisse der WIFO-Investitionsbefragung vom Herbst 2022 

Klaus Friesenbichler, Werner Hölzl 

 
Investitionspläne für 2023 deutlich gekürzt. Ergebnisse 
der WIFO-Investitionsbefragung vom Herbst 2022 
Die Ergebnisse der WIFO-Investitionsbefragung zeigen für 
2022 eine gedämpfte Investitionsnachfrage. Nach Bran-
chen ist das Bild gemischt. Während einige Sektoren wie 
etwa das Gastgewerbe von einem starken Einbruch ihrer 
Investitionstätigkeit im Jahr 2022 berichten, melden Unter-
nehmen anderer Branchen, etwa Erbringer von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen, weiterhin eine kräftige Ex-
pansion. Sachgütererzeuger sind hinsichtlich ihrer Investiti-
onspläne zwar deutlich zurückhaltender als Dienstleister, 
diese planen jedoch für 2023 abermals eine Einschränkung 
ihrer Investitionstätigkeit. Großbetriebe dürften ihre Investiti-
onen 2023 stärker ausweiten als kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU). Die Investitionstätigkeit wird vor allem 
durch technologische Entwicklungen getrieben. Am häu-
figsten dienen Investitionen dem Ersatz alter Anlagen oder 
Ausrüstungen. Kapazitätserweiterungen spielen als Investiti-
onszweck lediglich eine untergeordnete Rolle. 

 Investment Plans for 2023 Significantly Reduced. Results of 
the Autumn 2022 WIFO-Investitionsbefragung 
The results of the WIFO-Investitionsbefragung (investment 
survey) show subdued investment demand for 2022. The 
picture across industries is mixed. While some, such as ac-
commodation and food service activities, report a sharp 
drop in their investment activity in 2022, others, such as fi-
nancial and insurance activities, continue to report strong 
expansion. Although companies in the manufacturing sec-
tor are significantly more restrained in their investment 
plans than firms in services, the latter are again planning to 
curtail their investment activity in 2023. Large companies 
are more likely to expand their investments in 2023 than 
small and medium-sized companies (SMEs). Investment ac-
tivity is primarily driven by technological developments. 
Most often, investments are made to replace old plant or 
equipment. Capacity expansions play only a minor role as 
an investment objective. 
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Die Aufhebung der COVID-19-Maßnahmen 
hatte im 1. Halbjahr 2022 zu einem kräftigen 
Wachstum des Dienstleistungssektors ge-
führt, das vom Konsum getragen wurde. 
Diese starke Expansion setzte sich im 2. Halb-
jahr 2022 nicht weiter fort. Der internationale 
Konjunkturabschwung hat auch die österrei-
chische Volkswirtschaft erfasst. Die Konjunk-
turabschwächung betrifft sämtliche Wert-
schöpfungsbereiche, wobei vor allem das 
energieintensive verarbeitende Gewerbe 
bereits schrumpfen dürfte. Das reale BIP 
wuchs 2022 um voraussichtlich 4,7% und 
dürfte 2023 stagnieren (+0,3%). Da die Infla-
tion hoch bleibt, steuert Österreichs Wirt-
schaft erstmals seit den 1970er-Jahren auf 
eine Stagflation zu (Ederer & Glocker, 2022). 

Im Winterhalbjahr 2022/23 dürfte die Wirt-
schaftsleistung merklich zurückgehen. Ge-
mäß WIFO-Konjunkturtest schätzen die Unter-
nehmen die aktuelle Lage in vielen Bran-
chen zwar noch positiv ein, die Erwartungen 
haben sich jedoch deutlich eingetrübt. An-
haltend hohe Energiepreise, der lebhafte 
Preisauftrieb und die Unsicherheit über die 

weitere Entwicklung dämpfen die Stimmung. 
Dennoch scheinen sich die Konjunkturindika-
toren zu Jahresende 2022 etwas stabilisiert zu 
haben. Die Rohstoffmärkte haben sich leicht 
entspannt und die Lieferkettenprobleme lö-
sen sich auch aufgrund der schwächeren 
Nachfrage auf. Der Höhepunkt der Inflation 
dürfte überschritten sein. Es ist daher zu er-
warten, dass sich die österreichische Wirt-
schaft im Jahresverlauf 2023 allmählich er-
holt. Aus dem Ausland dürften ab dem Früh-
jahr wieder positive Konjunkturimpulse kom-
men. Auch der private Konsum dürfte sich 
mit der abnehmenden Unsicherheit und der 
allmählichen Entspannung auf den Energie-
märkten stabilisieren (Ederer & Glocker, 
2022). 

Hohe Energie- und Rohstoffpreise treiben in 
vielen Ländern nicht nur die Verbraucher-
preisinflation, sondern auch die Investitions-
kosten. Die enormen Preissteigerungsraten 
ziehen eine rasche Straffung der Geldpolitik 
nach sich (Ederer & Glocker, 2022). Das ver-
änderte Zinsumfeld zeigt sich auch in den 
Befragungsdaten des WIFO zu den Kredit-

Nach der kräftigen Ex-
pansion im 1. Halbjahr 
2022 befindet sich Öster-
reichs Volkswirtschaft 
mittlerweile in einem 
Abschwung. 

Die kräftige Inflation und 
die hohe Unsicherheit 
prägen das Investitions-
umfeld. 
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bedingungen für österreichische Unterneh-
men. Im November 2022 erhöhte sich die 
Kredithürde – definiert als Saldo des Anteils 
der Unternehmen, die die Kreditvergabe der 
Banken als entgegenkommend bezeichnen, 
und des Anteils der Unternehmen, welche 
sie als restriktiv empfinden – deutlich gegen-
über dem Vorquartal (8,3 Punkte) und war 
mit 18,6 Punkten ähnlich ungünstig wie zu-
letzt im Herbst 2014. Nach Unternehmens-
größe zeigten sich durchgängig kräftige An-
stiege, aber auch merkliche Niveauunter-
schiede: Kleinere Unternehmen mit weniger 
als 50 Beschäftigten empfinden die Kredit-
bedingungen als restriktiver (21,3 Punkte) 
als mittelgroße Unternehmen (50 bis 249 Be-
schäftigte 16,3 Punkte) und Großbetriebe 
(mit zumindest 250 Beschäftigten 9,6 Punk-
te; Hölzl et al., 2022). 

Da die Investitionen stark von den Erwartun-
gen zur künftigen Geschäftslage abhängen, 
wirkt sich die hohe Unsicherheit seit Aus-
bruch des Ukraine-Krieges besonders nega-
tiv auf die Investitionspläne aus. Allerdings 
werden diese dämpfenden Effekte durch 
die stimulierende Wirkung der Investitions-
prämie überlagert. Auch wenn sich die Ge-
schäftslage 2023 allmählich wieder bessert, 
dürften die Investitionen erst verzögert anzie-
hen, sodass die Investitionstätigkeit erst 2024 
wieder zulegen wird. Auch etliche andere 
Wirtschaftsaktivitäten (z. B. Werbetätigkeit, 

Projekte in der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie), die zur Wertschöpfung 
der sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistun-
gen beitragen, dürften erst verzögert wieder 
forciert werden (Ederer & Glocker, 2022). 
Laut WIFO-Prognose schrumpften die Brutto-
anlageinvestitionen (Ausrüstungen, Bauten 
und sonstige Anlageinvestitionen) im Jahr 
2022 um voraussichtlich 1%. 2023 werden sie 
praktisch stagnieren (+0,2%) und erst 2024 
wieder ansteigen (+2,2%). 

Diese Prognose der gesamtwirtschaftlichen 
Investitionstätigkeit basiert auf vorläufigen 
Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung von Statistik Austria. Die VGR weist 
zwar unterschiedliche Investitionstypen aus 
(z. B. Investitionen in "Ausrüstungs- und Waf-
fensysteme" oder in "sonstige Anlagen"), un-
terscheidet jedoch nicht nach Branchen. Zu-
dem handelt es sich um Hochschätzungen, 
die mitunter beträchtlichen Revisionen un-
terliegen. Um zeitnahe, disaggregierte Infor-
mationen über die Investitionstätigkeit zu er-
halten, befragte das WIFO im Rahmen des 
Konjunkturtests in Österreich tätige Unterneh-
men zur Entwicklung ihrer Investitionen. Die 
Ergebnisse dieser WIFO-Investitionsbefra-
gung erlauben, wie in der Vergangenheit 
jene des WIFO-Investitionstests, eine frühzei-
tige Abschätzung der Investitionsentwick-
lung in Österreich. 

   

 
Die WIFO-Investitionsbefragung 
Seit November 2021 erhebt das WIFO im Rahmen des Konjunkturtests, des gemeinsamen harmonisierten EU-Programmes für 
Konjunkturumfragen, die Investitionsabsichten der in Österreich tätigen Unternehmen. An der Erhebung beteiligen sich rund 
1.800 Unternehmen aus dem privaten Sektor. Die so gewonnenen Befragungsdaten leisten einen wesentlichen Beitrag zur 
Abschätzung der gesamten unternehmerischen Investitionstätigkeit in Österreich.  

Die folgenden NACE-Rev.-2-Abschnitte werden berücksichtigt: Verarbeitendes Gewerbe bzw. Herstellung von Waren, Ver-
kehr und Lagerei, Gastgewerbe bzw. Beherbergung und Gastronomie, Information und Kommunikation, Erbringung von Fi-
nanz- und Versicherungsdienstleistungen, Grundstücks- und Wohnungswesen, freiberufliche, wissenschaftliche und techni-
sche Dienstleistungen, sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen. Die Repräsentativität der Befragung wird im Anhang ausge-
wiesen.  

Die befragten Unternehmen werden zudem nach ihrer Betriebsgröße klassifiziert, wobei Unternehmen mit zumindest 250 Be-
schäftigten als Großbetriebe und jene mit weniger als 250 Beschäftigten als kleine und mittlere Unternehmen (KMU) definiert 
werden. Auch Auswertungen nach Bundesländern sind möglich. 

Mit der WIFO-Investitionsbefragung wird der WIFO-Investitionstest weitergeführt, der von 1963 bis zum Frühjahr 2021 als eigen-
ständige Befragung durchgeführt wurde und seit 1996 Teil des gemeinsamen harmonisierten Programmes für Konjunkturum-
fragen in der Europäischen Union war, das von der Europäischen Kommission (Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen – 
GD ECFIN) finanziell unterstützt wird. 

 

1. Ergebnisse der WIFO-Investitionsbefragung 
1.1 Investitionspläne für 2023 deutlich 

gekürzt 

Trotz des Konjunkturabschwungs und der 
stark rückläufigen Quartalsdaten laut VGR 
berichten die befragten Unternehmen 
mehrheitlich über Ausweitungen ihrer Investi-
tionen im Jahr 2022. Die Befragungsergeb-
nisse des WIFO-Konjunkturtests zeichnen so-
mit ein anderes Bild als die Daten der Volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnung der Statis-
tik Austria. 

Der Saldo zwischen dem Anteil jener Unter-
nehmen, die ihre Investitionen 2022 ausge-
weitet haben, und dem Anteil jener, die 
eine Verringerung meldeten, ist je nach 
Branche unterschiedlich hoch. Während Un-
ternehmen im Gastgewerbe, in Verkehr und 
Lagerei sowie in den freiberuflichen, wissen-
schaftlichen und technischen Dienstleis-

Die Mehrzahl der heimi-
schen Unternehmen gibt 

an, ihre Investitionen 
2022 ausgeweitet zu ha-

ben. 



 38 WIFO-Investitionsbefragung WIFO  ■  Monatsberichte 1/2023, S. 35-43
 

tungen mehrheitlich rückläufige Investitio-
nen meldeten, ergaben sich für die Erbrin-
gung von Finanz- und Versicherungsleistun-
gen, die Information und Kommunikation 

sowie das Grundstücks- und Wohnungswe-
sen deutlich positive Salden. In diesen Bran-
chen überwiegen somit die Meldungen ei-
ner Ausweitung der Investitionen. 

   

 
Revisionen der Investitionspläne 
In Reaktion auf den Ukraine-Krieg nahmen die heimischen Sachgütererzeuger ihre Investitionspläne für das Jahr 2022 konti-
nuierlich zurück. Vor Kriegsausbruch im Herbst 2021 hatte die Differenz zwischen positiven und negativen Einschätzungen 
noch +26 Prozentpunkte betragen. Im Frühjahr 2022, kurz nach Kriegsbeginn, betrug der Saldo für 2022 nur mehr +14 Prozent-
punkte, im Herbst 2022 gar nur mehr +3 Prozentpunkte. Im Dienstleistungssektor legte der entsprechende Saldo hingegen 
leicht von +18 Prozentpunkten (Herbst 2021) auf +19 Prozentpunkte (Frühjahr 2022) bzw. +22 Prozentpunkte (Herbst 2022) zu. 
Einige Dienstleistungsbereiche – wie etwa Verkehr und Lagerei oder Beherbergung und Gastronomie – haben ihre Investiti-
onspläne jedoch ebenso nach unten revidiert. 

 

 

Die Einschätzungen für das Jahr 2023 zeigen 
eine starke Abschwächung der Investitions-
dynamik. Besonders ausgeprägt ist der Ein-
bruch in den Branchen Verkehr und Lagerei 
sowie in den freiberuflichen, wissenschaftli-
chen und technischen Dienstleistungen. Hier 
sind die Salden negativ, das heißt, es über-
wiegen die Erwartungen rückläufiger Investi-
tionen. Trotz weniger pessimistischer Meldun-
gen blieb der Saldo auch in der Beherber-
gung und Gastronomie negativ. Besonders 
trüb ist der Ausblick in den freiberuflichen, 
wissenschaftlichen und technischen Dienst-
leistungen, wo lediglich 11% der befragten 
Unternehmen von einem Anstieg der Investi-
tionen ausgehen. Im Grundstücks- und Woh-
nungswesen halten sich positive und nega-
tive Erwartungen die Waage.  

Das Bild ist jedoch uneinheitlich. So gehen 
Unternehmen in der Information und Kom-
munikation für 2023 weiterhin von einem 
kräftigen, die Erbringer von Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistungen von einem robus-
ten Investitionswachstum aus. Insgesamt 
rechnet der Dienstleistungssektor trotz der 
stark abgeschwächten Dynamik mit einer 
kräftigeren Ausweitung als die Sachgüterer-
zeugung (Saldo +11 Prozentpunkte gegen-
über +3 Prozentpunkten in der Herstellung 
von Waren1). 

Großbetriebe ab 250 Beschäftigten planen 
auch 2023 häufiger eine Ausweitung ihrer In-
vestitionen als kleine und mittlere Unterneh-
men, die ihre Investitionspläne öfter kürzen 
als ausweiten. Die im Vergleich zu den KMU 
höhere Investitionsdynamik in den Großbe-
trieben ist auch am Abstand der Salden 

 
1)  Im langfristigen Durchschnitt 2008/2017 machten 
die Investitionen des verarbeitenden Gewerbes bzw. 
der Herstellung von Waren laut Leistungs- und Struk-
turerhebung der Statistik Austria 23,3% der gesamten 

ablesbar, der sich gegenüber 2022 leicht 
vergrößerte (Übersicht 1). 

Auch innerhalb der Herstellung von Waren 
zeigt sich ein gemischtes Bild. Konsumgüter-
erzeuger hatten ihre Investitionen nach der 
COVID-19-Krise stark ausgeweitet; nun zeigt 
sich jedoch sowohl für 2022 als auch für 2023 
eine stark rückläufige Entwicklung. Insbeson-
dere die Hersteller nichtdauerhafter Konsum-
güter (Verbrauchsgüter), vor allem von Nah-
rungsmitteln und Getränken, meldeten für 
2022 Rückgänge, die sich 2023 verstärken 
dürften (Übersicht 2). Die Hersteller dauer-
hafter Konsumgüter planen dagegen nach 
den Kürzungen im Vorjahr für 2023 wieder 
mehrheitlich Ausweitungen. Die Erzeuger 
von Investitionsgütern und Vorprodukten 
dürften ihre Investitionen 2023 erneut leicht 
steigern. 

Auch regional zeigen sich beträchtliche Un-
terschiede in der Investitionstätigkeit der in 
der Stichprobe enthaltenen Unternehmen. 
Für 2022 sind die Salden für Tirol, Kärnten, die 
Steiermark, Vorarlberg und das Burgenland 
negativ, für Niederösterreich, Wien, Oberös-
terreich und Salzburg hingegen positiv. Diese 
regionale Spreizung setzt sich in den Investiti-
onsplänen für 2023 fort, jedoch mit unter-
schiedlichen Dynamiken. Während sich die 
Salden im Falle Salzburgs (von +1 auf 7 Pro-
zentpunkte) und Niederösterreichs (von +15 
auf +10 Prozentpunkte) verschlechtern und 
in Tirol stagnieren (jeweils 14 Prozentpunkte 
für 2022 und 2023), sind per Saldo vor allem 
in Kärnten, dem Burgenland und der Steier-
mark Verbesserungen zu erwarten. 

Investitionen des Unternehmenssektors aus (Erbrin-
gung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen 
18,7%, Verkehr und Lagerei 14,9%; Friesenbichler et al., 
2021a). 

2023 dürfte die Investiti-
onsdynamik deutlich 
abnehmen. In den Bran-
chen Verkehr und Lage-
rei, freiberufliche, wis-
senschaftliche und tech-
nische Dienstleistungen 
sowie im Gastgewerbe 
werden mehrheitlich 
Rückgänge erwartet. 

Großbetriebe planen et-
was häufiger Investiti-
onsausweitungen als 
kleine und mittelgroße 
Betriebe. 

Die Sachgütererzeuger 
meldeten sowohl für 
2022 als auch für 2023 
praktisch stagnierende 
Investitionen. Konsum-
güterproduzenten wer-
den 2023 weniger inves-
tieren als im Vorjahr. 

Während Unternehmen 
in Niederösterreich und 
Oberösterreich für 2023 
mehrheitlich höhere In-
vestitionen erwarten, 
sind die Salden für Tirol, 
Salzburg und die Steier-
mark negativ. 
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Übersicht 1: Investitionen 
Nach ÖNACE-Abschnitten und Betriebsgröße 

 
2022 2023  

Steigen Gleich 
bleiben 

Sinken Saldo Steigen Gleich 
bleiben 

Sinken Saldo 

 In % der Meldungen Prozent-
punkte 

In % der Meldungen Prozent-
punkte 

Verarbeitendes Gewerbe bzw. Herstellung von Waren 28 47 25 3 32 40 28 3 
         
Verkehr und Lagerei 19 59 22  – 4 23 49 29  – 6 
Gastgewerbe bzw. Beherbergung und Gastronomie 17 47 36  – 19 31 36 33  – 1 
Information und Kommunikation 27 60 13 15 36 55 9 27 
Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 38 53 9 29 27 57 16 10 
Grundstücks- und Wohnungswesen 25 66 8 17 15 70 15 0 
Freiberufliche, wissenschaftliche und technische 
Dienstleistungen 19 56 24  – 5 11 66 23  – 12 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 25 51 24 2 28 52 20 8 
          
Dienstleistungen insgesamt (gewichtet) 33 56 11 22 32 50 19 13 
          
Kleine und mittlere Unternehmen 21 53 26  – 5 24 48 27  – 3 
Großbetriebe 31 49 20 11 35 44 21 14 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Die zugrundeliegenden Fragen lauten: "Im Vergleich zum Vorjahr werden unsere Investitionen heuer . . ." 
und "Im Vergleich zu heuer werden unsere Investitionen im nächsten Jahr . . .". 

 
  

Übersicht 2: Investitionen der Sachgütererzeugung 
 

2022 2023  
Steigen Gleich 

bleiben 
Sinken Saldo Steigen Gleich 

bleiben 
Sinken Saldo 

 In % der Meldungen Prozent-
punkte 

In % der Meldungen Prozent-
punkte 

Vorprodukte 28 45 27 1 37 34 29 8 
Investitionsgüter 25 56 19 7 34 41 25 9 

Kraftfahrzeuge 50 45 5 45 42 58 0 42 
Konsumgüter 30 39 30 0 18 50 32  – 13 

Dauerhafte Konsumgüter (Gebrauchsgüter) 22 41 36  – 14 44 23 33 11 
Nichtdauerhafte Konsumgüter (Verbrauchsgüter) 32 39 29 2 14 54 31  – 17 

Nahrungsmittel und Getränke 26 44 30  – 4 4 61 34  – 30 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Die zugrundeliegenden Fragen lauten: "Im Vergleich zum Vorjahr werden unsere Investitionen heuer . . ." 
und "Im Vergleich zu heuer werden unsere Investitionen im nächsten Jahr . . .". 

 
  

Übersicht 3: Investitionen nach Bundesländern 
 

2022 2023  
Steigen Gleich 

bleiben 
Sinken Saldo Steigen Gleich 

bleiben 
Sinken Saldo 

 In % der Meldungen Prozent-
punkte 

In % der Meldungen Prozent-
punkte 

Wien 21 61 17 4 24 58 18 6 
Niederösterreich 31 54 15 15 29 51 19 10 
Burgenland 24 45 32  – 8 36 34 30 5 
Steiermark 17 54 29  – 11 18 58 24  – 5 
Kärnten 23 42 35  – 12 25 54 21 4 
Oberösterreich 31 44 25 7 40 32 28 12 
Salzburg 26 50 24 1 24 45 31  – 7 
Tirol 15 56 29  – 14 23 41 37  – 14 
Vorarlberg 25 41 33  – 8 28 44 28 0 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Die Stichprobe umfasst Unternehmen aus der Sachgütererzeugung 
und den Dienstleistungsbranchen. Das Bauwesen (Abschnitt F), der Handel (Abschnitt G) und der öffentliche Sek-
tor werden nicht berücksichtigt. Die zugrundeliegenden Fragen lauten: "Im Vergleich zum Vorjahr werden unsere 
Investitionen heuer . . ." und "Im Vergleich zu heuer werden unsere Investitionen im nächsten Jahr . . .". 
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Gewichtung 
Es wurden zwei verschiedene Gewichtungsansätze gewählt, einer für die Beobachtungen innerhalb der Branchen und ein 
zweiter für Branchengruppen bzw. Sektoren. 

Für einzelne Branchen werden die jeweiligen Beschäftigungsstände der Unternehmen als Gewichte herangezogen. Da Ös-
terreichs Wirtschaftsstruktur von wenigen Großbetrieben dominiert wird, werden Unternehmen ab 250 Beschäftigten mit ei-
nem Maximalwert von 250 berücksichtigt, d. h. sie erhalten – relativ gesehen – ein geringeres Gewicht als ihnen aufgrund der 
Beschäftigtenanzahl tatsächlich zustünde. 

Um gewichtete Aggregate von Branchengruppen zu erhalten (z. B. für die Klasse der "Konsumgüterproduzenten" oder den 
"Dienstleistungssektor" insgesamt), werden Gewichte auf sektoraler Ebene anhand der Variable "Gesamtinvestitionen" in den 
Daten der Leistungs- und Strukturerhebung (LSE) der Statistik Austria berechnet. Die LSE ist die wichtigste Quelle für offizielle 
Investitionsdaten in Österreich. Um mögliche Verzerrungen aufgrund konjunktureller Schwankungen zu minimieren, wurde für 
die Berechnung der Gewichte – d. h. der Anteile der Branchengruppen – ein langfristiger Durchschnitt für den Zeitraum 
2008/2017 herangezogen. 

 

 

1.2 Einflussfaktoren der Investitionen 

Im Fragebogen werden auch die wichtigs-
ten Einflussfaktoren der Investitionen erho-
ben, sowohl für das jeweils laufende Kalen-
derjahr zum Zeitpunkt der Befragung – die 
aktuelle Befragung wurde im November 
2022 durchgeführt – als auch für das Folge-
jahr. Die Antwortkategorien lauten "Nach-
frage und deren (wahrscheinliche) Entwick-
lung", "finanzielle Ressourcen", "technologi-
sche Entwicklungen" und "andere Faktoren". 
Mehrfachnennungen sind möglich. 

Für den Zeitraum, auf den sich die Befra-
gung bezieht, muss berücksichtigt werden, 
dass die Investitionsdynamik durch zahlrei-
che externe Faktoren beeinflusst wurde. An-
fang 2022 prägte zunächst das Auslaufen 
der COVID-19-Maßnahmen das Umfeld, ab 
Ende Februar vor allem der Ukraine-Krieg, 
die damit einhergehenden Lieferketten-
probleme und die Unsicherheit bezüglich 
der Erdgasversorgung. Auch die österreichi-
sche Wirtschaftspolitik stellt einen Einflussfak-
tor dar. Die "Investitionsprämie", ein Pro-
gramm zur Förderung von Investitionen in 
das abnutzbare Anlagevermögen, wirkt wei-
terhin in zweifacher Weise: Zum einen führt 
sie zu Mehrinvestitionen, die ohne Prämie 
nicht getätigt worden wären. Zum anderen 
bewirkt sie, dass erst später geplante Investi-
tionen vorgezogen werden und demnach in 
den Folgejahren entfallen. Solche externen 
Bestimmungsgründe der Investitionstätigkeit 
werden durch die Kategorie "andere Fakto-
ren" gemessen (Friesenbichler et al., 2021a). 
Das sich eintrübende Finanzierungsumfeld 
wird durch die Kategorie "finanzielle Ressour-
cen" abgebildet (Friesenbichler et al., 
2021b). 

Die wichtigste Triebkraft für Investitionen war 
im Jahr 2022 die technologische Entwick-
lung, vor allem im Dienstleistungssektor. Be-
sonders ausgeprägt war ihre Bedeutung in 
der Erbringung von Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistungen, in der Information und 
Kommunikation sowie in den freiberuflichen, 
wissenschaftlichen und technischen Dienst-
leistungen. Technologie spielt auch in der 

Sachgütererzeugung eine zentrale Rolle als 
Triebkraft von Investitionen. Groß- wie Klein-
betriebe schreiben ihr gleichermaßen eine 
hohe Bedeutung zu (Übersicht 4).  

Der zweitwichtigste Faktor ist die Nachfrage, 
die im Branchenvergleich vor allem in der 
Herstellung von Waren, im Gastgewerbe 
und in der Information und Kommunikation 
als wichtig eingeschätzt wird. Am schwächs-
ten ist der Einfluss der Nachfrage auf die In-
vestitionstätigkeit in der Erbringung von Fi-
nanz- und Versicherungsleistungen, in den 
freiberuflichen, wissenschaftlichen und tech-
nischen Dienstleistungen sowie in den sonsti-
gen wirtschaftlichen Dienstleistungen. 

Bemerkenswert ist, dass die Kategorie "an-
dere Faktoren" mitunter eine größere Rolle 
spielt als die Nachfrage, vor allem im Grund-
stücks- und Wohnungswesen sowie in Ver-
kehr und Lagerei. Hierunter könnten energie-
sparende Investitionen subsumiert werden, 
die gerade angesichts des Anstiegs der 
Strompreise und der Knappheit an Erdgas 
an Bedeutung gewonnen haben (Ederer & 
Glocker, 2022). 

Finanzielle Ressourcen sind für die meisten 
Unternehmen als Investitionsgrund 
bzw. -hemmnis weniger relevant, obgleich 
deren Bedeutung steigt. Vor allem im 
Grundstücks- und Wohnungswesen werden 
finanzielle Ressourcen mittlerweile häufiger 
als relevanter Faktor eingeschätzt, worin sich 
die Veränderung des Finanzierungsumfelds 
spiegelt. 

Die Rangfolge der Einflussfaktoren unter-
scheidet sich nicht nach der Betriebsgröße, 
Großbetriebe schreiben den meisten Fakto-
ren jedoch höhere Bedeutung zu als KMU.  

Das Bild für 2023 ähnelt weitgehend jenem 
des Vorjahres. Im Dienstleistungssektor wird 
die Nachfrage für 2023 optimistischer einge-
schätzt, vor allem im Bereich Information 
und Kommunikation. "Andere Faktoren" ver-
lieren in den Dienstleistungen dagegen stark 

Die Investitionen werden 
vor allem von technolo-
gischen Entwicklungen 
getrieben. 

Neben der technologi-
schen Entwicklung wer-
den die Nachfrage und 
"andere Faktoren" als 
wichtigste Einflussfakto-
ren genannt. 
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an Bedeutung, vor allem im Grundstücks- 
und Wohnungswesen, wo insbesondere 
technologische Entwicklungen als Bestim-

mungsgründe der Investitionstätigkeit wichti-
ger werden. 

  

Übersicht 4: Einflussfaktoren auf die Investitionstätigkeit  
Nach ÖNACE-Abschnitten und Betriebsgröße 

 
2022 2023  

Nachfrage Finanzielle 
Ressour-

cen 

Techno-
logische 
Entwick-
lungen 

Andere 
Faktoren 

Nachfrage Finanzielle 
Ressour-

cen 

Techno-
logische 
Entwick-
lungen 

Andere 
Faktoren 

 In % der Meldungen 
Verarbeitendes Gewerbe bzw. Herstellung von Waren 48 12 52 31 47 13 55 31 
          
Verkehr und Lagerei 39 20 31 40 44 15 30 39 
Gastgewerbe bzw. Beherbergung und Gastronomie 45 7 36 36 50 8 43 33 
Information und Kommunikation 42 14 67 30 55 9 66 25 
Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 28 14 77 36 33 13 76 35 
Grundstücks- und Wohnungswesen 39 25 48 42 35 28 59 32 
Freiberufliche, wissenschaftliche und technische 
Dienstleistungen 33 15 54 35 35 14 56 36 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 32 13 38 36 41 24 36 34 
          
Dienstleistungen insgesamt (gewichtet) 36 17 43 40 49 24 47 26 
          
Kleine und mittlere Unternehmen 39 11 46 33 42 13 48 31 
Großbetriebe 50 17 57 33 50 16 58 35 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Die zugrundeliegenden Fragen lauten: "Was sind die wichtigsten Faktoren, die Sie heuer zu Investitionen 
anregen?" und "Was sind die wichtigsten Faktoren, die Sie im nächsten Jahr zu Investitionen anregen werden?" (Mehrfachnennungen möglich). 

 
  

Übersicht 5: Investitionszwecke 
Nach ÖNACE-Abschnitten und Betriebsgröße 

 
2022 2023  

Ersatz alter 
Anlagen 
oder Aus-
rüstungen 

Kapazitäts-
erweite-
rungen 

Rationali-
sierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

Ersatz alter 
Anlagen 
oder Aus-
rüstungen 

Kapazitäts-
erweite-
rungen 

Rationali-
sierung 

Andere 
Investitions-

zwecke 

 In % der Meldungen 
Verarbeitendes Gewerbe bzw. Herstellung von 
Waren 38 23 26 13 35 19 31 15 
          
Verkehr und Lagerei 53 21 13 13 49 19 15 17 
Gastgewerbe bzw. Beherbergung und 
Gastronomie 56 8 20 16 48 9 23 20 
Information und Kommunikation 34 31 20 15 26 32 24 18 
Erbringung von Finanz- und 
Versicherungsdienstleistungen 31 9 37 23 31 9 38 22 
Grundstücks- und Wohnungswesen 43 25 11 21 46 12 13 29 
Freiberufliche, wissenschaftliche und technische 
Dienstleistungen 43 18 18 20 39 19 21 21 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 31 16 24 29 28 22 27 23 
          
Dienstleistungen insgesamt (gewichtet) 41 25 21 14 42 23 17 18 
          
Kleine und mittlere Unternehmen 42 17 24 17 38 18 27 17 
Großbetriebe 38 24 22 16 34 20 27 19 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Die zugrundeliegenden Fragen lauten: "Was sind heuer die wichtigsten Ziele Ihrer Investitionen?" und "Was 
werden im nächsten Jahr die wichtigsten Ziele Ihrer Investitionen sein?" (Mehrfachnennungen möglich). Den Vorgaben der Europäischen Kommission 
folgend werden diese Fragen anteilsmäßig ausgewertet, wobei die Anteile in Summe 100% ergeben. 

 

1.3 Investitionszwecke 

Mit Investitionen können unterschiedliche 
Ziele verfolgt werden. Der Fragebogen gibt 

vier Kategorien von Investitionszwecken vor: 
"Ersatz alter Anlagen oder Ausrüstungen", 
"Kapazitätsausweitung", "Rationalisierung" 
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und "andere Investitionszwecke". Mehrfach-
nennungen sind möglich2). 

Der wichtigste Investitionszweck war 2022 
der Ersatz alter Anlagen oder Ausrüstungen, 
vor allem in der Beherbergung und Gastro-
nomie sowie in Verkehr und Lagerei (Über-
sicht 5). Kapazitätserweiterungen wurden 
am häufigsten von den Unternehmen der In-
formations- und Kommunikationsbranche 
gemeldet. Rationalisierungsinvestitionen 
spielten vor allem in den Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistungen, in der Herstellung 
von Waren und in den sonstigen wirtschaftli-
chen Dienstleistungen eine überdurch-
schnittliche Rolle. Andere Investitionszwecke 
werden insbesondere in den sonstigen 

wirtschaftlichen Dienstleistungen und in der 
Erbringung von Finanz- und Versicherungs-
dienstleistungen häufig verfolgt. 

Großbetriebe meldeten häufiger Kapazitäts-
erweiterungen als Investitionsziel als kleine 
und mittelgroße Unternehmen. Ersatzinvestiti-
onen werden hingegen eher von KMU getä-
tigt.  

2023 werden sich die Investitionsmotive aus 
heutiger Perspektive kaum verschieben. Eine 
beträchtliche Verlagerung ist jedoch im 
Grundstücks- und Wohnungswesen zu erwar-
ten; hier dürfte 2023 deutlich seltener in Ka-
pazitätserweiterungen investiert werden.  

2. Literaturhinweise 
Ederer, S., & Glocker, C. (2022). Weltweiter Konjunkturabschwung erfasst Österreich. Prognose für 2022 bis 2024. 

WIFO-Konjunkturprognose, (4). https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70406.  

Friesenbichler, K. S., Bilek-Steindl, S., & Glocker, C. (2021a). Österreichs Investitionsperformance im internationalen 
und sektoralen Vergleich. Erste Analysen zur COVID-19-Krise. WIFO. https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/ 
67163.  

Friesenbichler, K. S., Hölzl, W., Köppl, A., & Meyer, B. (2021b). Investitionen in die Digitalisierung und Dekarbonisie-
rung in Österreich. Treiber, Hemmnisse und wirtschaftspolitische Hebel. WIFO. https://www.wifo.ac.at/wwa/ 
pubid/67181.  

Hölzl, W., Bierbaumer, J., Klien, M., & Kügler, A. (2022). Konjunkturausblicke bleiben mehrheitlich skeptisch. Ergeb-
nisse des WIFO-Konjunkturtests vom November 2022. WIFO-Konjunkturtest, (11). https://www.wifo.ac.at/wwa/ 
pubid/70360. 

 

 
2)  Im Einklang mit den Vorgaben der Europäischen 
Kommission werden diese Fragen anteilsmäßig ausge-
wertet, wobei die Anteile in Summe 100% ergeben. 

Ersatzinvestitionen wa-
ren 2022 der häufigste 
Investitionstyp. 2023 ge-
winnen Rationalisie-
rungsinvestitionen an 
Bedeutung. Kapazitäts-
erweiterungen sind häu-
figer in Großbetrieben zu 
erwarten als in KMU. 

https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/67163
https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/67181
https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70360
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3. Anhang: Repräsentationsgrad der WIFO-Investitionsbefragung 
vom Herbst 2022 

 

Übersicht 1: Repräsentationsgrad der Stichprobe 
Nach ÖNACE-Abschnitten und Betriebsgröße 

 
Zahl der 

Meldungen 
Beschäftigte Repräsentations-

grad in %  Gemeldet Insgesamt1) 
Verarbeitendes Gewerbe bzw. Herstellung von Waren 465 47.487 606.602 7,8 
     
Verkehr und Lagerei 152 7.381 172.048 4,3 
Gastgewerbe bzw. Beherbergung und Gastronomie 232 7.701 149.064 5,2 
Information und Kommunikation 119 5.419 92.057 5,9 
Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 43 3.650 103.690 3,5 
Grundstücks- und Wohnungswesen 36 2.486 24.309 10,2 
Freiberufliche, wissenschaftliche und technische Dienstleistungen 366 13.519 143.338 9,4 
Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen 126 8.449 209.619 4,0 
      
Kleine und mittlere Unternehmen2) 1.704 73.566 1.003.405 7,3 
Großbetriebe2) 162 40.500 731.497 5,5 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Um die Stichprobenziehung des WIFO-Konjunkturtests zu spiegeln, werden bei der Berechnung der Beschäf-
tigung insgesamt Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten nicht berücksichtigt. – 1) Statistik Austria, Leistungs- und Strukturerhebung 2020 (letztver-
fügbarer Stand). – 2) Für jene Positionen, die aufgrund der gesetzlichen Geheimhaltungspflicht von Statistik Austria nicht veröffentlicht werden, wurden 
Durchschnittswerte angesetzt. 

  
 

  

Übersicht 2: Repräsentationsgrad der Stichprobe – Sachgütererzeugung 
 

Zahl der 
Meldungen 

Beschäftigte Repräsentations-
grad in %  Gemeldet Insgesamt1) 

Vorprodukte2) 208 22.380 261.246 8,6 
Investitionsgüter2) 139 16.523 197.562 8,4 

Kraftfahrzeuge 10 1.387 37.371 3,7 
Konsumgüter 118 8.584 134.918 6,4 

Dauerhafte Konsumgüter (Gebrauchsgüter)2) 39 2.857 29.675 9,6 
Nichtdauerhafte Konsumgüter (Verbrauchsgüter) 79 5.727 105.243 5,4 

Nahrungsmittel und Getränke 44 3.756 72.911 5,2 

Q: WIFO-Investitionsbefragung Herbst 2022. Um die Stichprobenziehung des WIFO-Konjunkturtests zu spiegeln, werden bei der Berechnung der Beschäf-
tigung insgesamt Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten nicht berücksichtigt. – 1) Statistik Austria, Leistungs- und Strukturerhebung 2020 (letztver-
fügbarer Stand). – 2) Für jene Positionen, die aufgrund der gesetzlichen Geheimhaltungspflicht von Statistik Austria nicht veröffentlicht werden, wurden 
Durchschnittswerte angesetzt. 
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WIFO  ■  RESEARCH BRIEFS   
 

 
Die WIFO Research Briefs präsentieren kurze wirtschaftspolitische Diskussionsbeiträge sowie kurze Zusammenfassungen von 
Forschungsarbeiten des WIFO. Sie werden unter Einhaltung der Richtlinien der Österreichischen Agentur für wissenschaftliche 
Integrität (ÖAWI) zur Guten Wissenschaftlichen Praxis und der wissenschaftlichen Politikberatung verfasst und dienen der Er-
höhung der nationalen und internationalen Sichtbarkeit der WIFO-Forschungsergebnisse. 

   1/2023  On (Current) Monetary Tightening and Inflation 
Stefan Schiman-Vukan 
In response to rising inflation, monetary policy in many countries around the world has recently been tighte-
ned, often sharply. This Research Brief shows that central banks have reacted with remarkable similarity, and 
that, contrary to what current policy rates might suggest, tightening in the USA and the euro area has so far 
been of roughly the same magnitude. It is also shown that the disinflationary effects of monetary tightening 
are not yet clearly evident. This is true both for the world's major currencies as well as for European currencies. 
The report then draws on new empirical evidence which shows that the ECB's interest rate policy from 1999 to 
2019 had the desired effect on inflation, but that this effect unfolded only gradually. Thus, the price-dampe-
ning effects of the current tightening cycle have yet to materialise. The more monetary policy is tightened 
now, the more disinflation will be amplified as non-monetary price shocks unwind. It therefore seems approp-
riate to wait for the effects of the monetary policy measures taken so far before tightening further. 

Februar 2023 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70619      

Frühere Ausgaben    
 27/2022  Modellbasierte Berechnung der Gasverbrauchseinsparungen in Österreich 

Peter Reschenhofer (WIFO), Johannes Schmidt (INWE-BOKU) 

Dezember 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70491      
 26/2022  Tourismusanalyse: Sommernachfrage 2022 beinahe auf Vorkrisenniveau, gute Buchungslage 

zu Winterbeginn 
Oliver Fritz, Anna Burton 

Dezember 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70470     
 25/2022  WIFO-Inflationsprognose 2022/2024 vom Dezember 2022 

Josef Baumgartner 

Dezember 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/70456     
 24/2022  Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen zur Abfederung hoher Energiekosten 

Michael Böheim, Ulrike Huemer, Claudia Kettner, Daniela Kletzan-Slamanig, Margit Schratzenstaller 

Oktober 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/69820     
 23/2022  Wie viel wird in Wissenskapital von österreichischen Unternehmen investiert? 

Evidenz von Mikrodaten 
Klaus Friesenbichler, Agnes Kügler (WIFO), Julia Schieber-Knöbl (STAT) 

Oktober 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/69814     
 22/2022  Tourismusanalyse: Erholung seit Jahresbeginn, aber ungünstige Vorzeichen für den Winter  

Oliver Fritz, Anna Burton 

September 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/69787     
 21/2022  Unternehmensproduktivität über Sektoren in Österreich. Erste Evidenz von Mikrodaten 

Klaus Friesenbichler, Agnes Kügler (WIFO), Julia Schieber-Knöbl (STAT) 

September 2022 • https://www.wifo.ac.at/wwa/pubid/69784  
 

Kostenloser Download: https://www.wifo.ac.at/publikationen/wifo_research_briefs  
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Hohe Unsicherheit prägt Einschätzungen privater 
Haushalte 
Ergebnisse einer Befragung zu den Themen "Teuerung", "Heizen", 
"Kreditfinanzierung" und "Sparen" 
Josef Baumgartner, Jürgen Bierbaumer, Sandra Bilek-Steindl 

 Das Österreichische Gallup Institut befragte Anfang Oktober 2022 im Auftrag des WIFO eine für 
Österreichs Bevölkerung repräsentative Stichprobe von 1.000 Personen. 

 Die Befragten nahmen insbesondere in den Bereichen Treibstoffe, Haushaltsenergie und Lebensmittel 
Preissteigerungen wahr. Für die nächsten 12 Monate erwarteten sie mehrheitlich weitere 
Verteuerungen.  

 Über 60% der Befragten gaben an, wegen der höheren Preise auf günstigere Alternativen 
(Eigenmarken der Handelsketten) auszuweichen und Haushaltsenergie einsparen zu wollen. 

 14% der Befragten haben bereits größere Ausgaben getätigt, um den Energieverbrauch im eigenen 
Haushalt zu senken, 17% planten dies. 11% erwogen einen Umstieg auf andere Energieträger zum 
Heizen und zur Warmwasserbereitstellung, vor allem auf Sonnenenergie sowie auf Luft- und Erdwärme.  

 31% der Befragten gaben an, aufgrund der Teuerung in den vergangenen Monaten auf Ersparnisse 
zurückgegriffen zu haben; 37% erwarteten, in den kommenden Monaten Rücklagen auflösen zu 
müssen. 

 Von jenen Personen, die einen Immobilienerwerb bzw. eine Wohnraumsanierung planten, wollten nur 
je rund ein Drittel trotz steigender Zinssätze bzw. höherer Eigenmittelerfordernisse an der Realisierung 
festhalten. 

 

 
Erwartete Preisentwicklung in Österreich 

 

Anfang Oktober 2022 rechneten fast 50% der Befragten mit kräftigen Preissteigerungen in 
den nächsten 12 Monaten, weitere 32% mit leichten (Q: Österreichisches Gallup Institut, 
Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022; WIFO-Darstellung). 

 

"Rund die Hälfte der Be-
fragten erwartete im Ok-
tober 2022 auch noch für 
2023 deutliche Preisstei-
gerungen. Immerhin ein 
Achtel rechneten da-
gegen – im Gegensatz zu 
den damals veröffent-
lichten Prognosen – nicht 
mit einem weiteren An-
stieg des allgemeinen 
Preisniveaus." 
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Hohe Unsicherheit prägt Einschätzungen privater Haushalte 
Ergebnisse einer Befragung zu den Themen "Teuerung", "Heizen", "Kreditfinanzierung" 
und "Sparen" 

Josef Baumgartner, Jürgen Bierbaumer, Sandra Bilek-Steindl 

 
Hohe Unsicherheit prägt Einschätzungen privater 
Haushalte. Ergebnisse einer Befragung zu den Themen 
"Teuerung", "Heizen", "Kreditfinanzierung" und "Sparen" 
Die privaten Haushalte sehen sich durch die jüngsten Preis-
anstiege, vor allem in den Bereichen Treibstoffe, Haushalts-
energie und Lebensmittel, mit Herausforderungen konfron-
tiert. Dies zeigen die Ergebnisse einer Repräsentativerhe-
bung, die das Österreichische Gallup Institut Anfang Okto-
ber 2022 im Auftrag des WIFO durchführte. Ein Großteil der 
Befragten gab an, der Teuerung durch Verhaltensanpas-
sungen wie den Kauf von günstigen Produktalternativen 
oder Energieeinsparungen begegnen zu wollen. Zur Ener-
gieersparnis tätigten bzw. planten Teile der Befragten grö-
ßere Anschaffungen im Haushalt, vor allem Personen in 
Haushalten mit höheren Einkommen. Durch die gestiege-
nen Ausgaben sehen sich insbesondere Personen in ein-
kommensschwachen Haushalten genötigt, auf Sparrückla-
gen zurückzugreifen, falls solche überhaupt vorhanden 
sind. Sofern die kräftige Teuerung anhält, werden jedoch 
auch Personen in Haushalten mit mittleren Einkommen ver-
mehrt Sparreserven auflösen müssen. Infolge des Anstiegs 
der Finanzierungskosten und des erhöhten Eigenmittelbe-
darfs gab lediglich rund ein Drittel der Befragten an, bereits 
geplante Vorhaben im Bereich des Immobilienerwerbs und 
der Sanierung unverändert realisieren zu wollen. 

 High Uncertainty Shapes Assessments of Private 
Households. Results of a Survey on "Inflation", "Heating", 
"Credit Financing" and "Saving" 
Private households are facing challenges as a result of re-
cent price increases, especially in the areas of fuel, house-
hold energy and food. This is shown by the results of a rep-
resentative survey conducted by the Austrian Gallup Insti-
tute on behalf of WIFO in early October 2022. A large pro-
portion of respondents said they would counter inflation by 
adjusting their behaviour, such as buying low-priced prod-
uct alternatives or saving energy. In order to save energy, 
some respondents had made or were planning to make 
major purchases in their households, especially those with 
higher household incomes. As a result of the increased ex-
penditure, persons in low-income households in particular 
feel compelled to draw on existing savings reserves. If the 
strong inflation continues, however, even persons in mid-
dle-income households will increasingly have to liquidate 
savings reserves. As a result of the rise in financing costs 
and the increased need for equity, only one-third of re-
spondents stated that they still intended to implement their 
planned real estate acquisition and refurbishment projects. 

 

 
JEL-Codes: D14, E21, E31 • Keywords: Befragung, Inflation, Inflationserwartungen, Haushaltsenergie, Heizsysteme, 
Kreditfinanzierung, Sparen 
Begutachtung: Marcus Scheiblecker • Wissenschaftliche Assistenz: Martina Einsiedl (martina.einsiedl@wifo.ac.at), 
Ursula Glauninger (ursula.glauninger@wifo.ac.at) • Abgeschlossen am 11. 1. 2023 

 

 Kontakt: Josef Baumgartner (josef.baumgartner@wifo.ac.at), Jürgen Bierbaumer (juergen.bierbaumer@wifo.ac.at), 
Sandra Bilek-Steindl (sandra.bilek-steindl@wifo.ac.at)  

 

1. Motivation 

Die COVID-19-Pandemie und die gesund-
heitspolitischen Maßnahmen zu deren Ein-
dämmung prägten 2020 und 2021 das Kon-
sumverhalten der privaten Haushalte. Die fis-
kal- und geldpolitischen Unterstützungsmaß-
nahmen für Unternehmen und private Haus-
halte sowie die Verschiebung der privaten 
Konsumnachfrage von Dienstleistungen zu 
(dauerhaften) Konsumgütern führten zu ei-
nem unerwartet raschen Aufschwung der 
Weltwirtschaft. Da die weltweite Industrie-
produktion und der internationale Güter-
transport an Kapazitätsgrenzen stießen, kam 
es zu nachhaltigen Angebotsengpässen auf 
den Weltmärkten. In der Folge zogen die 

Preise von Rohstoffen (insbesondere von 
Energierohstoffen), Vorprodukten (wie Mikro-
chips) und Fertigwaren deutlich an (Baum-
gartner et al., 2022).  

Mit Ausbruch des Ukraine-Krieges Ende Feb-
ruar 2022 und der Verknappung des Ener-
gieangebots in Europa, im Besonderen bei 
Erdgas und Rohöl, stiegen die Preise auf den 
europäischen Großmärkten für Erdgas, 
Strom und Treibstoffe abermals enorm 
(Baumgartner, 2022). Auch die Weltmarkt-
preise für Agrarrohstoffe, vor allem für Ge-
treide und Ölsaaten, erhöhten sich stark. 
Dies ließ die Verbraucherpreise in allen EU-
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Ländern auf historische Höchststände stei-
gen. In Österreich lag der VPI im September, 
Oktober und November 2022 bei rund 11%. 
Für die privaten Haushalte stiegen vor allem 

die Ausgaben für Energie und Nahrungsmit-
tel. Insbesondere Erdgas, Strom und Heizöl 
sowie feste Brennstoffe verteuerten sich mar-
kant. 

 

Übersicht 1: Soziodemografische Struktur der Stichprobe  
Personen ab 14 Jahren 

 Personen 
ungewichtet  

Personen 
gewichtet  

 Anteile in % 
Geschlecht   

Mann 49,0 49,0 
Frau 51,0 51,0 

Altersgruppen   
14 bis 29 Jahre 19,9 20,8 
30 bis 49 Jahre 31,6 31,4 
50 Jahre und älter 48,5 47,8 

Bundesländer   
Wien 21,4 21,4 
Niederösterreich, Burgenland 22,4 22,4 
Steiermark, Kärnten 20,5 20,5 
Oberösterreich, Salzburg 22,8 22,8 
Tirol, Vorarlberg 12,9 12,9 

Wohnortgröße   
Bis 5.000 Einwohner:innen 37,2 39,8 
Über 5.000 bis 50.000 Einwohner:innen 21,6 27,1 
Mehr als 50.000 Einwohner:innen (ohne Wien) 19,8 11,7 
Wien 21,4 21,4 

Berufliche Stellung   
Selbständige, freiberufliche Tätigkeit 7,4 5,8 
Angestellte, Beamt:innen 32,3 32,0 
Arbeiter:innen 10,1 11,9 
In Ausbildung 8,8 8,8 
Nicht berufstätig 13,5 14,7 
Pensionist:innen 27,9 26,8 

Höchste abgeschlossene Ausbildung   
Pflichtschule, allgemeinbildende höhere Schule (Unterstufe), 
Mittelschule ohne Matura 21,0 21,9 
Berufs-, Fachschule, mittlere Lehranstalt 44,7 45,4 
Matura, Fachhochschule, Universität 34,3 32,7 

Monatliches Nettohaushaltseinkommen   
Bis 1.500 € 13,5 12,7 
1.501 € bis 2.500 € 23,7 24,8 
2.501 € bis 3.000 € 11,6 11,4 
Mehr als 3.000 € 30,3 30,2 
Keine Angabe 20,9 20,8 

Wohnverhältnis   
Miete 52,7 52,4 
Eigentum 41,9 42,3 
Anderes, keine Angabe 5,4 5,3 

Art des Wohnhauses   
Einfamilienhaus, Doppelhaus 36,4 37,0 
Mehrgeschoßiges Wohnhaus 58,1 57,7 
Keine Angabe 5,5 5,4 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage vom Oktober 2022), WIFO-Berechnungen. n = 1.000.  

 

Die EZB ließ ab dem Frühjahr 2022 das Pan-
demie-Notfallankaufprogramm (Pandemic 
Emergency Purchase Programme – PEPP) 

 
1)  Die EZB hob den Hauptrefinanzierungssatz 2022 wie 
folgt an: 27. Juli 2022 +0,5 Prozentpunkte von 0,0% auf 
0,5%, 14. September 2022 +0,75 Prozentpunkte auf 
1,25%, 2. November 2022 +0,75 Prozentpunkte auf 2%, 
21. Dezember 2022 +0,5 Prozentpunkte auf 2,5%. Pa-
rallel dazu wurden auch die Zinssätze für die 

auslaufen und erhöhte ab Juli schrittweise 
die Leitzinssätze1). Die Straffung der Geldpo-
litik bedeutet für viele Kreditnehmer:innen 

Spitzenrefinanzierungs- und die Einlagenfazilität ent-
sprechend angepasst. Mit der Dezember-Anpassung 
lagen sie bei 2,75% bzw. 2,0%. Diese Werte stecken 
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eine zusätzliche Herausforderung. Einerseits 
sind bestehende Kredite mit (teilweiser) vari-
abler Verzinsung durch den raschen Zinsan-
stieg deutlich teurer geworden; andererseits 
haben sich auch die Kreditkonditionen bei 
Neuverträgen verschlechtert. Dies gilt so-
wohl bei variabler als auch bei fixer Verzin-
sung und betrifft sowohl Wohnbau- als auch 
Konsumkredite. Zusätzlich zu den steigenden 
Zinssätzen sahen sich die privaten Haushalte 
ab 1. August 2022 mit strengeren Vergabe-
richtlinien für Immobilienkredite konfrontiert. 
Zum einen müssen Kreditwerber:innen nun 
höhere Eigenmittel als bisher nachweisen, 
um eine Kreditzusage zu erhalten. Zum 

anderen darf seither die Zinsbelastung einen 
bestimmten Anteil am Nettohaushaltsein-
kommen nicht mehr übersteigen (siehe 
auch OeNB, 2022a, 2022b). 

Vor diesem Hintergrund analysiert der vorlie-
gende Beitrag die Einschätzungen und 
mögliche Verhaltensänderungen einer re-
präsentativen Stichprobe der österreichi-
schen Bevölkerung über 14 Jahren in Bezug 
auf die Teuerung, Energiekosten und Heizsys-
teme, das Sparverhalten und den Immobi-
lienerwerb. Die Befragung wurde Anfang 
Oktober 2022 vom Österreichischen Gallup 
Institut im Auftrag des WIFO durchgeführt. 

2. Daten und Befragungsdesign 

Die Daten, welche den nachfolgenden 
Analysen zugrunde liegen, wurden vom Ös-
terreichischen Gallup Institut im Rahmen ei-
ner Multi-Client-Umfrage erhoben. Der ent-
sprechende Teilfragebogen2) wurde vom 
WIFO in Kooperation mit dem Österreichi-
schen Gallup Institut erstellt3). 

Der WIFO-Teil der Befragung deckte fünf 
Themenbereiche ab: 

 Teuerung (Kapitel 3), 
 Ausgaben für Weihnachtseinkäufe4), 
 Energiekosten und Heizsysteme (Kapi-

tel 4), 
 Finanzierungsbedingungen und (Immobi-

lien-)Kreditnachfrage (Kapitel 5), 
 Sparverhalten (Kapitel 6). 

Die Interviews erfolgten persönlich in Form 
einer "Face-to-Face"-Befragung in den Haus-
halten (Computer Assisted Personal Inter-
views – CAPI) mit anschließender Quoten-
auffüllung mittels Online-Interviews. Die Be-
fragung wurde Anfang Oktober 2022 durch-
geführt (Feldzeit 5. bis 16. Oktober). Die 
Stichprobe umfasste 1.000 Personen und ist 
repräsentativ für die österreichische Bevölke-
rung ab 14 Jahren. Die befragten Personen 
wurden mittels Quotenstichprobenziehung 
(Random-Quota-Sampling nach Ge-
schlecht, Alter, Bundesland und Wohnort-
größe) ausgewählt. Um Abweichungen zur 
Zielgruppe zu korrigieren, wurden die Daten 
gewichtet. Als Basis für die Berechnung der 
Gewichte diente der Mikrozensus von Statis-
tik Austria. Übersicht 1 zeigt die soziodemo-
grafische Struktur der ungewichteten und 
der gewichteten Stichprobe.  

3. Teuerung und Inflationserwartungen 

Im ersten Teil der Befragung wurde die zum 
Erhebungszeitpunkt Anfang Oktober 2022 
gegenüber dem Vorjahr wahrgenommene 
und die für die nächsten 12 Monate erwar-
tete Teuerung nach 20 Produktgruppen er-
hoben. Erwartungsgemäß gab die überwie-
gende Mehrheit – rund drei Viertel der Be-
fragten – an, bei Treibstoffen (79%), Lebens-
mitteln (76%) und Haushaltsenergie (74%) mit 
kräftigen Preissteigerungen konfrontiert zu 
sein5).  

 
den Zinskorridor für die Entwicklung des Dreimonats-
geldmarktzinssatzes ab, der seinerseits als Referenz-
größe für die Bestimmung der variablen Kreditzinssätze 
für Unternehmen und private Haushalte dient. 
2)  https://www.wifo.ac.at/wwadocs/monatsberichte/
mb_2023_01_gallup_fragebogen_tabellenband.pdf.  
3)  Wir danken Günter Haunlieb vom Österreichischen 
Gallup Institut für seine Unterstützung. 
4)  Auf diesen Fragenblock wird im vorliegenden Bei-
trag nicht eingegangen. Diese Ergebnisse wurden am 
16. Dezember 2022 in einer Pressekonferenz von Han-
delsverband und WIFO zum Weihnachtsgeschäft vor-
gestellt (https://www.wifo.ac.at/news/mehrumsaetze 
_im_dezember_erreichen_preisbereinigt_das_ 
vorjahresniveau).  

Im Vergleich mit den Ergebnissen einer 
Gallup-Umfrage von Jänner 2022 (Österrei-
chisches Gallup Institut, 2022a) war der An-
teil der Personen, die in diesen Produktgrup-
pen zumindest leichte Preiserhöhungen be-
merkten, deutlich höher – bei Haushaltsener-
gie und Lebensmitteln um knapp 20 Prozent-
punkte und bei Treibstoffen um 13 Prozent-
punkte (Abbildung 1)6). 

5)  Siehe dazu die Standardauswertung zu Frage 1 im 
Online-Anhang (https://www.wifo.ac.at/wwadocs/ 
monatsberichte/mb_2023_01_gallup_fragebogen_ 
tabellenband.pdf).  
6)  In den Abbildungen 1 bis 3 werden die Ergebnisse 
zweier unterschiedlicher Gallup-Befragungspro-
gramme gegenübergestellt: im Jänner (Österreichi-
sches Gallup Institut, 2022a), März (Österreichisches 
Gallup Institut, 2022b) und August (Österreichisches 
Gallup Institut, 2022c) wurden CAWI-Interviews (Com-
puter Assisted Web Interviewing) durchgeführt, in der 
Befragung vom Oktober 2022 für das WIFO dagegen 
CAPI-Interviews (Computer Assisted Personal Inter-
views, "Face-to-Face" in privaten Haushalten mit einer 
 

https://www.wifo.ac.at/wwadocs/monatsberichte/mb_2023_01_gallup_fragebogen_tabellenband.pdf
https://www.wifo.ac.at/wwadocs/monatsberichte/mb_2023_01_gallup_fragebogen_tabellenband.pdf
https://www.wifo.ac.at/news/mehrumsaetze_im_dezember_erreichen_preisbereinigt_das_vorjahresniveau
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Die wahrgenommenen markanten Preisstei-
gerungen dürften auch zu einer Verände-
rung im Einkaufsverhalten geführt haben. 
Knapp zwei Drittel der Befragten gaben an, 
auf preiswerte Produkte (Eigenmarken der 
Handelsketten) umsteigen bzw. Rabattaktio-
nen stärker nutzen zu wollen. Gut 60% gaben 

an, Haushaltsenergie einsparen zu wollen. Im 
Vergleich zur Befragung vom Jänner 2022 
(Österreichisches Gallup Institut, 2022a) war 
der Anteil der Befragten, die diese beiden 
Verhaltensreaktionen nannten, damit um 
rund 20 Prozentpunkte höher (Abbildung 2).  

 

Abbildung 1: Einschätzung des Preisanstiegs nach Produktgruppen 

Anteil der Befragten, die im Vergleich zum Vorjahr "stark" bzw. "etwas gestiegene" Preise 
feststellten 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren), WIFO-Darstellung. Oktober 2022: n = 
1.000 je Produktgruppe, Jänner 2022: n = 956 je Produktgruppe.  

 

Bei den anderen Antwortkategorien verän-
derten sich die Anteile kaum gegenüber 
Jänner 2022. Hierbei wurden die genauere 
Planung der Ausgaben (55%), der Einkauf 
bei Diskontern (47%) und Einschränkungen 
bei Freizeitaktivitäten (43%) am häufigsten 
genannt. 

Auch für die nächsten 12 Monate erwarte-
ten die Befragten weitere Preisanstiege. 
Rund die Hälfte rechnete Anfang Oktober 
2022 auch noch für die nächsten 12 Monate 

 
Quotenauffüllung mittels Online-Interviews). Da die 
Frageformulierungen in den CAWI- und CAPI-
Umfragen nicht wortgleich waren und sich die Erhe-
bungsmethoden unterscheiden, kann nur ein grober 

mit starken Preissteigerungen. Immerhin ein 
Achtel der Befragten erwartete dagegen – 
im Gegensatz zu den damals veröffentlich-
ten Prognosen (Ederer & Glocker, 2022; Ertl 
et al., 2022; OeNB, 2022c) – keinen weiteren 
Anstieg des allgemeinen Preisniveaus. Ge-
genüber der Gallup-Befragung vom Jänner 
2022 nahm der Anteil der Befragten, die von 
weiteren, zumindest leichten Preissteigerun-
gen ausgingen, von 91% auf 80% ab (Abbil-
dung 3). 

Vergleich angestellt werden, jedoch keine statistische 
Beurteilung der Unterschiede zwischen den Befragun-
gen erfolgen. 
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Aufgrund der enormen 
Teuerung wollten die 
meisten Befragten ihr 
Einkaufsverhalten an-

passen, etwa indem sie 
auf preisgünstigere Pro-

dukte umsteigen, und 
Haushaltsenergie ein-

sparen.  
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Abbildung 2: Verhaltensanpassung der Befragten  

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren), WIFO-Darstellung. Mehrfachnennungen möglich. Oktober 2022: n = 1.000, 
August 2022: n = 1.000, März 2022: n = 963, Jänner 2022: n = 956. 

 

In den drei Bereichen, die sich laut VPI ge-
genüber dem Vorjahr am kräftigsten verteu-
ert hatten (Übersicht 2), erwarteten die Be-
fragten auch für die kommenden 12 Mo-
nate noch starke Preiserhöhungen (Haus-
haltsenergie: 65% der Befragten, Treibstoffe: 
56%, Lebensmittel: 55%; Abbildung 4).  

Zusätzlich zur qualitativen Einschätzung der 
Preisentwicklung in den letzten 12 Monaten 
(Abbildung 1) wurden die Befragten auch 
um eine quantitative Einschätzung der Preis-
anstiege für 20 Produktgruppen gebeten. Sie 
konnten dabei aus 8 vorgegebenen Inter-
vallen wählen. Aus diesen Angaben wurde 
die mittlere (wahrgenommene) Preiserhö-

 
7)  Zu den 20 in der Gallup-Erhebung berücksichtigten 
Produktgruppen zählen auch die Immobilienpreise 
(Anschaffungspreise für bestehendes und neues Woh-
nungseigentum). Die Ausgaben für eigentümerge-
nutztes Wohnen (Eigenheime) werden im Verbrau-
cherpreisindex jedoch nicht erfasst, da sie als Vermö-
gensbildung angesehen werden. Für den Vergleich 
der mittleren Preissteigerungen laut Gallup-Befragung 
bzw. VPI werden daher nur jene 19 Positionen heran-
gezogen, die auch im VPI enthalten sind. Diese aus-

hung (Mittelwert und Median) berechnet 
und der von Statistik Austria ermittelten Teue-
rung nach Produktgruppen gegenüberge-
stellt (gemäß VPI für September und Okto-
ber 2022; Übersicht 2)7). 

Wie bereits in früheren Studien festgestellt 
wurde – wenngleich vor dem Hintergrund ei-
nes deutlich schwächeren Preisauftriebs – 
wird die Inflation subjektiv als höher wahrge-
nommen als die von Statistik Austria erho-
bene offizielle Inflationsrate: Gemäß VPI be-
trug die Teuerung für den untersuchten Teil-
warenkorb rund 11½%, gemäß den subjekti-
ven Einschätzungen der Befragten jedoch 
18½% (Median) bzw. 25,7% (Mittelwert)8). 

gewählten 19 VPI-Teilpositionen repräsentieren 78% 
des VPI-Warenkorbes (Übersicht 2). 
8)  Für die letzte, nach oben offene Antwortkategorie 
(Preiserhöhung um mehr als 100%) wurde für die Be-
rechnung der mittleren Inflationsrate ein Wert von 125 
angenommen. Würde man diesen Wert stattdessen 
mit 100 bzw. 150 ansetzen, würde sich eine durch-
schnittliche wahrgenommene Teuerung von 25,1% 
bzw. 26,3% ergeben (Mittelwert). 
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Die meisten Befragten 
erwarteten auch für die 
kommenden 12 Monate 
noch starke Preiserhö-
hungen, vor allem bei 
jenen Produkten, die 
sich bereits zuvor am 
kräftigsten verteuert hat-
ten.  
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Abbildung 3: Erwartungen zur weiteren Preisentwicklung in den nächsten 12 Monaten 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren), WIFO-Darstellung. Alle drei Erhe-
bungswellen: n = 1.000. 

 
 

Abbildung 4: Erwartete Preisentwicklung in den nächsten 12 Monaten nach 
Produktgruppen 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. n = 1.000 je Produktgruppe. 

 

Nach Produktgruppen zeigt sich lediglich für 
die Treibstoffe, die sich bereits seit dem Früh-
jahr 2021 markant verteuert hatten und de-
nen seither eine große mediale Aufmerk-
samkeit zuteilwurde, eine hohe Übereinstim-
mung der wahrgenommenen und der amt-
lich erhobenen Preissteigerungsraten. Bei Le-
bensmitteln, Hotels und Reisen wurden die 
Inflationsraten dagegen um mehr als 20 Pro-

zentpunkte überschätzt (Mittelwert). Ähnli-
ches gilt auch für den Bereich der Woh-
nungsmieten. Zu den Mieten im VPI ist je-
doch zweierlei anzumerken. Erstens wies der 
VPI aufgrund einer Umstellung im Mikrozen-
sus (Wohnkosten) ab Jänner 2021 auch 
noch in der ersten Jahreshälfte 2022 einen 
Rückgang der Nettomieten aus. Zweitens 
waren Mieterhöhungen aufgrund von Wert-
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sicherungsklauseln in den Mietverträgen 
bzw. Anpassungen der Kategoriemieten, die 
nach Juli 2022 wirksam wurden, erhebungs-
bedingt noch nicht im VPI vom September 
und Oktober 2022 erfasst, da die Mikrozen-
sus-Ergebnisse erst 3 bis 4 Monate nach Erhe-
bung in den VPI eingehen. Bei den privaten 

Haushalten waren diese Preisanstiege aber 
bereits angekommen. Trotzdem ist ein An-
stieg der Bestandsmieten von deutlich über 
20%, wie er sich aus der Gallup-Umfrage 
ergab, aus den gesetzlich möglichen bzw. 
den in den Mietverträgen vereinbarten 
Wertsicherungsklauseln nicht ableitbar. 

 

Übersicht 2: Preisanstieg gegenüber dem Vorjahr nach Produktgruppen gemäß VPI und 
Einschätzungen gemäß Gallup-Umfrage 

 
Verbraucherpreisindex  Gallup-Befragung Oktober 20221)  

Gewicht Durch-
schnitt 

Septem-
ber und 
Oktober 

2022  

Durch-
schnitt 

Oktober 
und 

November 
2022  

Wahrgenommener 
Preisanstieg  

Differenz zu VPI 
(Durchschnitt 

September und 
Oktober) 

  Mittelwert Median Mittelwert Median 

 In % In % Prozentpunkte 
Treibstoff (Benzin, Diesel usw.) 3,3 41,2 34,8 44,3 40,0  + 3,0  – 1,2 
Lebensmittel 10,1 14,0 14,8 34,5 25,0  + 20,5  + 11,0 
Energiekosten im Haushalt 4,0 61,7 55,9 50,4 40,0  – 11,2  – 21,7 
Wohnkosten, Miete (ohne Neben-
kosten) 5,4 3,2 4,1 27,7 15,0  + 24,5  + 11,8 
Immobilien    33,3 25,0   
Freizeitaktivitäten (z. B. Restaurant-
besuch, Kulturveranstaltungen) 15,0 8,8 9,1 24,2 15,0  + 15,4  + 6,2 
Dienstleistungen (Friseur, 
Handwerker usw.) 2,9 8,3 8,0 19,6 15,0  + 11,2  + 6,7 
Drogerieartikel 0,9 6,6 6,7 18,5 15,0  + 11,9  + 8,4 
Autos, Motorräder 4,3 15,3 14,6 23,5 15,0  + 8,2  – 0,3 
Gesundheitsleistungen 5,6 3,0 3,6 17,9 15,0  + 14,9  + 12,0 
Alkohol und Tabakwaren 3,4 3,9 4,0 22,0 15,0  + 18,1  + 11,1 
Hotels, Reisen 3,9 5,0 4,0 26,7 15,0  + 21,8  + 10,0 
Bekleidung und Schuhe 4,6 1,6 4,2 16,6 15,0  + 15,0  + 13,4 
Haushaltsgeräte, Computer, 
Elektronik 2,8 3,9 3,5 19,1 15,0  + 15,3  + 11,1 
Öffentlicher Verkehr 2,1 6,9 7,7 16,2 7,5  + 9,3  + 0,6 
Kommunikation (Telefonkosten, 
Internet) 1,6  – 0,9  – 1,2 16,9 15,0  + 17,8  + 15,9 
Medien und Unterhaltungsan-
gebote 3,4 2,0 2,4 17,1 15,0  + 15,1  + 13,0 
Möbel 2,9 12,8 15,2 17,7 15,0  + 4,9  + 2,2 
Gold, Schmuck, Uhren 0,3 5,1 7,3 21,9 15,0  + 16,8  + 9,9 
Bildung 1,0 3,9 3,9 17,7 15,0  + 13,8  + 11,1 
Gewichteter Durchschnitt der 
19 Positionen (ohne Immobilien) 77,7 

2) 11,6 11,5 25,7 18,5  + 14,0  + 6,8 
VPI insgesamt   10,8     
Kerninflation   7,2     

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022); Statistik Austria, 
Verbraucherpreisindex; WIFO-Berechnungen. – 1) In der Befragung konnten die Respondent:innen Kategorien 
auswählen, die für die Berechnung der hier ausgewiesenen Prozentwerte durch Mittelwerte ersetzt wurden ("Bis 
zu 5%" mit 2,5, "Bis zu 10%" mit 7,5, "Bis zu 20%" mit 15, "Bis zu 30%" mit 25, "Bis zu 50%" mit 40, "Bis zu 75%" mit 62,5, "Bis 
zu 100%" mit 87,5, "Mehr als 100%" mit 125, "Weiß nicht" wurde nicht berücksichtigt). – 2) Summe. 

 

Andererseits wurden die tatsächlichen Preis-
steigerungen bei Haushaltsenergie in der 
Umfrage um mehr als 10 Prozentpunkte un-
terschätzt (bzw. um rund 20 Prozentpunkte 
gemäß Median). Dies könnte darauf zurück-
zuführen sein, dass im VPI die Preisänderun-
gen für Erdgas und Strom auf der Basis der 
Tarifdatenbank der E-Control ermittelt wer-
den und somit bereits ab dem Zeitpunkt der 
Gültigkeit der Tarife in den Index eingehen. 
Für die meisten Bestandskund:innen der 

Energieversorger ändern sich die monatli-
chen Vorschreibungen bei einer Tarifände-
rung jedoch nicht, sondern werden erst 
deutlich zeitverzögert mit der Jahresabrech-
nung als Gutschrift bzw. – in der aktuellen Si-
tuation – als satte Nachzahlung wirksam. Für 
viele Kund:innen waren daher die drasti-
schen Tariferhöhungen bei Erdgas und Strom 
in der 2. Jahreshälfte (z. B. in der Ostregion 
ab 1. September) zum Zeitpunkt der Befra-
gung noch nicht spürbar. 

Im Vergleich zur Teue-
rung laut VPI (11½%) fällt 
die auf Basis der subjek-
tiven Einschätzungen er-
mittelte Inflation deutlich 
kräftiger aus (25½% im 
Durchschnitt bzw. 18½% 
im Median). 
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4. Energiekosten und Heizsysteme 

Die Energiekosten für die Bereitstellung von 
Wärme und Warmwasser machen einen we-
sentlichen Anteil an den Gesamtausgaben 
privater Haushalte für Wohnen aus. Die hei-
mischen Haushalte greifen hierfür meist auf 
Strom, Fernwärme, Holz und Gas zurück (Mik-
rozensus-Sondermodul zum Energieeinsatz 
der Haushalte 2019/20; Statistik Austria, 
2021). Diese vier Energieträger wurden auch 
in der Gallup-Befragung vom Oktober 2022 
am häufigsten genannt. Da oft verschie-
dene Heizsysteme kombiniert werden, erge-
ben sich sowohl in der Energiestatistik als 

auch in den Ergebnissen der Befragung 
Mehrfachzählungen.  

Die Energiepreiskrise veranlasste viele Be-
fragte, über einen Wechsel des Energieträ-
gers nachzudenken. Gemäß den Befra-
gungsergebnissen planten 11% einen Um-
stieg auf andere Energieträger für die Bereit-
stellung von Wärme und Warmwasser im ei-
genen Haushalt. Vor allem jene, die mit 
Heizöl und bzw. oder Erdgas heizen, gaben 
an, den Energieträger wechseln zu wollen 
(21% bzw. 18% der jeweiligen Nutzer:innen; 
Übersicht 3).  

 

Übersicht 3: Derzeit genutzte Energieträger für die Bereitstellung von Wärme und Warmwasser 
sowie Umstellungspläne 

 
Umstellungspläne Derzeit genutzte 

Energieträger 
 

Ja Nein Weiß nicht 
 Anteile in % Nennungen 

Derzeit genutzte Energieträger     
Heizöl 21 62 17 83 
Gas 18 61 21 295 
Fernwärme 6 83 10 402 
Strom 12 72 16 321 
Holzpellets, Holzbriketts 10 73 16 121 
Brennholz, Hackschnitzel 11 73 16 150 
Luft- bzw. Erdwärme (Wärmepumpe) 4 80 16 88 
Solar, Fotovoltaik 9 75 16 89 
Kohle 0 89 11 9 
Andere 9 49 42 9 
      
Insgesamt 11 74 15 1.567 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Berechnun-
gen. Mehrfachnennungen möglich. n = 1.000.  

 
 

Abbildung 5: Bevorzugter Energieträger für die Bereitstellung von Wärme und Warmwasser, 
auf den die Befragten umsteigen wollen  
Personen, die einen Umstieg planen 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. Mehrfachnennungen möglich. n = 107.  
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Jene, die einen Umstieg planten, favorisier-
ten Energie aus Solar und Fotovoltaik: 48% 
gaben an, in Zukunft Sonnenenergie nutzen 
zu wollen (Abbildung 5), oft in Kombination 
mit anderen Energieträgern, insbesondere 
mit Luft- bzw. Erdwärme, aber auch mit Holz 
(Brennholz, Hackschnitzel, Holzpellets, Holz-
briketts) und Strom. 27% der Personen, die ei-
nen Umstieg planten, erwogen den Einsatz 
einer Luft- bzw. Erdwärmepumpe.  

In der Planung zeigen sich markante Unter-
schiede zwischen den Bundesländern. Wäh-
rend in der Steiermark und Kärnten nur 4% 
der Befragten planten, auf andere Energie-
träger umzusteigen, waren es in Wien 19% 
und in Niederösterreich und im Burgenland 
14%. In Oberösterreich und Salzburg gaben 
7%, in Tirol und Vorarlberg 9% der Befragten 
an, umsteigen zu wollen. Auch zwischen den 
Einkommensgruppen bestehen in dieser 

Hinsicht deutliche Unterschiede. Die Um-
stiegswilligkeit steigt mit dem Einkommen. 
Während in der untersten Einkommens-
gruppe (monatliches Nettohaushaltseinkom-
men bis 1.500 €) nur 4% der Befragten einen 
Wechsel planten, waren es unter Personen 
mit einem Nettohaushaltseinkommen zwi-
schen 1.501 € und 2.500 € 10%, und in den 
beiden obersten Einkommensgruppen rund 
15% (Abbildung 6). Auch die Wohnform 
spielt eine Rolle, da einige Personengruppen 
mitunter keine Wahlmöglichkeiten im Be-
reich der Energiebereitstellung haben. So er-
wogen Personen, die in einem Einfamilien- 
oder Doppelhaus leben, eher einen Wech-
sel des Energieträgers als jene, die in einem 
mehrgeschoßigen Wohnhaus mit drei oder 
mehr Wohnungen leben (17% gegenüber 
8% der Befragten). Personen mit Wohneigen-
tum planten häufiger Umstellungen als Mie-
ter:innen (14% gegenüber 10%).  

 

Abbildung 6: Umstellungspläne auf einen anderen Energieträger für die Bereitstellung von 
Wärme und Warmwasser nach soziodemografischen Merkmalen 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. Insgesamt: n = 1.000, Wien: n = 214, Niederösterreich, Burgenland: n = 224, Steiermark, Kärnten: n = 205, 
Oberösterreich, Salzburg: n = 228, Tirol, Vorarlberg: n = 129. Bis 1.500 €: n = 135, 1.501 € bis 2.500 €: n = 237, 
2.501 € bis 3.000 €: n = 116, mehr als 3.000 €: n = 303. Im Besitz von Wohneigentum: n = 419, im Besitz eines Hau-
ses: n = 364.  

 

Gemäß den Ergebnissen der Befragung be-
trug der Anteil der Heizkosten an den Ge-
samtausgaben für das Wohnen in den Jah-
ren 2019 bis 2021 25% (Median). Die Anteile 
unterscheiden sich kaum nach Bundeslän-
dern und Einkommen. In zwei Einkommens-
gruppen (bis 1.500 € und 2.501 € bis 3.000 €) 
wurde der Anteil jedoch geringer einge-
schätzt (20%). Nach den bisher genutzten 
Energieträgern gaben sowohl jene Perso-
nen, die mit Gas bzw. Strom, als auch jene, 
die mit Fernwärme heizen, im Mittel einen 
Anteil von 25% an (Übersicht 4).  

Nach Wohnform zeigen sich hingegen grö-
ßere Unterschiede. Jene Personen, die im Ei-
gentum wohnen, gaben im Mittel einen hö-
heren Anteil an (26%) als Mieter:innen (21%). 
Auch die Art der Wohnform dürfte für die 
Höhe der Heizkosten eine Rolle spielen. Per-
sonen, die in einem Einfamilien- bzw. Dop-
pelhaus wohnen, schätzten den Anteil der 
Heizkosten an den Wohnkosten im Mittel hö-
her ein als Personen, die in einem Mehrpar-
teienwohnhaus leben (28% gegenüber 22%).  
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Der erwartete Anstieg im allgemeinen Preis-
niveau spiegelt sich deutlich in den Einschät-
zungen der künftigen Heizkosten. So erwar-
teten nur 8% der im Oktober 2022 befragten 
Personen für 2023 einen Rückgang bzw. eine 
Stagnation des Heizkostenanteils; 92% gin-
gen dagegen von einem Anstieg aus. Wäh-
rend der mittlere Heizkostenanteil in der 
Rückschau noch bei 25% lag, wurde für das 
kommende Jahr ein Heizkostenanteil von 
41% erwartet. Bewohner:innen von Einfamili-
enhäusern und Doppelhaushälften und Per-
sonen, die im Eigentum wohnen, waren 
auch in der Vorausschau pessimistischer 

(46% bzw. 45%). Auch jene Befragten, die 
mit Gas bzw. Strom und bzw. oder Fern-
wärme heizen, rechneten verglichen mit al-
len Befragten mit einem leicht höheren An-
teil (43%). Unterschiede in den Erwartungen 
zeigen sich teilweise auch nach Bundeslän-
dern und Einkommensgruppen. Einwoh-
ner:innen Niederösterreichs und des Burgen-
lands erwarteten im Mittel einen höheren 
Heizkostenanteil (48%), Wiener:innen einen 
geringeren (37%). In der untersten Einkom-
mensgruppe bis 1.500 € war der erwartete 
Anteil mit 37% ebenfalls unterdurchschnitt-
lich (Übersicht 4).  

 

Übersicht 4: Anteil der Heizkosten an den Ausgaben für Wohnen 
 

Einschätzung für den 
Durchschnitt der Jahre 2019 

bis 2021 

Erwartung für das kommende 
Jahr 

 
Median des 

prozentuellen 
Heizkosten-

anteils 

n Median des 
prozentuellen 

Heizkosten-
anteils 

n 

Insgesamt 25 809 41 770 
     
Bundesländer     

Wien 23 175 37 165 
Niederösterreich, Burgenland 25 196 48 186 
Steiermark, Kärnten 24 174 41 168 
Oberösterreich, Salzburg 23 174 40 163 
Tirol, Vorarlberg 23 90 39 88 

Monatliches Nettohaushaltseinkommen     
Bis 1.500 € 20 116 37 113 
1.501 € bis 2.500 € 23 213 43 198 
2.501 € bis 3.000 € 20 105 40 103 
Mehr als 3.000 € 25 253 40 242 

Energieträger Gas, Strom 25 431 43 416 
Energieträger Fernwärme 25 340 43 324 
Im Besitz von Wohneigentum 26 336 45 317 
Im Besitz eines Hauses 28 293 46 276 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Berech-
nungen.  

 

Vor dem Hintergrund des bisherigen und 
noch erwarteten Energiepreisanstiegs ga-
ben 14% der Befragten an, im letzten Jahr 
größere Ausgaben getätigt zu haben, um 
den Energieverbrauch in ihrem Haushalt zu 
verringern. 17% der Befragten planten ent-
sprechende Ausgaben. In der Rückschau 
war die Ausgabenbereitschaft älterer Perso-
nen höher und vor allem unter den 14- bis 
29-Jährigen eher unterdurchschnittlich. In 
der Vorausschau war die Ausgabenbereit-
schaft unter den 30- bis 49-Jährigen am 
höchsten. Nach Bundesland planten in Wien 
mit rund einem Viertel der Befragten über-
durchschnittlich viele Personen Ausgaben 
zum Energiesparen, in der Steiermark und in 
Kärnten dagegen nur 12%. Unterschiede be-
stehen auch in Bezug auf die Wohnform: 
Personen, welche in Eigentum wohnen oder 
in Besitz eines Hauses sind, gaben über-
durchschnittlich oft an, größere Ausgaben 
zur Verringerung des Energieverbrauchs ge-
tätigt zu haben oder solche in den nächsten 

12 Monaten tätigen zu wollen. In der Voraus-
schau spielt auch der bisher genutzte Ener-
gieträger eine Rolle: Personen, die mit Gas 
oder Strom heizen, planten eher größere 
Ausgaben als jene, die mit anderen Energie-
trägern heizen.  

5% der Befragten gaben an, innerhalb des 
letzten Jahres ein Auto mit alternativem An-
trieb (Elektro, Hybrid) angeschafft zu haben, 
4% beabsichtigten eine Anschaffung (Über-
sicht 5). Auch hier zeigen sich Unterschiede 
nach soziodemografischen Merkmalen. 
Während nur 1,1% der Personen mit Ab-
schluss einer Pflichtschule, einer allgemeinbil-
denden höheren Schule (Unterstufe) oder ei-
ner Mittelschule ohne Matura eine Anschaf-
fung planten, waren es unter Personen mit 
Matura, Fachhochschul- oder Universitätsab-
schluss 6,3%. Ein ähnliches Muster zeigt sich 
nach Einkommensgruppen. Unter Personen 
in Haushalten mit niedrigem Einkommen (bis 
1.500 €) gaben nur 0,5% der Befragten an, 
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die Anschaffung eines Autos mit alternati-
vem Antrieb zu planen, in der obersten Ein-
kommensgruppe (mehr als 3.000 €) waren es 
6%. Regional gab es in der Vorausschau nur 
wenig Variation, sehr wohl aber in der Rück-
schau: in Wien gaben gut 8% der Befragten 
an, sich innerhalb des letzten Jahres ein 

Elektro- oder Hybridfahrzeug angeschafft zu 
haben, in Niederösterreich, im Burgenland, 
der Steiermark und Kärnten waren es hinge-
gen nur rund 2,5%. Personen, die ein Haus 
besitzen, erwarben überdurchschnittlich oft 
ein solches Fahrzeug. Dies dürfte mit dem 
Einkommen zusammenhängen. 

 

Übersicht 5: Getätigte und geplante Ausgaben zur Verringerung des Energie- und 
Treibstoffverbrauchs 

 Größere Ausgaben 
zur Verringerung 

des Energieverbrauchs 
im Haushalt 

Anschaffung eines Autos 
mit alternativem Antrieb 

(Elektro, Hybrid) 

Personen 
unge-

wichtet 

  Rückblick 
(letztes 
Jahr) 

Planung Rückblick 
(letztes 
Jahr) 

Planung  

     n 

Insgesamt 14,3 17,1 5,0 3,7 1.000 
       
Geschlecht      

Mann 13,0 19,6 5,8 4,2 490 
Frau 15,5 14,7 4,3 3,2 510 

Altersgruppen      
14 bis 29 Jahre 10,4 15,6 6,3 3,1 199 
30 bis 49 Jahre 13,9 22,3 5,3 5,5 316 
50 Jahre und älter 16,2 14,3 4,3 2,7 485 

Bundesländer      
Wien 15,4 24,5 8,2 3,7 214 
Niederösterreich, Burgenland 14,3 14,9 2,6 3,4 224 
Steiermark, Kärnten 11,1 11,7 2,3 3,9 205 
Oberösterreich, Salzburg 15,8 18,3 4,9 3,1 228 
Tirol, Vorarlberg 14,7 15,2 8,7 4,7 129 

Höchste abgeschlossene Ausbildung      
Pflichtschule, allgemeinbildende höhere 
Schule (Unterstufe), Mittelschule ohne Matura 14,0 14,0 5,6 1,1 210 
Berufs-, Fachschule, mittlere Lehranstalt 12,5 16,4 4,0 3,0 447 
Matura, Fachhochschule, Universität 16,9 20,1 6,1 6,3 343 

Monatliches Nettohaushaltseinkommen      
Bis 1.500 € 10,0 15,9 1,5 0,5 135 
1.501 € bis 2.500 € 16,4 18,3 5,0 3,2 237 
2.501 € bis 3.000 € 13,7 13,6 4,5 3,0 116 
Mehr als 3.000 € 17,4 18,5 6,4 6,0 303 

Energieträger Gas, Strom 12,6 19,2 4,4 4,6 532 
Im Besitz von Wohneigentum 17,1 19,9 6,2 4,5 419 
Im Besitz eines Hauses 18,6 21,0 6,9 4,0 364 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Berech-
nungen. Mehrfachnennungen möglich.  

5. Verschärfte Finanzierungsbedingungen 

Die Straffung der Geldpolitik der EZB ab dem 
Frühjahr 2022 brachte durch die steigenden 
Zinssätze für viele Kreditnehmer:innen zusätz-
liche Herausforderungen. Zudem haben die 
seit August 2022 geltenden strengeren 
Vergaberichtlinien bei Immobilienkrediten 
(z. B. höheres Eigenmittelerfordernis, Be-
schränkungen in Bezug auf den Anteil der 
Kreditbelastung am Nettohaushaltseinkom-
men) die Finanzierungsbedingungen ver-
schärft. 

Betrachtet man die monatliche Entwicklung 
der Neukreditvergaben an private Haus-
halte (laut Österreichischer Nationalbank, 

Abbildung 7), so ist ab Mitte 2022 eine deutli-
che Veränderung erkennbar. Bei den Kon-
sumkrediten stagnierte das Wachstum im 
Juni 2022 und war in den Folgemonaten 
durchgehend negativ (November 
2022 4,8%). Der überdurchschnittliche Rück-
gang im Jahr 2020 und die darauffolgenden 
positiven Wachstumsraten im Jahr 2021 wa-
ren primär der COVID-19-Pandemie und der 
damit einhergehenden Veränderung der 
Konsummöglichkeiten geschuldet. Bei den 
Wohnbaukrediten zeigte sich in den Jahren 
2020 und 2021 kein solches Muster. Hier gab 
es zwar ebenfalls eine Ab- und Aufwärtsbe-
wegung im Vergabevolumen, jedoch mit 
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deutlich geringeren Ausschlägen. Anders 
verhält es sich seit Beginn der Zinserhöhun-
gen und der Verschärfung der Vergabe-
richtlinien: im Juli 2022 kam es zwar noch-
mals zu einer kräftigen Ausweitung der 
Neukreditvergaben (+17,1%), was wohl auf 

Vorzieheffekte vor Inkrafttreten der strenge-
ren Vergaberichtlinien zurückzuführen ist. Ab 
August brachen die Neuvergaben von Im-
mobilienkrediten jedoch deutlich ein (No-
vember 2022 47,0%). 

 

Abbildung 7: Neuvergaben von Einmalkrediten an private Haushalte 

 

Q: OeNB, WIFO-Darstellung.  

 

Die Auswirkungen der höheren Zinssätze und 
der strengeren Vergaberichtlinien zeigen 
sich auch in den Befragungsergebnissen. 
Sieben von zehn Befragten gaben an, in 
den kommenden Monaten von größeren 
Anschaffungen (z. B. Auto oder Möbel) Ab-
stand zu nehmen und diese entweder gar 
nicht zu tätigen oder zu verschieben. Hierbei 
ist unklar, ob dies aufgrund der Verteuerung 
von Konsumkrediten erfolgt oder ob vorhan-
dene Finanzmittel für andere notwendige 
Ausgaben gebraucht werden. Letzteres 
dürfte auf Haushalte mit niedrigem monatli-
chem Nettoeinkommen zutreffen, von de-
nen 70% angaben, derartige Ausgaben gar 
nicht tätigen zu können. Knapp ein Fünftel 
der Befragten, Personen mit hohem Haus-
haltseinkommen, wollen aber weiterhin grö-
ßere Anschaffungen wie geplant umsetzen.  

Knapp 150 der 1.000 Befragten gaben an, in 
nächster Zeit eine Immobilie erwerben oder 
in größerem Umfang in die Erhaltung bzw. 
Verbesserung des eigenen Wohnraumes in-
vestieren zu wollen (bzw. dies ursprünglich 
vorgehabt zu haben). Die meisten dieser 
Personen verfügen erwartungsgemäß über 
ein vergleichsweise hohes Haushaltseinkom-
men und – damit zumeist korrelierend – ein 
hohes Ausbildungsniveau. Auch Selbstän-
dige und freiberuflich Tätige gaben deutlich 
häufiger an, in den Erwerb bzw. die Sanie-
rung von Wohnraum investieren zu wollen 
(36% gegenüber 14% insgesamt).  

Auf die Frage, ob sie trotz der gestiegenen 
Zinssätze an der Realisierung ihrer Pläne fest-

halten werden, gaben mehr als die Hälfte 
(53%) dieser rund 150 Personen an, derartige 
Ausgaben nun nicht mehr zu tätigen bzw. zu 
verschieben. Lediglich 29% wollten ihre Vor-
haben wie geplant umsetzen. Die Einkom-
menshöhe spielt bei der Entscheidung aber-
mals eine wesentliche Rolle (Abbildung 8, 
oben).  

Ein ähnliches Antwortverhalten zeigte sich 
bei der Frage, ob die höheren Eigenmitteler-
fordernisse der Banken eine Auswirkung auf 
die geplante Realisierung haben (Abbil-
dung 8, unten). Hierzu gaben 57% der Be-
fragten an, ihre Vorhaben nicht mehr zu rea-
lisieren bzw. zu verschieben; 33% konnten 
und wollten dies weiterhin.  

Interessant ist der Unterschied im Antwortver-
halten zwischen jenen Personen, die im Ei-
gentum wohnen, und jenen, die zur Miete 
wohnen. So gaben Mieter:innen mit 61% 
(steigende Zinsen) bzw. 72% (höhere Eigen-
mittelerfordernisse) überdurchschnittlich oft 
an, das Immobilienprojekt (Kauf bzw. Sanie-
rung) nicht realisieren zu können oder zu ver-
schieben. Bei den befragten Mieter:innen 
kann wohl – ohne dies gesondert erhoben 
zu haben – mehrheitlich davon ausgegan-
gen werden, dass sie einen Immobilienkauf 
geplant hatten. Befragte, die bereits im Ei-
gentum lebten, hielten andererseits über-
durchschnittlich oft an der Realisierung ihrer 
Vorhaben fest (39% bzw. 45%), wobei es sich 
dabei zumeist um Investitionen in die Erhal-
tung bzw. Verbesserung des eigenen Wohn-
raumes handeln dürfte. 
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Abbildung 8: Reaktion der Befragten, die Immobilien kaufen bzw. sanieren wollen, auf 
das schwierigere Finanzierungsumfeld 

Reaktion auf den Anstieg der Zinssätze 

 

Reaktion auf die Verschärfung der Vergabebedingungen für Immobilienkredite 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. In der Kategorie "Insgesamt" sind auch jene Personen enthalten, die keine Angabe zum Einkommen ge-
macht haben bzw. deren Wohnsituation nicht Miete oder Eigentum zuordenbar ist. Insgesamt: n = 144, bis 
1.500 €: n = 9, 1.501 € bis 2.500 €: n = 43, 2.501 € bis 3.000 €: n = 15, mehr als 3.000 €: n = 59. Miete: n = 75, Eigen-
tum: n = 67. – ¹) Geringe Fallzahl. 

6. Sparverhalten in Zeiten hoher Unsicherheit 

Haushalte sparen bzw. lösen ihre Rücklagen 
aus unterschiedlichen Gründen auf. Auch 
ändern sich die Sparmotive (z. B. Altersvor-
sorge, Immobilienerwerb, "Notgroschen") im 
Laufe des Lebens. Externe Faktoren 
(Schocks), wie die derzeitige Energiepreis-
krise und die hohe Teuerung, beeinflussen 
auch unmittelbar das Konsum- und damit 
das Sparverhalten der Haushalte. Ebenso lie-
ßen die beschränkten Konsummöglichkeiten 
während der COVID-19-Lockdowns den An-
teil der Ersparnisse am verfügbaren Einkom-
men (Sparquote) deutlich ansteigen 
("Zwangssparen"), vor allem in Haushalten 
mit höherem Einkommen. Solche Haushalte 
haben in der aktuellen Situation vermutlich 

mehr Bewegungsspielraum, um die gestie-
genen Kosten abzufedern. 

Wieviel private Haushalte sparen können 
bzw. welche Rücklagen vorhanden sind, 
hängt stark vom Einkommen und dem bishe-
rigen Vermögensaufbau ab. Haushalte mit 
höherem Einkommen haben in der Regel 
eine höhere Sparneigung, d. h. der Anteil 
des Einkommens, der nicht in den Konsum 
fließt, ist höher. Einkommensstarke Haushalte 
konnten in der Vergangenheit zumeist Spar-
guthaben anhäufen und verfügen oftmals 
über Vermögen aus Erbschaften bzw. 
Schenkungen, auf die sie in Zeiten höherer 
Unsicherheit zurückgreifen können. In 
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einkommensschwachen Haushalten fließt 
dagegen das gesamte bzw. der Großteil 
des Einkommens in den Konsum, wodurch 

keine Ersparnisse gebildet oder aufgelöst 
werden können. 

 

Abbildung 9: Notwendigkeit, auf Ersparnisse zurückgreifen zu müssen, nach 
Einkommensgruppen 

Rückblick (vergangene Monate) 

 

Vorausschau (kommende Monate) 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. In der Kategorie "Insgesamt" sind auch jene Personen enthalten, die keine Angabe zum Einkommen ge-
macht haben. Insgesamt: n = 1.000, bis 1.500 €: n = 135, 1.501 € bis 2.500 €: n = 237, 2.501 € bis 3.000 €: n = 116, 
mehr als 3.000 €: n = 303.  

 

Im Jahr 2021 betrug die Sparquote der priva-
ten Haushalte in Österreich 12,0% (nach 
13,3% im Jahr 2020 und 8,6% 2019)9). Für 2022 
erwartet das WIFO einen Rückgang der 
Sparquote auf 7,3% (Ederer & Glocker, 
2022), da das reale (preisbereinigte) verfüg-
bare Haushaltseinkommen sinkt (1,4%). Die 
derzeitige hohe Preisdynamik verringert so-
mit deutlich die frei verfügbaren finanziellen 

 
9)  Statistik Austria, Nichtfinanzielle Sektorkonten (Stand 
30. 9. 2022). 

Mittel, die nach dem Konsum gespart wer-
den können.  
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ben an, in den vergangenen Monaten auf 
Ersparnisse zurückgegriffen zu haben, um 
den gewohnten Lebensstil aufrecht erhalten 
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Rücklagen auflösen, um unbedingt notwen-
dige Ausgaben (u. a. für Heizen, Strom, Es-
sen, Miete) tätigen zu können. 13% der Be-
fragten gaben an, über keinerlei Ersparnisse 
zu verfügen, auf die sie angesichts der Teue-
rung zurückgreifen könnten. Diesen drei 
Gruppen steht jedoch knapp die Hälfte der 
Befragten gegenüber, die in den Monaten 
vor der Befragung nicht auf Erspartes zurück-
greifen musste (Abbildung 9, oben). 

Betrachtet man das Antwortverhalten nach 
soziodemografischen Merkmalen, so lässt 
sich ein erwartetes Bild erkennen: Je höher 
das monatliche Nettohaushaltseinkommen, 
desto eher können die notwendigen wie 
auch alltäglichen Ausgaben durch das lau-
fende Einkommen gedeckt werden. Dies zei-
gen auch mit dem Einkommen korrelierte 
Merkmale wie Bildung und Beruf. Pensio-
nist:innen mussten in den Monaten vor der 
Befragung mehrheitlich nicht auf Ersparnisse 
zurückgreifen. Demgegenüber verfügen 
junge, in Ausbildung stehende und gering-
qualifizierte Personen (mit höchstens Pflicht-
schulabschluss, Abschluss einer AHS-Unter-
stufe oder einer Mittelschule ohne Matura) 
überdurchschnittlich oft über keine Erspar-
nisse. Selbständige und freiberuflich Tätige 
gaben hingegen häufig an, zur Deckung un-
bedingt notwendiger Ausgaben auf Spar-
rücklagen zurückgegriffen zu haben (27%). 
Dies dürfte Ausdruck eines unsicheren, oft-

mals geringen und unsteten Einkommens 
sein.  

In der Vorausschau (Abbildung 9, unten) 
sind die Anteile jener Personen, die damit 
rechneten, entweder keine Ersparnisse zu 
haben oder auf Erspartes zurückgreifen zu 
müssen, höher als in der Rückschau. Ledig-
lich 37% der Befragten rechneten nicht 
damit, in den kommenden Monaten Rückla-
gen auflösen zu müssen (Rückschau 49%). 
Wie die Ergebnisse zeigen, können einkom-
mensstärkere Haushalte ihr gewohntes Kon-
sumniveau eine gewisse Zeit halten, ohne 
Rücklagen aufzulösen, und Preisschocks 
leichter absorbieren. Je länger die Hoch-
preisphase andauert, desto mehr Personen 
müssen jedoch Maßnahmen ergreifen. 

Das unsichere wirtschaftliche Umfeld im Win-
terhalbjahr 2022/23 – geprägt durch die trü-
ben Aussichten sowie die weiterhin hohen 
Lebenshaltungskosten – hat die Zuversicht 
der privaten Haushalte merklich gedämpft. 
Laut Europäischer Kommission erreichte das 
Konsument:innenvertrauen der heimischen 
Haushalte in den letzten Monaten ein histori-
sches Tief und stabilisiert sich nur langsam 
(Abbildung 10). Der Eurostat-Indikator zur fi-
nanziellen Situation der Haushalte hat sich in 
den Wintermonaten ebenfalls deutlich ein-
getrübt. Dieses Bild passt zu den Ergebnissen 
der Gallup-Befragung.  

 

Abbildung 10: Konsumklima 
Saisonbereinigt 

 

Q: Europäische Kommission, WIFO-Darstellung. Konsumklimaindikator . . . Arithmetisches Mittel der Salden aus 
positiven und negativen Antworten in % aller Antworten zur vergangenen und künftigen finanziellen Situation 
des Haushaltes, zur Erwartung hinsichtlich der künftigen allgemeinen Wirtschaftslage und zu geplanten größe-
ren Anschaffungen. Derzeitige finanzielle Situation des Haushaltes: Bei positiven Werten überwiegt die Mög-
lichkeit, zu sparen, bei negativen die Notwendigkeit, auf Ersparnisse zurückzugreifen bzw. sich zu verschulden. 
Saisonbereinigt durch Eurostat mittels Tramo-Seats. 
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Bisher mussten vor allem 
Personen in einkom-
mensschwachen Haus-
halten auf vorhandene 
Sparreserven zurück-
greifen. Wenn die kräf-
tige Teuerung anhält, 
werden jedoch auch 
Besserverdienende 
Rücklagen auflösen 
müssen.  



WIFO  ■  Monatsberichte 1/2023, S. 45-62 Gallup-Befragung 61 
 

Nur jede:r fünfte Befragte erwartete, in den 
kommenden Monaten Ersparnisse bilden zu 
können (Abbildung 11). Drei Fünftel rechne-
ten dagegen damit, keine Rücklagen bilden 
zu können, ein weiteres Fünftel war sich unsi-
cher. Nach Einkommensgruppen erwartete 

nur jede zehnte Person in Haushalten mit ei-
nem monatlichen Nettoeinkommen bis zu 
1.500 €, etwas sparen zu können, in der 
obersten Einkommensgruppe dagegen fast 
jede:r Dritte.  

 

Abbildung 11: Möglichkeit, in den kommenden Monaten Ersparnisse bilden zu können, 
nach Einkommensgruppen 

 

Q: Österreichisches Gallup Institut (Umfrage unter Personen ab 14 Jahren vom Oktober 2022), WIFO-Darstel-
lung. In der Kategorie "Insgesamt" sind auch jene Personen enthalten, die keine Angabe zum Einkommen ge-
macht haben. Insgesamt: n = 1.000, bis 1.500 €: n = 135, 1.501 € bis 2.500 €: n = 237, 2.501 € bis 3.000 €: n = 116, 
mehr als 3.000 €: n = 303.  

7. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Gemäß den Ergebnissen einer Befragung in 
privaten Haushalten, die das Österreichische 
Gallup Institut im Oktober 2022 im Auftrag 
des WIFO durchführte, stellt das derzeitige 
wirtschaftliche Umfeld die privaten Haus-
halte vor Herausforderungen. Die Befragten 
nehmen besonders in den Bereichen Treib-
stoffe, Lebensmittel und Haushaltsenergie 
Preissteigerungen wahr und passen ihr Ein-
kaufsverhalten entsprechend an, um höhe-
ren Ausgaben entgegenzuwirken. Aufgrund 
der gestiegenen Kosten für die Bereitstellung 
von Wärme und Warmwasser plant gut ein 
Zehntel der Befragten die Umstellung auf ei-
nen anderen Energieträger. Größeren An-

schaffungen im Bereich des Immobiliener-
werbs bzw. der Wohnraumsanierung wirken 
jedoch die verschärften Finanzierungsbedin-
gungen entgegen, sodass eine deutliche 
Mehrheit der Befragten bereits geplante Pro-
jekte derzeit hintanstellt. Die hohe Inflation 
verringert auch die verfügbaren finanziellen 
Mittel, die nach dem Konsum gespart wer-
den können. Zugleich müssen vor allem Per-
sonen in einkommensschwachen Haushal-
ten selbst zur Deckung unbedingt notwendi-
ger Ausgaben häufig auf Sparrücklagen zu-
rückgreifen, sofern solche Reserven über-
haupt vorhanden sind.  
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1. Internationale Konjunkturindikatoren 

Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber  
In % der Erwerbspersonen (saisonbereinigt) 

OECD insgesamt 5,4 7,2 6,2 5,5 5,2 5,0 4,9 5,0 4,9 4,9 4,9 4,9 4,9 
USA 3,7 8,1 5,4 4,2 3,8 3,6 3,6 3,6 3,5 3,7 3,5 3,7 3,6 
Japan 2,4 2,8 2,8 2,7 2,7 2,6 2,6 2,6 2,6 2,5 2,6 2,6 2,5 
Euro-Raum 7,6 8,0 7,7 7,1 6,9 6,7 6,6 6,7 6,6 6,7 6,6 6,5 6,5 

Belgien 5,5 5,7 6,3 5,8 5,3 5,8 5,4 5,8 5,5 5,4 5,4 5,4 5,5 
Deutschland 3,0 3,7 3,6 3,3 3,1 3,0 3,0 3,0 3,0 3,0 3,0 3,0 3,0 
Irland 5,0 5,9 6,2 5,2 4,8 4,3 4,4 4,2 4,3 4,4 4,4 4,5 4,4 
Griechenland 17,9 17,6 14,8 13,1 13,2 12,6 12,2 12,4 12,3 12,3 12,0 11,5 11,4 
Spanien 14,1 15,6 14,8 13,5 13,3 12,7 12,7 12,6 12,6 12,7 12,7 12,5 12,4 
Frankreich 8,4 8,0 7,9 7,5 7,3 7,6 7,2 7,6 7,3 7,2 7,1 7,1 7,0 
Italien 9,9 9,3 9,5 9,0 8,5 8,1 8,0 8,0 8,0 8,0 7,9 7,9 7,8 
Luxemburg 5,6 6,7 5,4 4,7 4,5 4,3 4,4 4,3 4,3 4,4 4,5 4,6 4,6 
Niederlande 4,4 4,9 4,2 3,8 3,4 3,3 3,7 3,4 3,6 3,8 3,8 3,7 3,6 
Österreich 4,8 6,1 6,2 5,3 4,6 4,4 5,0 4,2 4,6 5,2 5,1 4,6 5,6 
Portugal 6,7 7,1 6,6 6,1 5,9 5,9 6,0 5,9 5,9 6,0 6,1 6,0 6,4 
Slowakei 5,7 6,6 6,8 6,5 6,4 6,2 6,0 6,1 6,1 6,0 6,0 5,9 5,9 
Finnland 6,7 7,8 7,6 6,9 6,7 6,4 7,2 6,9 7,1 7,2 7,2 6,4 6,7 

Tschechien 2,0 2,6 2,8 2,3 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4 2,3 2,2 2,7 
Ungarn 3,3 4,1 4,1 3,8 3,5 3,4 3,6 3,1 3,6 3,6 3,7 3,6 4,1 
Polen 3,3 3,2 3,4 3,0 2,8 2,8 3,0 2,9 2,9 3,0 3,0 3,0 3,0 
Schweiz 4,4 4,8 5,1 4,6 4,4 4,3 4,2 . . . . . . 

Q: OECD; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Verbraucherpreisindex 
             

OECD insgesamt  + 2,1  + 1,4  + 4,0  + 5,9  + 7,9  + 9,7  + 10,4  + 10,3  + 10,2  + 10,3  + 10,5  + 10,7  + 10,3 
USA  + 1,8  + 1,2  + 4,7  + 6,7  + 8,0  + 8,6  + 8,3  + 9,1  + 8,5  + 8,3  + 8,2  + 7,7  + 7,1 
Japan  + 0,5  – 0,0  – 0,2  + 0,5  + 0,9  + 2,4  + 2,9  + 2,4  + 2,6  + 3,0  + 3,0  + 3,7  + 3,8 

               
Harmonisierter VPI              
Euro-Raum  + 1,2  + 0,3  + 2,6  + 4,6  + 6,1  + 8,0  + 9,3  + 8,6  + 8,9  + 9,1  + 9,9  + 10,6  + 10,1 

Belgien  + 1,2  + 0,4  + 3,2  + 6,4  + 9,1  + 9,9  + 11,0  + 10,5  + 10,4  + 10,5  + 12,1  + 13,1  + 10,5 
Deutschland  + 1,4  + 0,4  + 3,2  + 5,4  + 6,1  + 8,3  + 9,4  + 8,2  + 8,5  + 8,8  + 10,9  + 11,6  + 11,3 
Irland  + 0,9  – 0,5  + 2,4  + 5,4  + 5,9  + 8,4  + 9,1  + 9,6  + 9,6  + 9,0  + 8,6  + 9,4  + 9,0 
Griechenland  + 0,5  – 1,3  + 0,6  + 3,7  + 6,6  + 10,4  + 11,5  + 11,6  + 11,3  + 11,2  + 12,1  + 9,5  + 8,8 
Spanien  + 0,8  – 0,3  + 3,0  + 5,8  + 7,9  + 8,9  + 10,0  + 10,0  + 10,7  + 10,5  + 9,0  + 7,3  + 6,7 
Frankreich  + 1,3  + 0,5  + 2,1  + 3,3  + 4,2  + 5,9  + 6,5  + 6,5  + 6,8  + 6,6  + 6,2  + 7,1  + 7,1 
Italien  + 0,6  – 0,1  + 1,9  + 3,7  + 6,0  + 7,4  + 8,9  + 8,5  + 8,4  + 9,1  + 9,4  + 12,6  + 12,6 
Luxemburg  + 1,6  + 0,0  + 3,5  + 5,7  + 6,8  + 9,5  + 8,9  + 10,3  + 9,3  + 8,6  + 8,8  + 8,8  + 7,3 
Niederlande  + 2,7  + 1,1  + 2,8  + 5,3  + 8,9  + 10,4  + 14,1  + 9,9  + 11,6  + 13,7  + 17,1  + 16,8  + 11,3 
Österreich  + 1,5  + 1,4  + 2,8  + 3,9  + 5,5  + 7,9  + 9,9  + 8,7  + 9,4  + 9,3  + 11,0  + 11,6  + 11,2 
Portugal  + 0,3  – 0,1  + 0,9  + 2,4  + 4,4  + 8,2  + 9,5  + 9,0  + 9,4  + 9,3  + 9,8  + 10,6  + 10,2 
Slowakei  + 2,8  + 2,0  + 2,8  + 4,8  + 8,5  + 11,8  + 13,3  + 12,6  + 12,8  + 13,4  + 13,6  + 14,5  + 15,1 
Finnland  + 1,1  + 0,4  + 2,1  + 3,1  + 4,8  + 7,0  + 8,1  + 8,1  + 8,0  + 7,9  + 8,4  + 8,4  + 9,1 

Tschechien  + 2,6  + 3,3  + 3,3  + 5,0  + 10,2  + 15,0  + 17,4  + 16,6  + 17,3  + 17,1  + 17,8  + 15,5  + 17,2 
Ungarn  + 3,4  + 3,4  + 5,2  + 7,1  + 8,3  + 11,0  + 18,0  + 12,6  + 14,7  + 18,6  + 20,7  + 21,9  + 23,1 
Polen  + 2,1  + 3,7  + 5,2  + 7,3  + 9,0  + 12,8  + 14,9  + 14,2  + 14,2  + 14,8  + 15,7  + 16,4  + 16,1 
Schweiz  + 0,4  – 0,8  + 0,5  + 1,4  + 1,9  + 2,8  + 3,3  + 3,2  + 3,3  + 3,3  + 3,2  + 2,9  + 2,9 

Q: Statistik Austria; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 

 

Übersicht 3: Internationale Aktienkursindizes 
 

2020 2021 2022 2022 2022    
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezember 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Europa, MSCI Europa  – 4,3  + 23,0  – 3,9  + 11,4  – 2,3  – 10,1  – 12,3  – 8,2  – 13,4  – 15,2  – 11,7  – 10,0 
Euro-Raum, STOXX 50  – 4,7  + 22,9  – 6,6  + 9,2  – 8,3  – 13,7  – 11,5  – 11,4  – 16,6  – 16,2  – 10,8  – 7,8 

Deutschland, DAX 30  + 1,9  + 23,3  – 8,8  + 5,7  – 9,7  – 16,7  – 12,8  – 15,0  – 18,6  – 17,7  – 11,7  – 9,2 
Österreich, ATX  – 20,5  + 42,5  – 7,0  + 20,1  – 5,3  – 17,8  – 19,6  – 16,1  – 21,7  – 25,3  – 16,9  – 17,2 

Vereinigtes Königreich, FTSE 100  – 13,7  + 11,6  + 5,1  + 11,6  + 5,8  + 3,0  + 0,5  + 4,6  + 1,8  – 2,7  + 1,4  + 2,7 
Ostmitteleuropa,  
CECE Composite Index  – 22,1  + 20,4  – 14,6  + 13,9  – 10,5  – 27,8  – 28,9  – 26,0  – 34,0  – 38,2  – 25,8  – 22,4 

Tschechien, PX 50  – 11,6  + 29,1  + 6,4  + 30,7  + 16,9  – 3,0  – 13,1  – 3,6  – 9,1  – 14,2  – 9,8  – 15,2 
Ungarn, BUX Index  – 10,2  + 29,6  – 9,6  + 10,7  – 9,5  – 17,8  – 18,2  – 15,1  – 23,2  – 26,6  – 16,5  – 11,3 
Polen, WIG Index  – 13,9  + 29,4  – 12,8  + 13,4  – 9,1  – 24,6  – 25,5  – 21,5  – 30,9  – 35,5  – 23,8  – 16,9 

Russland, RTS Index  – 4,0  + 28,0  – 27,1  – 7,3  – 25,6  – 30,2  – 38,6  – 30,7  – 31,1  – 44,1  – 35,3  – 35,8 
              
Amerika             

USA, Dow Jones Industrial 
Average   + 2,0  + 26,4  – 3,2  + 9,9  – 4,2  – 9,0  – 8,5  – 6,3  – 11,6  – 12,8  – 6,7  – 6,1 
USA, S&P 500 Index  + 10,5  + 32,8  – 4,1  + 15,5  – 1,9  – 10,0  – 16,3  – 6,6  – 13,4  – 16,5  – 16,1  – 16,3 
Brasilien, BM&FBOVESPA  – 1,9  + 18,4  – 6,2  – 4,6  – 12,1  – 11,1  + 4,6  – 8,5  – 3,0  + 4,9  + 7,6  + 1,8 

              
Asien             

Japan, Nikkei 225  + 4,7  + 27,0  – 5,5  – 6,4  – 7,2  – 3,3  – 5,0  + 2,4  – 8,3  – 5,6  – 5,0  – 4,6 
China, Shanghai Index  + 7,2  + 13,1  – 8,9  – 3,0  – 9,5  – 8,7  – 14,0  – 7,2  – 13,1  – 15,9  – 13,0  – 13,6 
Indien, Sensex 30 Index  – 1,1  + 41,8  + 7,5  + 16,1  + 9,5  + 3,5  + 2,8  + 6,8  + 0,1  – 3,0  + 3,6  + 7,1 

Q: Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 4: Dreimonatszinssätze 
 2020 2021 2022 2022 2022     

I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-
ber 

Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber  

In % 
USA 0,6 0,1 2,2 0,4 1,4 2,8 4,3 2,5 2,8 3,2 3,9 4,5 4,5 
Japan  – 0,0  – 0,1 .  – 0,0  – 0,0  – 0,0 .  – 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,0  – 0,0 . 
Kanada 0,6 0,2 2,6 0,7 1,8 3,4 4,4 3,0 3,4 3,8 4,2 4,4 4,6 
Euro-Raum  – 0,4  – 0,5 0,3  – 0,5  – 0,4 0,5 1,8 0,0 0,4 1,0 1,4 1,8 2,1 
Tschechien 0,9 1,1 6,3 4,6 6,0 7,3 7,3 7,3 7,3 7,3 7,3 7,3 7,3 
Dänemark  – 0,2  – 0,2 0,6  – 0,3  – 0,1 0,8 2,1 0,3 0,7 1,3 1,8 2,1 2,3 
Ungarn 0,7 1,4 10,0 4,8 6,8 12,1 16,2 11,1 12,0 13,1 16,7 15,5 16,5 
Polen 0,6 0,6 6,2 3,8 6,6 7,1 7,3 7,0 7,1 7,2 7,5 7,3 7,0 
Schweden  – 0,1  – 0,2 0,7  – 0,2 0,2 1,1 1,8 0,8 1,1 1,5 1,6 1,7 2,0 
Vereinigtes Königreich 0,3 0,1 2,0 0,8 1,3 2,3 3,6 1,8 2,2 2,9 3,4 3,5 3,8 
Norwegen 0,7 0,5 2,1 1,2 1,4 2,6 3,4 2,2 2,6 2,9 3,3 3,5 3,3 
Schweiz  – 0,7  – 0,7 .  – 0,7  – 0,6 0,1 .  – 0,1 0,1 0,5 0,5 0,5 . 

Q: OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, cornelia.schobert@wifo.ac.at 
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Übersicht 5: Sekundärmarktrendite 
 

2020 2021 2022 2022 2022 
  

   
I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
In % 

USA 0,9 1,4 3,0 1,9 2,9 3,1 3,8 2,9 2,9 3,5 4,0 3,9 3,6 
Japan  – 0,0 0,1 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,3 
Kanada 0,8 1,4 2,8 1,9 3,0 3,0 3,2 3,0 2,9 3,1 3,4 3,2 2,9 
Euro-Raum 0,2 0,2 2,0 0,8 2,0 2,3 3,0 2,1 2,1 2,8 3,2 2,9 3,0 

Belgien  – 0,1  – 0,0 1,7 0,5 1,7 2,0 2,7 1,8 1,7 2,5 2,8 2,7 2,7 
Deutschland  – 0,5  – 0,4 1,1 0,1 1,0 1,3 2,1 1,1 1,0 1,8 2,2 2,1 2,1 
Irland  – 0,1 0,1 1,8 0,7 1,7 2,0 2,6 1,7 1,7 2,4 2,7 2,6 2,6 
Griechenland 1,3 0,9 3,5 2,2 3,5 3,8 4,5 3,4 3,5 4,4 4,9 4,4 4,2 
Spanien 0,4 0,3 2,2 1,0 2,1 2,5 3,1 2,3 2,2 2,9 3,3 3,1 3,1 
Frankreich  – 0,1 0,0 1,7 0,6 1,6 1,9 2,7 1,7 1,7 2,4 2,8 2,6 2,6 
Italien 1,2 0,8 3,2 1,7 3,0 3,6 4,3 3,4 3,3 4,1 4,5 4,2 4,3 
Luxemburg  – 0,4  – 0,4 1,7 0,3 1,7 2,1 2,8 1,9 1,8 2,6 3,0 2,7 2,7 
Niederlande  – 0,4  – 0,3 1,4 0,2 1,2 1,7 2,4 1,5 1,4 2,1 2,5 2,4 2,4 
Österreich  – 0,2  – 0,1 1,7 0,5 1,6 1,9 2,8 1,7 1,7 2,5 2,9 2,7 2,7 
Portugal 0,4 0,3 2,2 0,9 2,2 2,4 3,1 2,3 2,2 2,9 3,3 3,0 3,1 
Finnland  – 0,2  – 0,1 1,7 0,5 1,6 2,0 2,8 1,7 1,6 2,5 2,9 2,7 2,7 

Dänemark  – 0,4  – 0,1 1,5 0,4 1,4 1,7 2,4 1,6 1,4 2,2 2,6 2,4 2,3 
Schweden  – 0,0 0,3 1,5 0,6 1,7 1,7 2,1 1,5 1,6 2,1 2,3 2,1 2,0 
Vereinigtes Königreich 0,3 0,7 2,4 1,4 2,0 2,6 3,5 2,1 2,3 3,4 4,0 3,3 3,4 
Norwegen 0,8 1,4 2,8 2,1 2,8 3,1 3,3 2,9 3,0 3,3 3,5 3,2 3,0 
Schweiz  – 0,5  – 0,3 0,8 0,2 0,9 0,8 1,2 0,8 0,6 1,1 1,3 1,1 1,3 

Q: OeNB; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, 
cornelia.schobert@wifo.ac.at 

 

1.1 Wechselkurse 

Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro 
 

2020 2021 2022 2021 2022 2022   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Fremdwährung je Euro 

Dollar 1,14 1,18 1,05 1,14 1,12 1,07 1,01 1,02 1,01 0,99 0,98 1,02 1,06 
Yen 121,78 129,86 138,01 130,04 130,46 138,14 139,20 144,22 136,85 141,57 144,73 145,12 142,82 
Schweizer Franken 1,07 1,08 1,01 1,05 1,04 1,03 0,97 0,98 0,97 0,96 0,98 0,98 0,99 
Pfund Sterling 0,89 0,86 0,85 0,85 0,84 0,85 0,86 0,87 0,84 0,87 0,87 0,87 0,87 
Schwedische Krone 10,49 10,14 10,63 10,12 10,48 10,47 10,62 10,94 10,50 10,78 10,95 10,88 10,99 
Dänische Krone 7,45 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 7,44 
Norwegische Krone 10,72 10,16 10,10 9,97 9,93 10,02 10,06 10,39 9,83 10,17 10,39 10,34 10,45 
Tschechische Krone 26,46 25,65 24,56 25,38 24,64 24,63 24,58 24,39 24,57 24,58 24,53 24,37 24,27 
Russischer Rubel 82,65 87,23 73,88 83,13 98,28 71,97 60,66 64,61 61,74 59,50 61,01 62,30 70,53 
Ungarischer Forint 351,21 358,46 390,94 364,27 364,10 385,33 403,46 410,89 402,10 404,19 418,31 406,68 407,68 
Polnischer Zloty 4,44 4,56 4,68 4,62 4,62 4,65 4,74 4,73 4,72 4,74 4,80 4,70 4,68 
Neuer Rumänischer Leu 4,84 4,92 4,93 4,95 4,95 4,94 4,91 4,92 4,89 4,91 4,93 4,91 4,92 
Bulgarischer Lew 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 
Chinesischer Renminbi 7,87 7,63 7,08 7,31 7,13 7,04 6,90 7,26 6,89 6,95 7,07 7,32 7,39 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex 

             

Nominell  + 1,5  + 0,6  – 1,5  – 1,1  – 0,9  – 2,0  – 2,3  – 0,9  – 2,3  – 2,3  – 1,6  – 0,9  – 0,3 
Industriewaren  + 1,4  + 0,6  – 1,5  – 1,1  – 1,1  – 2,0  – 2,3  – 0,7  – 2,3  – 2,2  – 1,5  – 0,7  – 0,0 

Real  + 1,8  + 0,2   .  – 2,3  – 2,0  – 2,9  – 2,5   .  – 2,9  – 2,2  – 1,4  – 0,7   . 
Industriewaren  + 1,7  + 0,2   .  – 2,2  – 2,0  – 2,7  – 2,2   .  – 2,6  – 1,7  – 0,9  – 0,0   . 

Q: OeNB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, cornelia.schobert@wifo.ac.at 

 

1.2 Weltmarkt-Rohstoffpreise 

Übersicht 7: HWWI-Index 
 

2020 2021 2022 2022 2022  
   I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Auf Dollarbasis  – 23,3  + 87,6  + 57,2  + 95,3  + 80,3  + 63,6  + 14,2  + 63,0  + 76,8  + 52,4  + 7,2  + 19,6  + 16,5 
Ohne Energierohstoffe  + 2,9  + 43,2  + 4,8  + 24,3  + 9,2  – 4,0  – 9,1  – 5,8  – 2,3  – 3,8  – 9,5  – 8,1  – 9,6 

Auf Euro-Basis  – 24,9  + 82,4  + 76,4  + 110,5  + 104,1  + 91,7  + 28,1  + 89,4  + 105,8  + 81,1  + 26,6  + 33,8  + 24,3 
Ohne Energierohstoffe  + 0,8  + 38,5  + 17,4  + 33,6  + 23,5  + 12,4  + 1,9  + 9,4  + 13,5  + 14,3  + 6,9  + 2,7  – 3,6 
Nahrungs- und Genussmittel  + 3,6  + 33,5  + 33,8  + 37,2  + 46,1  + 36,0  + 17,8  + 35,7  + 33,4  + 39,0  + 30,4  + 16,5  + 7,6 
Industrierohstoffe  – 0,7  + 41,3  + 8,7  + 31,5  + 12,3  + 0,0  – 7,0  – 3,8  + 3,0  + 1,2  – 5,7  – 5,3  – 10,0 
Energierohstoffe  – 31,4  + 98,6  + 91,7  + 136,3  + 130,7  + 111,2  + 33,1  + 111,2  + 129,3  + 95,6  + 30,0  + 40,0  + 29,8 
Rohöl  – 33,4  + 60,3  + 56,0  + 72,1  + 83,7  + 55,7  + 22,1  + 63,1  + 60,4  + 43,8  + 29,6  + 21,9  + 14,1 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. • Rückfragen: 
ursula.glauninger@wifo.ac.at 
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2. Kennzahlen für Österreich 
2.1 Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 2010 
Übersicht 8: Verwendung des Bruttoinlandsproduktes und Herstellung von Waren 

 
2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2021 2022   

      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu.  
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 
           

Bruttoinlandsprodukt  + 2,4  + 1,5  – 6,5  + 4,6  + 4,7  + 0,3  + 1,8  + 13,0  + 5,4  + 6,0  + 9,2  + 6,1  + 1,7 
Exporte  + 5,2  + 4,0  – 10,7  + 9,6  + 8,8  + 0,3  + 3,3  + 26,5  + 12,8  + 13,7  + 18,6  + 11,2  + 3,7 
Importe  + 5,3  + 2,1  – 9,2  + 13,7  + 5,1  + 0,9  + 3,2  + 26,1  + 15,9  + 14,5  + 12,3  + 3,8  + 0,0 
Inländische Verwendung1)  + 2,4  + 0,4  – 5,5  + 6,5  + 2,5  + 0,7  + 1,7  + 12,7  + 6,7  + 6,2  + 5,7  + 2,0  – 0,4 

Konsumausgaben insgesamt  + 1,2  + 0,7  – 6,0  + 4,8  + 3,3  + 1,2  + 1,4  + 9,9  + 7,5  + 7,2  + 10,2  + 5,4  – 1,0 
Private Haushalte2)  + 1,1  + 0,5  – 8,0  + 3,6  + 3,8  + 1,3  + 1,7  + 9,8  + 6,9  + 6,6  + 12,4  + 6,5  – 2,0 
Staat  + 1,3  + 1,3  – 0,5  + 7,8  + 2,0  + 1,0  + 0,6  + 10,1  + 9,2  + 8,4  + 5,5  + 2,8  + 1,5 

Bruttoinvestitionen3)  + 6,1  – 0,7  – 4,8  + 11,4  + 0,5  – 0,1  + 2,7  + 21,0  + 4,7  + 4,5  – 3,7  – 5,2  + 0,8 
Bruttoanlageinvestitionen  + 4,4  + 4,5  – 5,3  + 8,7  – 1,0  + 0,2  + 2,2  + 23,5  + 3,2  + 3,8  + 1,1  – 4,5  – 3,0 

Ausrüstungen und 
Waffensysteme  + 1,2  + 1,6  – 9,5  + 16,0  – 6,5  – 1,5  + 2,5  + 47,2  + 3,0  + 7,3  – 1,1  – 14,5  – 8,1 
Bauten  + 5,6  + 3,6  – 3,4  + 5,8  ± 0,0  + 0,3  + 0,7  + 17,5  + 1,9  – 0,1  + 1,8  – 1,2  – 3,7 
Sonstige Anlagen4)  + 6,8  + 10,8  – 3,4  + 5,1  + 4,5  + 2,0  + 5,0  + 6,6  + 6,4  + 7,6  + 4,3  + 4,7  + 4,4 

               
Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

           

Herstellung von Waren  + 4,5  + 1,0  – 5,8  + 9,5  + 3,0  – 2,2  + 1,5  + 24,0  + 7,1  + 5,4  + 5,6  + 5,6  + 1,1 
    

Saison- und arbeitstagsbereinigt, gemäß Eurostat-Vorgabe, Veränderung gegen das Vorquartal in %, real 
(berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Bruttoinlandsprodukt         + 4,1  + 4,3  – 1,4  + 1,2  + 1,9  + 0,2 

Exporte         + 9,4  + 4,0  + 2,9  + 0,4  + 3,4  – 1,6 
Importe         + 5,2  + 1,6  + 2,4  + 1,3  – 1,5  – 1,0 
Inländische Verwendung1)         + 2,0  + 3,1  – 1,7  + 1,7  – 0,9  + 0,6 

Konsumausgaben insgesamt         + 4,7  + 6,2  – 2,5  + 1,8  + 0,0  – 0,2 
Private Haushalte2)         + 4,7  + 8,3  – 4,1  + 3,4  – 0,7  – 0,3 
Staat         + 4,5  + 1,4  + 1,5  – 1,8  + 1,8  + 0,1 

Bruttoinvestitionen3)         – 1,6  – 8,7  + 5,4  + 1,3  – 1,6  – 4,7 
Bruttoanlageinvestitionen         + 2,2  – 4,1  + 1,0  + 1,6  – 2,1  – 3,5 

Ausrüstungen und 
Waffensysteme         + 5,6  – 12,3  + 3,6  + 1,4  – 5,2  – 8,5 
Bauten         + 0,8  – 0,6  – 1,2  + 2,3  – 1,5  – 2,6 
Sonstige Anlagen4)         + 0,3  + 1,2  + 2,1  + 0,5  + 0,8  + 1,0 

               
Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 

       
    

Herstellung von Waren         + 1,0  + 1,8  + 0,3  + 1,7  + 1,2  – 1,4 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2022 bis 2024: Prognose.  1) Einschließlich statistischer Differenz.  2) Einschließlich privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck.  3) Einschließlich Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen.  4) Überwiegend geistiges Eigentum (Forschung und 
Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
 
Übersicht 9: Einkommen und Produktivität 

 
2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2021 2022   

      II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu.  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Bruttonationaleinkommen, nominell  + 4,3  + 3,8  – 2,9  + 6,1  + 9,0  + 5,7  + 5,9       
Arbeitnehmerentgelte  + 5,1  + 4,2  – 0,3  + 4,7  + 6,8  + 8,6  + 8,2  + 6,4  + 6,5  + 6,7  + 9,8  + 8,6  + 6,2 
Betriebsüberschuss und 
Selbständigeneinkommen  + 4,3  + 1,6  + 0,4  + 7,2  + 7,4  + 1,8  + 0,5  +19,9  + 6,5  – 2,3  + 4,9  + 2,6  + 8,1 

               
Gesamtwirtschaftliche Produktivität              

BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  + 0,6  + 0,2  – 4,6  + 2,1  + 1,5  – 0,4  + 0,7  + 7,7  + 2,2  + 2,5  + 3,8  + 2,4  – 0,3 
               
BIP nominell  Mrd. € 385,27 397,17 381,04 406,15 446,31 471,05 498,34 101,31 104,26 108,44 104,11 112,46 112,48 
Pro Kopf (Bevölkerung) in € 43.594 44.738 42.733 45.372 49.379 51.713 54.363 11.331 11.639 12.085 11.566 12.439 12.395 
               
Arbeitsvolumen Gesamtwirtschaft1)  + 1,9  + 1,6  – 8,7  + 4,8  + 3,5  + 0,2  + 1,0  +16,1  + 3,5  + 3,8  + 6,5  + 2,7  + 0,1 
Stundenproduktivität Gesamt-
wirtschaft2)   + 0,5  – 0,1  + 2,5  – 0,2  + 1,1  + 0,1  + 0,8  – 2,7  + 1,9  + 2,1  + 2,5  + 3,3  + 1,6 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2022 bis 2024: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden.  2) Produktion je geleistete 
Arbeitsstunde. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
 
2.2 Konjunkturklima 
Übersicht 10: WIFO-Konjunkturklimaindex 

 
2021 2022 2022  

IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August September Oktober November Dezember  
Indexpunkte (saisonbereinigt) 

Konjunkturklimaindex Gesamt-
wirtschaft   + 16,2  + 15,6  + 20,2  + 8,1  + 4,2  + 10,4  + 8,5  + 5,3  + 2,9  + 4,2  + 5,6 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen   + 17,2  + 16,6  + 25,9  + 13,2  + 8,5  + 16,7  + 13,1  + 9,6  + 7,8  + 7,5  + 10,3 
Index der unternehmerischen  
Erwartungen   + 15,2  + 14,7  + 14,6  + 3,0  – 0,1  + 4,2  + 3,8  + 0,9  – 2,0  + 0,9  + 0,8 

            
Konjunkturklimaindex Wirtschaftsbereiche           

Sachgütererzeugung  + 20,2  + 17,5  + 17,9  + 5,8  – 1,9  + 8,1  + 5,6  + 3,7  – 2,2  – 1,6  – 2,0 
Bauwirtschaft  + 37,6  + 39,7  + 39,2  + 29,6  + 27,5  + 32,3  + 28,7  + 27,8  + 29,8  + 26,5  + 26,1 
Dienstleistungen  + 14,1  + 14,3  + 23,3  + 9,7  + 6,5  + 12,2  + 10,8  + 6,2  + 3,8  + 6,6  + 9,0 

Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond, https://konjunktur.wifo.ac.at/. WIFO-Konjunkturklimaindex: Werte zwischen 100 (pessimistisches 
Konjunkturklima) und +100 (optimistisches Konjunkturklima). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@wifo.ac.at 
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2.3 Tourismus 
Übersicht 11: Tourismusentwicklung in der laufenden Saison 

 
Sommersaison 2021 Sommersaison 2022  

Umsätze im 
Gesamtreise-

verkehr 

Übernachtungen Umsätze im 
Gesamtreise-

verkehr1) 

Übernachtungen2)  
Insgesamt Aus dem Inland Aus dem 

Ausland 
Insgesamt Aus dem Inland Aus dem 

Ausland  
Veränderung gegen den Vergleichszeitraum der Vorkrisensaison 2019 in % 

Österreich  – 20,8  – 15,9  + 3,4  – 23,9  + 0,8  – 1,4  + 4,4  – 3,8 
          
Wien  – 62,0  – 60,3  – 36,0  – 65,1  – 13,2  – 17,2  + 0,4  – 20,7 
Niederösterreich  – 23,4  – 22,2  – 10,0  – 42,5  – 6,5  – 9,9  – 4,6  – 18,7 
Burgenland  – 1,3  + 1,4  + 11,2  – 25,9  – 0,4  – 3,5  – 0,7  – 11,3 
Steiermark  – 0,4  + 0,9  + 2,4  – 13,6  + 10,9  + 6,5  + 6,5  + 1,3 
Kärnten  – 4,4  – 3,5  + 19,3  – 18,8  + 8,2  + 2,9  + 11,5  – 3,0 
Oberösterreich  – 9,7  – 14,5  – 1,1  – 29,0  + 5,0  – 0,9  + 3,9  – 6,2 
Salzburg  – 17,2  – 14,4  + 8,0  – 21,3  + 5,5  + 0,5  + 8,8  – 2,0 
Tirol  – 10,8  – 10,5  + 10,4  – 12,0  + 8,3  + 1,2  + 0,1  + 6,5 
Vorarlberg  – 7,4  – 7,3  – 0,7  – 8,3  + 11,0  + 2,3  + 5,5  + 1,9 

Q: OeNB; Statistik Austria; WIFO-Berechnungen; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Unbereinigte Werte. Wintersaison: 1. November bis 30. April des 
Folgejahres, Sommersaison: 1. Mai bis 31. Oktober. Umsätze einschließlich des internationalen Personentransportes.  1) Schätzung. – 2) Endgültige Werte. • 
Rückfragen: sabine.ehn-fragner@wifo.ac.at, anna.burton@wifo.ac.at  

 

2.4 Außenhandel 
Übersicht 12: Warenexporte und Warenimporte 

 
2021 2022 2021 2022 2019 2020 2021 2022 2022 

  
 

Jänner 
bis 

Oktober 

 
Jänner 

bis 
Oktober 

 
  Jänner 

bis 
Oktober 

Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 

 
Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Warenexporte insgesamt 165,6 161,0 100,0 100,0  + 2,3  – 7,1  + 16,1  + 18,4  + 19,0  + 11,7  + 19,6  + 19,3  + 16,3 
               
Intra-EU 27 (ab 2020) 112,8 110,6 68,1 68,7  + 1,7  – 5,9  + 17,0  + 19,3  + 17,1  + 12,0  + 20,7  + 19,6  + 15,3 

Deutschland 49,9 48,2 30,2 29,9  – 0,4  – 3,6  + 15,0  + 16,9  + 16,5  + 14,2  + 25,5  + 19,6  + 18,3 
Italien 11,2 11,1 6,8 6,9  – 0,1  – 9,5  + 27,1  + 20,3  + 19,2  + 7,8  + 21,8  + 9,6  + 11,1 
Frankreich 6,3 6,5 3,8 4,0  + 4,8  – 9,2  + 2,9  + 25,8  + 16,1  + 10,0  + 29,9  + 78,6  + 10,9 
EU-Länder seit 2004 31,6 32,0 19,1 19,9  + 2,7  – 5,6  + 19,9  + 23,7  + 20,8  + 11,2  + 15,5  + 14,9  + 16,1 

5 EU-Länder1) 25,4 25,6 15,3 15,9  + 3,1  – 5,5  + 19,5  + 22,9  + 20,1  + 7,4  + 14,7  + 13,3  + 14,1 
Tschechien 6,0 5,9 3,6 3,7  – 4,6  – 6,0  + 18,6  + 19,3  + 18,8  + 2,7  + 10,9  + 15,3  + 10,3 
Ungarn 6,1 6,5 3,7 4,0  + 9,3  – 11,4  + 24,0  + 29,0  + 19,5  + 4,4  + 21,4  + 11,6  + 15,5 
Polen 6,6 6,1 4,0 3,8  + 8,1  + 6,6  + 19,3  + 12,4  + 14,8  + 4,7  + 8,5  + 4,2  + 8,2 

Extra-EU 27 (ab 2020) 52,8 50,3 31,9 31,3  + 3,5  – 9,6  + 14,4  + 16,5  + 23,3  + 11,0  + 17,4  + 18,7  + 18,5 
Schweiz 8,2 8,2 4,9 5,1  + 3,6  + 3,0  + 9,3  + 22,7  + 26,7  + 7,1  + 22,9  + 12,1  + 48,5 
Vereinigtes Königreich 4,4 4,3 2,7 2,7  + 7,1  – 9,3  + 8,8  + 15,5  + 1,7  – 2,3  + 19,5  + 4,1  + 4,8 
Westbalkanländer 1,7 1,7 1,0 1,0  + 12,8  – 10,4  + 21,4  + 24,5  + 16,5  + 25,2  + 10,6  + 17,7  + 16,1 
GUS-Europa 2,2 1,7 1,3 1,0  + 11,5  – 11,6  – 3,4  – 7,3  + 24,1  + 2,9  – 14,6  – 22,9  – 29,3 

Russland 2,0 1,5 1,2 0,9  + 12,3  – 10,3  – 5,7  – 6,3  + 27,1  + 5,1  – 14,9  – 22,5  – 30,2 
Industrieländer in Übersee 18,1 17,5 10,9 10,9  + 0,4  – 11,9  + 18,4  + 19,1  + 34,4  + 14,6  + 16,4  + 38,3  + 25,0 

USA 11,1 10,5 6,7 6,5  – 3,4  – 9,2  + 19,4  + 18,4  + 33,6  + 14,4  + 13,3  + 29,9  + 24,6 
China 4,8 4,4 2,9 2,8  + 10,0  – 12,2  + 23,1  + 10,8  + 15,1  + 10,4  + 29,3  – 1,0  + 1,2 
Japan 1,7 1,5 1,0 1,0  + 5,5  – 5,6  + 12,0  + 9,4  + 14,5  + 4,7  + 7,9  + 12,4  + 24,0 

               
Agrarwaren 13,0 12,5 7,9 7,8  + 6,7  + 3,1  + 8,6  + 16,3  + 14,5  + 13,4  + 24,8  + 15,6  + 16,8 
Roh- und Brennstoffe 10,0 11,6 6,0 7,2  + 2,0  – 14,8  + 41,2  + 44,2  + 29,2  + 12,9  + 22,6  + 22,0  + 28,6 
Industriewaren 142,5 136,8 86,1 85,0  + 1,9  – 7,5  + 15,4  + 16,8  + 18,7  + 11,4  + 18,8  + 19,5  + 15,4 

Chemische Erzeugnisse 25,3 24,1 15,3 15,0  + 8,4  + 2,8  + 14,0  + 17,1  + 24,9  + 10,9  + 12,8  + 24,2  + 17,8 
Bearbeitete Waren 35,3 36,4 21,3 22,6  – 3,2  – 9,9  + 23,0  + 24,4  + 26,8  + 15,4  + 19,7  + 19,3  + 14,6 
Maschinen, Fahrzeuge 61,3 56,4 37,0 35,1  + 2,5  – 11,9  + 12,7  + 11,8  + 14,5  + 10,1  + 19,4  + 19,0  + 12,6 
Konsumnahe Fertigwaren 17,7 16,5 10,7 10,2  + 1,8  – 7,3  + 10,8  + 14,3  + 10,0  + 10,5  + 17,7  + 15,1  + 14,3 

               
Warenimporte insgesamt 178,4 176,9 100,0 100,0  + 1,1  – 8,5  + 23,6  + 21,2  + 10,8  + 14,1  + 26,6  + 21,1  + 17,5 
               
Intra-EU 27 (ab 2020) 118,9 116,0 66,7 65,5  + 0,3  – 8,4  + 20,4  + 18,9  + 14,8  + 14,2  + 25,8  + 21,2  + 13,4 

Deutschland 59,2 57,4 33,1 32,4  – 1,1  – 8,5  + 17,1  + 18,0  + 11,0  + 13,2  + 27,6  + 21,3  + 14,8 
Italien 11,6 11,0 6,5 6,2  + 4,1  – 12,0  + 26,9  + 15,2  + 16,3  + 13,5  + 12,8  + 10,7  + 4,8 
Frankreich 4,5 4,2 2,5 2,4  – 1,4  – 11,4  + 21,4  + 11,4  + 15,5  + 7,5  + 18,2  + 12,2  – 1,2 
EU-Länder seit 2004 28,5 28,7 16,0 16,2  + 1,2  – 6,6  + 26,6  + 23,4  + 19,7  + 21,4  + 31,7  + 26,7  + 12,1 

5 EU-Länder1) 24,2 24,5 13,6 13,8  + 1,1  – 8,6  + 25,7  + 24,6  + 20,3  + 22,6  + 36,5  + 28,2  + 12,9 
Tschechien 7,8 8,1 4,3 4,6  – 2,4  – 9,3  + 29,1  + 30,5  + 21,3  + 30,1  + 53,6  + 25,6  + 14,0 
Ungarn 4,7 4,5 2,6 2,6  + 2,5  – 9,9  + 21,0  + 17,5  + 15,0  + 19,6  + 31,2  + 11,9  + 2,1 
Polen 5,8 5,7 3,2 3,2  + 11,0  – 3,4  + 28,3  + 19,8  + 17,6  + 28,4  + 23,1  + 20,4  + 6,7 

Extra-EU 27 (ab 2020) 59,5 61,0 33,3 34,5  + 2,8  – 8,7  + 30,3  + 25,9  + 3,1  + 13,9  + 28,2  + 21,0  + 25,4 
Schweiz 9,7 8,4 5,5 4,7  – 10,8  + 25,5  + 27,7  + 1,0  – 2,9  – 18,8  + 53,7  + 7,2  – 18,9 
Vereinigtes Köngreich 2,8 3,1 1,6 1,8  – 1,3  – 24,2  + 29,6  + 49,3  – 62,0  + 156,9  + 29,5  + 7,6  + 28,4 
Westbalkanländer 1,6 1,7 0,9 1,0  + 16,0  – 10,3  + 25,0  + 31,1  + 25,7  + 22,3  + 28,8  + 18,3  + 27,4 
GUS-Europa 4,7 6,9 2,7 3,9  – 15,9  – 20,7  + 110,5  + 97,1  + 61,2  + 11,7  + 25,8  – 3,3  + 81,6 

Russland 4,7 6,9 2,6 3,9  – 16,1  – 21,4  + 115,1  + 98,9  + 62,5  + 11,9  + 26,1  – 3,0  + 82,2 
Industrieländer in Übersee 10,0 9,4 5,6 5,3  + 10,6  – 19,4  + 12,2  + 13,5  – 16,1  + 18,3  + 16,9  + 30,3  + 20,2 

USA 5,7 5,3 3,2 3,0  + 18,5  – 25,9  + 8,4  + 11,6  – 29,0  + 23,4  + 4,7  + 38,5  + 30,3 
China 13,1 14,1 7,3 7,9  + 7,9  + 3,7  + 28,7  + 32,7  + 35,8  + 35,7  + 49,8  + 44,9  + 32,6 
Japan 2,2 2,1 1,3 1,2  + 0,2  – 8,7  + 9,4  + 11,4  + 14,6  – 3,6  + 19,9  + 12,9  + 0,2 

               
Agrarwaren 12,6 12,1 7,0 6,8  + 4,7  – 0,4  + 8,1  + 18,2  + 14,3  + 12,4  + 21,4  + 12,7  + 16,3 
Roh- und Brennstoffe 22,1 29,0 12,4 16,4  – 4,0  – 23,4  + 57,3  + 67,0  + 48,7  + 44,1  + 51,8  + 38,1  + 53,0 
Industriewaren 143,7 135,9 80,5 76,8  + 1,6  – 7,1  + 21,1  + 14,7  + 5,6  + 9,7  + 22,7  + 19,0  + 10,9 

Chemische Erzeugnisse 26,2 24,3 14,7 13,8  + 3,1  – 4,1  + 25,2  + 12,2  + 3,0  + 3,7  + 18,6  + 16,5  + 6,0 
Bearbeitete Waren 29,1 29,7 16,3 16,8  – 2,2  – 6,1  + 26,9  + 23,2  + 20,1  + 9,9  + 20,7  + 12,6  + 5,6 
Maschinen, Fahrzeuge 59,1 53,7 33,1 30,3  + 3,7  – 11,2  + 17,1  + 9,9  + 6,4  + 10,1  + 18,4  + 20,7  + 13,8 
Konsumnahe Fertigwaren 24,6 22,5 13,8 12,7  + 3,1  – 7,9  + 12,8  + 12,2  + 6,2  + 6,8  + 18,7  + 12,9  + 8,2 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Tschechien, Ungarn, Polen, Slowenien, 
Slowakei. • Rückfragen: irene.langer@wifo.ac.at 
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2.5 Landwirtschaft 

Übersicht 13: Markt- und Preisentwicklung von Agrarprodukten 
 

2018 2019 2020 2021 2021 2022 2022   
   II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. April Mai Juni Juli  

1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Marktentwicklung             

 
    

 
        

Milchanlieferung1) 3.391 3.378 3.384 3.403  + 0,6  + 0,9  + 3,3  + 4,6  + 2,2  + 3,5  + 2,0  + 1,1  + 2,3 
Marktleistung Getreide insgesamt2) 2.493 2.691 2.962 2.734   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
BEE3) Rindfleisch 218 215 205 200  – 0,2  – 1,3  + 0,3  – 3,1  + 1,0  + 2,0  + 4,4  – 3,7  – 22,8 
BEE3) Kalbfleisch 7 7 7 7  – 10,6  + 13,2  + 17,6  + 11,8  + 19,8  + 52,3  + 14,2  – 6,7  – 12,5 
BEE3) Schweinefleisch 468 468 475 479  + 4,2  – 0,8  – 1,1  – 4,7  – 4,0  – 5,9  + 1,9  – 8,0  – 6,4 
Geflügelschlachtungen4) 110 116 125 129  – 0,1  + 3,9  + 3,8  – 2,0  – 5,3  – 16,5  + 3,1  – 2,4  – 2,2 
     

€ je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)  

            

Milch (4% Fett, 3,3% Eiweiß) 359 359 366 384  + 4,7  + 5,5  + 5,5  + 12,3  + 24,3  + 21,7  + 24,6  + 26,6  + 32,5 
Qualitätsweizen5) 159 166 161 225  + 24,5  + 55,8  + 70,0  + 85,1  + 83,4  + 95,4  + 88,2  + 68,4  + 32,6 
Körnermais5) 149 143 143 204  + 37,8  + 61,6  + 51,0  + 44,0  + 55,2  + 62,8  + 57,0  + 46,6  + 34,2 
Jungstiere (Handelsklasse R3)6)7) 3.868 3.703 3.650 3.990  + 10,0  + 9,5  + 14,9  + 20,2  + 26,1  + 29,5  + 29,1  + 19,7  + 20,4 
Schweine (Handelsklasse E)6) 1.487 1.757 1.678 1.565  – 3,3  + 2,1  + 4,2  + 10,1  + 22,5  + 27,1  + 22,3  + 18,1  + 22,6 
Masthühner bratfertig, lose8) 2.731 2.665 2.385 2.419  + 5,3  – 0,1  + 1,3  + 4,3  + 10,9  + 6,4  + 12,5  + 13,7  + 24,0 

Q: Agrarmarkt Austria; Statistik Austria; Bundesanstalt für Agrarwirtschaft; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Milchanlieferung an die Be- und Verarbei-
tungsbetriebe.  2) Wirtschaftsjahre, Summe der Marktleistung von Juli bis Juni des nächsten Jahres, Körnermais von Oktober bis September (Wirtschaftsjahr 2019/20 
= Jahr 2019).  3) Bruttoeigenerzeugung (BEE) von Fleisch: untersuchte Schlachtungen in Österreich einschließlich Exporte und abzüglich Importe von lebenden 
Tieren.  4) Schlachtungen von Brat-, Back- und Suppenhühnern in Betrieben mit mindestens 5.000 Schlachtungen im Vorjahr.  5) Preise der ersten Handelsstufe; für 
das laufende Wirtschaftsjahr Mischpreise aus A-Konto-Zahlungen und zum Teil endgültigen Preisen.  6) € je t Schlachtgewicht.  7) Preis frei Rampe Schlachthof, 
gemäß Viehmeldeverordnung.  8) Verkaufspreis frei Filiale. • Rückfragen: dietmar.weinberger@wifo.ac.at 

 
2.6 Herstellung von Waren 

Übersicht 14: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022    
 IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Produktionsindex (arbeitstagsbereinigt) 
           

Insgesamt  + 0,0  – 7,1  + 11,0  + 8,1  + 8,0  + 7,7  + 5,0  + 8,4  + 3,2  + 5,5  + 6,3  + 4,7  + 4,4 
Vorleistungen  – 1,1  – 4,6  + 10,9  + 7,5  + 10,6  + 8,5  + 4,9  + 7,6  + 4,8  + 6,1  + 3,8  + 6,0  – 0,7 
Investitionsgüter  + 2,5  – 12,4  + 15,4  + 10,8  + 5,3  + 7,7  + 8,4  + 11,0  + 4,8  + 7,1  + 12,8  + 3,6  + 9,7 

Kfz  + 5,0  – 17,7  + 8,3  – 14,0  – 17,5  + 2,7  + 10,2  + 16,7  + 4,9  + 0,1  + 23,6  + 8,2  + 15,7 
Konsumgüter  – 1,5  – 3,0  + 4,4  + 4,8  + 7,3  + 5,9  + 3,0  + 3,9  – 1,7  + 5,6  + 5,4  + 5,7  + 5,9 

Langlebige Konsumgüter  – 2,2  – 0,5  + 13,4  + 1,9  + 10,6  + 5,0  + 4,1  + 3,2  – 8,0  + 14,7  + 9,0  + 12,3  + 16,9 
Kurzlebige Konsumgüter  – 1,4  – 3,6  + 2,1  + 5,5  + 6,6  + 6,1  + 2,7  + 4,5  + 0,3  + 3,6  + 4,1  + 4,1  + 2,9 

               
Arbeitsmarkt              
Beschäftigte  + 1,6  – 1,3  + 0,6  + 1,7  + 2,0  + 2,0   .  + 1,9  + 2,0  + 2,0  + 2,1   .   . 
Geleistete Stunden  + 2,2  – 4,6  + 5,5  + 1,7  + 2,0  + 1,4   .  – 2,0  – 0,9  + 1,9  + 1,1   .   . 
Produktion pro Kopf (Beschäftigte)  – 1,5  – 5,9  + 10,3  + 6,3  + 5,9  + 5,6   .  + 6,3  + 1,1  + 3,5  + 4,1   .   . 
Produktion (unbereinigt) je 
geleistete Stunde  – 1,9  – 2,1  + 5,2  + 6,3  + 6,8  + 6,3   .  + 7,1  + 0,7  + 4,0  + 4,9   .   . 
               
Aufträge   

           

Auftragseingänge  – 2,1  – 7,4  + 30,0  + 22,1  + 13,5  + 7,3   .  + 2,8  + 5,1  + 19,7  + 18,1   .   . 
Inland  – 0,9  – 4,5  + 28,7  + 18,0  + 21,1  + 11,5   .  + 8,9  – 2,6  + 10,7  + 1,1   .   . 
Ausland  – 2,5  – 8,3  + 30,4  + 23,4  + 11,3  + 6,0   .  + 1,0  + 7,8  + 22,6  + 23,7   .   . 

Auftragsbestand  + 2,5  – 1,6  + 20,4  + 29,9  + 28,9  + 25,2   .  + 22,1  + 20,0  + 20,3  + 20,1   .   . 
Inland  + 2,1  + 6,2  + 23,5  + 35,3  + 34,0  + 31,0   .  + 27,7  + 23,0  + 20,3  + 15,9   .   . 
Ausland  + 2,6  – 3,2  + 19,7  + 28,6  + 27,7  + 23,8   .  + 20,8  + 19,3  + 20,3  + 21,1   .   . 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ab 2022: vorläufig. • Rückfragen: tim.slickers@wifo.ac.at  

 

Übersicht 15: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2021 2022 2022 
 IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August September Oktober November Dezember 
 Indexpunkte (saisonbereinigt)1) 
Konjunkturklimaindex Sachgüter-
erzeugung  + 20,2  + 17,5  + 17,9  + 5,8  – 1,9  + 8,1  + 5,6  + 3,7  – 2,2  – 1,6  – 2,0 

Index der aktuellen Lage-
beurteilungen  + 21,7  + 20,6  + 25,4  + 12,6  + 4,5  + 15,8  + 11,6  + 10,4  + 5,8  + 4,1  + 3,7 
Index der unternehmerischen 
Erwartungen  + 18,7  + 14,4  + 10,4  – 1,0  – 8,4  + 0,4  – 0,3  – 2,9  – 10,1  – 7,3  – 7,8 

   
 In % der Unternehmen (saisonbereinigt) 
Auftragsbestände zumindest 
ausreichend 80,8 81,8 87,8 80,3 74,8 82,6 79,3 79,0 75,0 74,3 75,2 
Auslandsauftragsbestände 
zumindest ausreichend 75,2 76,2 81,3 74,8 69,9 77,2 74,1 73,2 71,4 68,7 69,7 
   
 Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
Fertigwarenlager zur Zeit  – 9,3  – 6,3  – 4,4  + 1,8  + 7,2  + 1,8  + 2,7  + 1,1  + 6,3  + 5,1  + 10,2 
Produktion in den nächsten 
3 Monaten  + 20,9  + 16,4  + 12,8  + 0,6  – 4,6  + 1,4  + 1,9  – 1,6  – 6,0  – 4,5  – 3,4 
Geschäftslage in den nächsten 
6 Monaten  + 12,4  + 8,0  + 1,5  – 13,7  – 23,1  – 11,0  – 13,4  – 16,6  – 26,7  – 21,3  – 21,3 
Verkaufspreise in den nächsten 
3 Monaten  + 56,5  + 59,1  + 67,3  + 54,1  + 51,0  + 56,8  + 51,0  + 54,6  + 58,6  + 51,4  + 43,1 

Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Werte zwischen 100 (pessimistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches 
Konjunkturklima). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@wifo.ac.at 
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2.7 Bauwirtschaft 

Übersicht 16: Bauwesen 
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Konjunkturdaten1) 
             

Produktion2) 
             

Bauwesen insgesamt  – 1,7  + 16,7   .  + 13,1  + 11,1  + 6,8   .  + 4,8  + 7,9  + 7,8   .   .   . 
Hochbau  – 2,9  + 20,8   .  + 13,8  + 10,9  + 1,9   .  + 2,5  + 1,2  + 2,0   .   .   . 
Tiefbau  – 2,4  + 14,5   .  + 13,8  + 6,1  + 9,1   .  + 6,6  + 8,5  + 11,9   .   .   . 
Baunebengewerbe3)  – 0,6  + 14,7   .  + 12,5  + 12,8  + 9,6   .  + 5,8  + 12,8  + 10,5   .   .   . 

               
Auftragsbestände  – 0,9  + 18,4   .  + 8,7  + 4,8  + 5,5   .  + 3,2  + 7,0  + 6,3   .   .   . 
Auftragseingänge  + 2,3  + 33,0   .  – 38,1  – 0,3  + 10,3   .  + 13,2  + 13,9  + 4,9   .   .   . 
               
Arbeitsmarkt              
Unselbständig aktiv Beschäftigte  – 0,1  + 5,1  + 1,5  + 4,5  + 1,1  + 0,6  + 0,2  + 0,7  + 0,5  + 0,5  + 0,6  + 0,4  – 0,5 
Arbeitslose  + 29,9  – 18,7  – 12,8  – 17,2  – 19,9  – 10,6  – 1,5  – 13,9  – 9,1  – 8,6  – 4,1  – 6,4  + 1,1 
Offene Stellen  + 2,2  + 24,9  + 3,1  + 28,1  + 2,3  – 6,7  – 7,2  – 2,1  – 8,2  – 9,7  – 12,8  – 5,6  + 0,5 
               
Baupreisindex              
Hoch- und Tiefbau  + 2,6  + 5,3   .  + 8,7  + 9,9  + 10,3   .   .   .   .   .   .   . 
Hochbau  + 3,2  + 8,2   .  + 14,1  + 15,9  + 16,4   .   .   .   .   .   .   . 

Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 3,2  + 8,0   .  + 13,5  + 15,3  + 15,8   .   .   .   .   .   .   . 
Sonstiger Hochbau  + 3,1  + 8,6   .  + 14,9  + 16,8  + 17,3   .   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  + 1,8  + 1,4   .  + 1,0  + 1,0  + 1,1   .   .   .   .   .   .   . 

Q: Statistik Austria; Arbeitsmarktservice Österreich; Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Konjunkturerhebung 
auf Betriebsebene (Grundgesamtheit). Ab 2022: vorläufig.  2) Abgesetzte Produktion nach Aktivitätsansatz.  3) Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation 
und sonstiges Ausbaugewerbe. • Rückfragen: michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

2.8 Binnenhandel 

Übersicht 17: Umsätze und Beschäftigung 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022    
 IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nettoumsätze nominell  + 1,2  – 5,3  + 11,2  + 11,3  + 15,2  + 11,0  + 11,8  + 14,7  + 6,7  + 8,6  + 13,2  + 13,5  + 8,1 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 0,6  – 10,7  + 12,1  – 1,1  – 1,8  – 9,0  + 0,1  – 6,0  – 9,9  – 7,0  + 3,9  + 3,9  – 1,0 
Großhandel  + 0,9  – 7,0  + 14,9  + 18,9  + 24,1  + 18,7  + 16,6  + 26,4  + 12,5  + 14,9  + 18,8  + 16,3  + 11,7 
Einzelhandel  + 2,1  + 0,1  + 5,1  + 5,3  + 8,3  + 7,1  + 8,2  + 4,8  + 4,3  + 4,5  + 7,5  + 12,7  + 5,8 

Nettoumsätze real1)  + 0,6  – 4,8  + 4,7  + 2,2  + 3,5  – 3,3  – 2,2  – 0,3  – 7,2  – 5,5  – 0,9  – 0,2  – 4,8 
Kfz-Handel und -Reparatur  – 1,2  – 12,5  + 9,2  – 5,1  – 8,5  – 17,2  – 10,6  – 14,8  – 18,6  – 16,6  – 7,2  – 7,6  – 11,9 
Großhandel  + 0,6  – 5,3  + 4,6  + 4,5  + 7,7  – 0,3  – 0,2  + 6,1  – 5,1  – 2,7  + 1,9  + 0,2  – 3,0 
Einzelhandel  + 1,2  – 0,2  + 3,0  + 1,7  + 2,2  – 1,6  – 2,0  – 3,6  – 5,3  – 5,4  – 2,6  + 2,3  – 4,8 

Beschäftigte2)  + 0,2  – 1,7  + 0,7  + 0,9  + 2,8  + 1,4  + 0,6  + 1,4  + 1,2  + 0,5  + 0,7  + 0,7  + 1,0 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 0,9  – 1,8  – 0,6  – 0,6  + 1,4  + 0,7  + 0,6  + 0,9  + 0,6  + 0,4  + 0,5  + 1,1  + 1,3 
Großhandel  + 0,9  – 1,5  + 0,4  + 1,2  + 2,8  + 2,4  + 1,7  + 2,5  + 2,1  + 1,6  + 1,7  + 1,6  + 1,7 
Einzelhandel  – 0,4  – 1,8  + 1,1  + 1,0  + 3,1  + 1,0  + 0,0  + 0,8  + 0,7  – 0,2  + 0,1  + 0,2  + 0,5 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. ÖNACE 2008, 2015 = 100.  1) Die Preisbereinigung der nominellen Umsatzindizes erfolgt mit den 
Messzahlen jener Waren des Großhandelspreisindex und des Verbraucherpreisindex, die den einzelnen Gliederungsbereichen entsprechen.  2) Unselbständige 
und selbständige Beschäftigungsverhältnisse. • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 

 

2.9 Private Haushalte 

Übersicht 18: Privater Konsum, Sparquote, Konsumklima 
 

2020 2021 2022 2022 2022    
 I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

Privater Konsum  – 8,0  + 3,6   .  + 12,4  + 6,5  – 2,0   .       
Dauerhafte Konsumgüter  – 2,2  + 4,4   .  – 4,2  – 4,8  – 1,2   .       
    

In % des persönlichen verfügbaren Einkommens 
Sparquote1) 13,3 12,0 . 10,1 8,2 9,5 .       
    

Saldo aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
Konsumklimaindikator  – 10,0  – 4,9  – 24,7  – 13,1  – 23,2  – 32,3  – 30,1  – 33,3  – 31,2  – 32,3  – 31,0  – 29,8  – 29,5 

Finanzielle Situation in den 
letzten 12 Monaten  – 2,8  – 5,6  – 16,9  – 8,4  – 14,3  – 21,3  – 23,8  – 20,7  – 22,1  – 21,2  – 22,5  – 23,6  – 25,2 
Finanzielle Situation in den 
nächsten 12 Monaten  + 0,3  + 2,7  – 18,8  – 7,6  – 17,8  – 26,6  – 23,1  – 26,3  – 25,8  – 27,7  – 26,2  – 21,3  – 21,8 
Allgemeine Wirtschaftslage in 
den nächsten 12 Monaten  – 21,4  – 3,1  – 35,8  – 17,2  – 37,0  – 47,4  – 41,5  – 50,0  – 43,6  – 48,6  – 44,5  – 43,1  – 36,8 
Größere Anschaffungen in den 
nächsten 12 Monaten  – 16,0  – 13,6  – 27,2  – 19,2  – 23,6  – 33,7  – 32,2  – 36,1  – 33,2  – 31,8  – 31,0  – 31,3  – 34,3 

Q: Statistik Austria; Europäische Kommission; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Gleitende Summen über jeweils vier Quartale ("rolling years" bzw. 
"gleitende Jahre"). • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 
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2.10 Verkehr 

Übersicht 19: Güter- und Personenverkehr 
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr 
             

Verkehrsleistung 
             

Straße  – 0,9  + 4,4   .  + 0,3  – 2,5  – 4,8   .   .   .   .   .   .   . 
Schiene  – 5,7  + 6,3   .  + 6,7  + 0,3  – 2,2   .   .   .   .   .   .   . 
Luftfahrt1)  – 26,6  + 19,4   .  + 2,5  – 8,4  – 1,3   .  – 9,3 + 4,1 + 2,4  – 2,3  – 6,6   . 
Binnenschifffahrt  – 10,2  – 1,5   .  – 2,5  + 6,4  – 56,7   .  – 40,0  – 69,6  – 60,9   .   .   . 

               
Lkw-Fahrleistung2)   – 4,6  + 8,8  + 0,1  + 2,3  + 0,5  – 1,0  – 1,6  – 4,0 + 1,3  – 0,0  – 0,5  – 1,0  – 3,7 
Neuzulassungen Lkw3)  – 17,1  + 60,5   .  – 55,1  – 72,0  – 68,2   .  – 68,8  – 69,7  – 66,0  – 82,7  – 22,5   . 
               
Personenverkehr              
Straße (Pkw-Neuzulassungen)  – 24,5  – 3,6   .  – 17,5  – 20,7  – 1,6   .  – 19,3 + 0,5 + 16,1 + 8,9 + 3,8   . 
Bahn (Personenkilometer)  – 44,4  + 13,7   .   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)4)  – 74,3  + 20,1   .  + 542,2  + 383,2  + 71,3   . + 91,1 + 57,5 + 68,7 + 56,0 + 70,5   . 
               
Arbeitsmarkt Verkehr und 
Lagerei              
Unselbständig aktiv Beschäftigte  – 3,8  – 0,4  + 3,0  + 5,7  + 2,6  + 2,0  + 1,8 + 2,0 + 1,9 + 2,0 + 1,8 + 1,8 + 1,7 
Arbeitslose  + 52,0  – 22,6  – 22,9  – 35,2  – 26,5  – 14,9  – 6,9  – 18,5  – 13,9  – 12,0  – 6,6  – 7,6  – 6,6 
Offene Stellen  – 31,4  + 63,8  + 41,6  + 115,3  + 63,9  + 26,1  + 6,1 + 31,6 + 32,0 + 15,5 + 14,3 + 6,3  – 2,3 
               
Kraftstoffpreise              
Dieselkraftstoff  – 12,8  + 17,4  + 47,7  + 41,6  + 60,1  + 55,8  + 34,8 + 65,7 + 48,7 + 53,0 + 48,5 + 34,8 + 21,3 
Normalbenzin  – 12,4  + 17,9  + 35,6  + 35,7  + 48,9  + 42,0  + 17,6 + 57,9 + 37,8 + 30,5 + 27,6 + 18,1 + 7,1 

Q: Statistik Austria; BMK; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Aufkommen im Fracht- und Postverkehr.  2) Lkw mit einem höchstzulässigen Gesamtgewicht 
von 3,5 t oder mehr im hochrangigen mautpflichtigen Straßennetz.  3) Lkw mit einer Nutzlast von 1 t oder mehr.  4) Ankünfte und Abflüge. • Rückfragen: 
michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

2.11 Bankenstatistik 

Übersicht 20: Zinssätze, Bankeinlagen und -kredite 
 

2020 2021 2022 2021 2022 2022   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
 In %  

Geld- und Kapitalmarktzinssätze 
             

Basiszinssatz  – 0,6  – 0,6  – 0,0  – 0,6  – 0,6  – 0,6 0,3 1,6  – 0,1 0,3 0,6 1,4 1,6 
Taggeldsatz (€STR)  – 0,6  – 0,6 1,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6 0,4 1,6  – 0,1 0,4 0,7 1,4 1,6 
Dreimonatszinssatz  – 0,4  – 0,5 0,3  – 0,6  – 0,5  – 0,2 1,0 2,1 0,4 1,0 1,4 1,8 2,1 
Sekundärmarktrendite Bund              

Benchmark  – 0,2  – 0,1 1,7  – 0,0 0,7 2,1 2,5 2,7 1,7 2,5 2,9 2,7 2,7 
Umlaufgewichtete 
Durchschnittsrendite  – 0,3  – 0,3 1,3  – 0,2 0,3 1,4 1,8 2,4 1,3 1,8 2,4 2,6 2,4 

               
Soll-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 

           

An private Haushalte 
             

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre 4,0 4,3 . 4,2 4,5 4,7 5,2 . 5,2 5,2 5,3 5,3 . 
Für Wohnbau: über 10 Jahre 1,5 1,3 . 1,4 1,4 2,0 2,4 . 2,3 2,4 2,8 3,2 . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: bis 1 Jahr 1,7 1,6 . 1,6 1,6 1,6 2,1 . 1,9 2,1 2,8 3,0 . 
Über 1 Mio. €: bis 1 Jahr 1,3 1,3 . 1,0 1,3 1,3 2,0 . 1,6 2,0 2,5 2,9 . 

An private Haushalte und nicht-
finanzielle Unternehmen              

In Yen 1,4 1,3 . 1,2 1,2 1,2 1,4 . 1,5 1,4 2,0 1,1 . 
In Schweizer Franken 1,0 1,0 . 0,9 0,8 1,1 1,0 . 1,1 1,0 1,4 1,4 . 

               
Haben-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 

           

Einlagen von privaten Haushalten 
             

Bis 1 Jahr 0,1 0,1 . 0,1 0,1 0,1 0,8 . 0,4 0,8 1,2 1,4 . 
Über 2 Jahre 0,5 0,4 . 0,6 0,6 0,8 1,1 . 1,0 1,1 1,9 2,0 . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr 0,1 0,1 . 0,1 0,1 0,1 0,8 . 0,4 0,8 1,2 1,4 . 
Über 2 Jahre 0,4 0,5 . 0,7 0,6 1,0 1,3 . 1,2 1,3 1,9 2,1 . 

    
Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

Einlagen und Kredite 
             

Einlagen insgesamt  + 8,6  + 3,9   .  + 3,9  + 3,0  + 2,7  + 4,8   .      
Spareinlagen  + 20,0  + 0,7   .  + 0,7  + 0,1  – 1,3  – 1,0   .      
Einlagen ohne Bindung  + 13,5  + 8,6   .  + 8,6  + 7,6  + 5,6  + 7,1   .      
Einlagen mit Bindung  – 2,2  – 7,9   .  – 7,9  – 9,0  – 5,1  – 1,8   .      

Forderungen an inländische 
Nichtbanken  + 3,8  + 6,5   .  + 6,5  + 6,3  + 7,4  + 7,7   .      

Q: OeNB; EZB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, cornelia.schobert@wifo.ac.at 
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2.12 Arbeitsmarkt 

Übersicht 21: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren 
 

2021 2022 2022 
 II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen die Vorperiode in % 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  + 2,5  + 0,8  + 0,7  + 0,9  + 0,3  ± 0,0  + 0,9  – 0,3  + 0,2  + 0,3  + 0,4  + 0,4  ± 0,0 
Arbeitslose  – 9,4  – 11,0  – 7,6  – 6,2  – 2,3  + 1,4  – 2,2  + 0,9  + 1,4  – 1,3  + 0,1  – 3,8  + 1,8 
Offene Stellen  + 27,5  + 19,4  + 10,3  + 6,5  + 1,4  – 1,3  + 3,2  – 1,0  + 0,5  – 1,2  + 0,4  + 4,4  + 1,4 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen  8,4 7,5 6,9 6,4 6,3 6,4 6,2 6,3 6,4 6,3 6,3 6,1 6,2 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)  6,8 5,6 5,3 4,6 4,4 5,0 . 4,6 5,2 5,1 4,6 5,6 . 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Eurostat; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne Personen in 
aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 

 

Übersicht 22: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
  2020 2021 2022 2022 2022   

  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-
ber 

Oktober Novem-
ber 

Dezem-
ber  

In 1.000 
Unselbständig Beschäftigte 3.717 3.805 3.914 3.859 3.910 3.964 3.921 3.970 3.961 3.961 3.939 3.934 3.890 

Männer 1.991 2.042 2.098 2.058 2.103 2.133 2.097 2.131 2.132 2.134 2.121 2.115 2.053 
Frauen  1.726 1.763 1.816 1.801 1.807 1.832 1.825 1.839 1.829 1.827 1.818 1.819 1.837 

               
Unselbständig aktiv Beschäftigte1)  3.644 3.734 3.845 3.788 3.840 3.897 3.853 3.903 3.894 3.894 3.872 3.866 3.822 

Männer  1.983 2.035 2.090 2.051 2.095 2.125 2.090 2.123 2.125 2.127 2.114 2.109 2.048 
Frauen 1.661 1.699 1.754 1.737 1.745 1.772 1.763 1.779 1.769 1.767 1.757 1.758 1.775 

               
Ausländische Arbeitskräfte 777 840 927 894 922 953 940 947 952 959 945 945 930 

               
Herstellung von Waren 620 623 637 629 634 643 641 644 642 643 641 644 638 
Bauwesen  271 285 289 269 299 303 286 302 303 305 304 300 252 
Private Dienstleistungen 1.707 1.756 1.832 1.810 1.818 1.865 1.833 1.874 1.868 1.853 1.832 1.828 1.841 
Öffentliche Dienstleistungen2)  970 993 1.009 1.007 1.008 1.003 1.018 1.001 997 1.009 1.016 1.018 1.021 

               
Arbeitslose 410 332 263 299 240 241 272 235 249 237 249 258 310 

Männer 224 181 145 177 123 126 155 124 129 126 133 140 192 
Frauen 186 151 118 122 118 114 117 111 121 111 116 117 117 

               
Personen in Schulung 57 70 70 73 72 63 69 61 60 69 70 73 65 
               
Offene Stellen  63 95 126 117 136 133 115 138 133 129 123 113 110 
   
  Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Unselbständig Beschäftigte – 80,1 + 87,8 + 108,7 + 184,5 + 104,2 + 71,2 + 74,9 + 74,8 + 70,5 + 68,3 + 67,6 + 80,4 + 76,7 

Männer – 43,1 + 51,4 + 55,4 + 98,2 + 52,0 + 35,8 + 35,4 + 37,6 + 35,5 + 34,2 + 33,7 + 37,6 + 34,8 
Frauen – 37,1 + 36,4 + 53,3 + 86,3 + 52,1 + 35,4 + 39,5 + 37,2 + 35,0 + 34,1 + 33,8 + 42,8 + 41,9 

                
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) – 76,1 + 90,4 + 110,2 + 184,7 + 105,9 + 72,9 + 77,3 + 76,6 + 71,8 + 70,3 + 70,0 + 82,4 + 79,5 

Männer – 43,0 + 51,6 + 55,1 + 97,9 + 51,6 + 35,5 + 35,4 + 37,5 + 35,2 + 33,9 + 34,0 + 37,5 + 34,8 
Frauen – 33,1 + 38,8 + 55,1 + 86,8 + 54,2 + 37,4 + 41,9 + 39,1 + 36,6 + 36,5 + 36,1 + 44,8 + 44,7 

                
Ausländische Arbeitskräfte – 22,2 + 62,4 + 87,4 + 125,7 + 83,5 + 68,8 + 71,4 + 70,7 + 69,7 + 65,8 + 65,3 + 73,9 + 75,0 

                
Herstellung von Waren – 9,5 + 3,9 + 13,6 + 14,9 + 12,5 + 12,9 + 14,0 + 13,1 + 12,1 + 13,5 + 13,2 + 14,5 + 14,3 
Bauwesen – 0,3 + 13,9 + 4,3 + 11,7 + 3,2 + 1,7 + 0,5 + 2,0 + 1,4 + 1,6 + 1,7 + 1,1 – 1,3 
Private Dienstleistungen – 73,6 + 48,7 + 75,7 + 135,3 + 75,2 + 45,7 + 46,5 + 51,0 + 44,9 + 41,1 + 40,1 + 51,2 + 48,4 
Öffentliche Dienstleistungen2)  + 7,1 + 23,1 + 15,4 + 21,9 + 13,2 + 11,9 + 14,7 + 10,6 + 11,6 + 13,6 + 13,7 + 14,1 + 16,2 

                
Arbeitslose + 108,3 – 77,9 – 68,6 – 129,6 – 79,9 – 38,8 – 26,2 – 47,2 – 37,3 – 31,8 – 20,2 – 31,8 – 26,6 

Männer + 57,3 – 43,1 – 35,5 – 66,5 – 45,9 – 18,6 – 10,9 – 23,0 – 18,1 – 14,7 – 8,5 – 13,3 – 10,7 
Frauen + 51,0 – 34,8 – 33,2 – 63,1 – 34,1 – 20,2 – 15,4 – 24,2 – 19,1 – 17,1 – 11,7 – 18,5 – 15,9 

                
Personen in Schulung – 4,9 + 13,2 – 0,8 + 1,4 – 3,0 – 0,4 – 1,3 – 0,1 – 0,6 – 0,5 – 1,7 – 1,2 – 0,9 
                
Offene Stellen – 14,3 + 32,3 + 30,4 + 51,5 + 40,1 + 19,8 + 10,2 + 24,9 + 19,6 + 14,9 + 10,6 + 12,4 + 7,6 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne Personen in aufrechtem 
Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  2) ÖNACE 2008 Abschnitte O bis Q. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, 
christoph.lorenz@wifo.ac.at 

 

Übersicht 23: Arbeitslosenquote und Stellenandrang 
 

2020 2021 2022 2022 2022 
  

 
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

Arbeitslosenquote 9,9 8,0 6,3 7,2 5,8 5,7 6,5 5,6 5,9 5,7 6,0 6,1 7,4 
Männer 10,1 8,1 6,5 7,9 5,5 5,6 6,9 5,5 5,7 5,6 5,9 6,2 8,6 
Frauen 9,7 7,9 6,1 6,4 6,1 5,9 6,0 5,7 6,2 5,7 6,0 6,1 6,0 

Erweiterte Arbeitslosenquote1) 11,2 9,6 7,8 8,8 7,4 7,1 8,0 7,0 7,2 7,2 7,5 7,7 8,8 
    

In % der Arbeitslosen insgesamt 
Unter 25-jährige Arbeitslose 10,6 9,1 9,7 8,9 9,3 10,5 10,2 10,0 10,6 10,8 10,3 10,1 10,2 
Langzeitbeschäftigungslose2) 28,5 39,7 34,0 35,3 37,9 34,5 28,8 35,8 34,1 33,6 31,4 29,6 26,0 
    

Arbeitslose je offene Stelle 
Stellenandrang 6,5 3,5 2,1 2,5 1,8 1,8 2,4 1,7 1,9 1,8 2,0 2,3 2,8 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Einschließlich Personen in Schulung. – 
2) Geschäftsfalldauer über 365 Tage. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
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2.13 Preise und Löhne 

Übersicht 24: Verbraucherpreise und Großhandelspreise 
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Harmonisierter VPI  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 5,5  + 7,9  + 9,9  + 11,1  + 9,4  + 9,3  + 11,0  + 11,6  + 11,2  + 10,5 
Verbraucherpreisindex  + 1,4  + 2,8  + 8,6  + 5,8  + 7,9  + 9,8  + 10,6  + 9,4  + 9,3  + 10,6  + 11,0  + 10,6  + 10,2 

Ohne Saisonwaren  + 1,4  + 2,8  + 8,5  + 5,8  + 7,8  + 9,8  + 10,6  + 9,3  + 9,2  + 10,7  + 11,0  + 10,6  + 10,2 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 2,3  + 0,8  + 10,7  + 5,0  + 9,6  + 13,1  + 15,2  + 12,2  + 13,1  + 13,9  + 14,4  + 15,2  + 16,1 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 1,2  + 2,4  + 3,6  + 2,3  + 3,7  + 3,9  + 4,3  + 4,0  + 4,1  + 3,8  + 4,1  + 4,0  + 4,8 
Bekleidung und Schuhe  – 0,1  + 0,7  + 1,9  + 1,5  + 1,1  + 0,1  + 4,5  + 0,1  + 1,0  – 0,7  + 3,9  + 4,5  + 5,2 
Wohnung, Wasser, Energie  + 2,4  + 3,6  + 12,6  + 7,6  + 9,7  + 15,4  + 17,7  + 12,5  + 13,9  + 19,8  + 19,2  + 18,2  + 15,6 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 0,9  + 1,8  + 7,6  + 4,3  + 6,3  + 8,4  + 11,6  + 7,8  + 8,6  + 8,7  + 11,8  + 11,3  + 11,7 
Gesundheitspflege  + 2,0  + 1,7  + 2,8  + 2,7  + 2,2  + 2,5  + 3,6  + 2,7  + 2,5  + 2,3  + 3,6  + 3,6  + 3,6 
Verkehr  – 1,7  + 6,6  + 16,2  + 12,6  + 19,7  + 18,7  + 13,9  + 21,8  + 16,8  + 17,5  + 16,6  + 14,4  + 10,8 
Nachrichtenübermittlung  – 3,0  – 2,9  – 0,7  + 1,3  – 0,1  – 1,4  – 2,5  – 1,1  – 1,4  – 1,5  – 1,9  – 2,5  – 3,1 
Freizeit und Kultur  + 1,8  + 2,4  + 3,8  + 4,5  + 3,2  + 4,1  + 3,3  + 4,2  + 4,4  + 3,6  + 3,2  + 2,9  + 3,7 
Erziehung und Unterricht  + 2,0  + 1,9  + 2,7  + 1,9  + 2,1  + 2,9  + 3,9  + 2,4  + 2,5  + 3,8  + 3,9  + 4,0  + 3,8 
Restaurants und Hotels  + 3,1  + 3,3  + 8,9  + 6,6  + 7,4  + 9,9  + 11,7  + 9,3  + 9,9  + 10,6  + 11,0  + 11,4  + 12,7 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 2,2  + 1,3  + 2,9  + 1,8  + 2,0  + 2,8  + 4,9  + 2,1  + 2,4  + 3,9  + 4,6  + 4,8  + 5,2 

               
Großhandelspreisindex  – 4,1  + 10,4  + 20,9  + 19,2  + 25,9  + 21,6  + 17,3  + 22,8  + 21,3  + 20,6  + 21,2  + 16,5  + 14,4 

Ohne Saisonprodukte  – 4,3  + 10,5  + 21,1  + 19,4  + 26,1  + 21,8  + 17,4  + 23,0  + 21,5  + 20,8  + 21,3  + 16,5  + 14,5 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 25: Tariflöhne 
 2020 2021 2022 2022 2022 
    I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber 
   Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Beschäftigte  + 2,3  + 1,7  + 3,1  + 2,6  + 2,9  + 3,2  + 3,4  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,6  + 3,6 

Ohne öffentlichen Dienst  + 2,3  + 1,8  + 3,1  + 2,5  + 2,9  + 3,2  + 3,5  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,3  + 3,6  + 3,6 
Arbeiter und Arbeiterinnen  + 2,4  + 1,9  + 3,3  + 2,7  + 3,1  + 3,5  + 3,9  + 3,5  + 3,5  + 3,5  + 3,6  + 4,1  + 4,1 
Angestellte  + 2,3  + 1,7  + 2,9  + 2,4  + 2,8  + 3,0  + 3,3  + 3,0  + 3,0  + 3,0  + 3,0  + 3,4  + 3,4 
Bedienstete               

Öffentlicher Dienst  + 2,4  + 1,4  + 3,1  + 3,0  + 3,1  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2  + 3,2 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Tariflohnindex 2016. • Rückfragen: doris.steininger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 26: Effektivverdienste  
 2019 2020 2021 2021 2022 2022 
 

 
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber 
 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft1) 

             

Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 4,4  – 0,2  + 4,8  + 6,7  + 9,9  + 8,7  + 6,2       
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 4,5  + 0,5  + 4,0           
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 2,9  + 2,2  + 2,5  + 3,2  + 4,4  + 4,9  + 4,2       
Netto  + 3,0  + 3,0  + 1,7           
Netto, real2)  + 1,4  + 1,6  – 1,1           

               
Herstellung von Waren3)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto4)  + 4,1  – 1,1  + 4,1  + 3,6  + 6,9  + 6,2  + 6,0  + 7,1  + 5,8  + 5,9  + 5,7  + 6,3  + 5,9 
Pro-Kopf-Einkommen der 
unselbständig Beschäftigten4)  + 2,5  + 0,2  + 3,5  + 1,8  + 4,8  + 4,1  + 3,9  + 5,0  + 3,7  + 3,9  + 3,6  + 4,3  + 3,7 
Stundenverdienste der 
Beschäftigten pro Kopf4)  + 2,9  + 1,2  + 2,7  + 1,8  + 4,8  + 4,4  + 4,5  + 7,9  + 1,6  + 4,0  + 6,4  + 2,7  + 4,4 
               
Bauwesen3)               
Lohn- und Gehaltssumme, brutto4)  + 8,4  + 4,6  + 6,8  + 5,5  + 8,7  + 7,3  + 6,1  + 5,1  + 9,0  + 7,7  + 3,7  + 8,8  + 5,8 
Pro-Kopf-Einkommen der 
unselbständig Beschäftigten4)  + 3,2  + 2,4  + 2,7  + 2,7  + 4,1  + 5,2  + 4,4  + 2,8  + 6,7  + 5,7  + 2,0  + 7,1  + 4,2 
Stundenverdienste der 
Beschäftigten pro Kopf4)  + 3,4  + 3,1  + 1,8  + 2,7  + 3,9  + 4,9  + 5,0  + 5,1  + 4,4  + 4,8  + 5,2  + 4,8  + 5,1 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.   1) Laut ESVG 2010.  2) Referenzjahr 2015.  3) Konjunkturerhebung auf Betriebsebene (Primärerhebung).  4) Einschließlich 
Sonderzahlungen. • Rückfragen: doris.steininger@wifo.ac.at 
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2.14 Soziale Sicherheit 

Übersicht 27: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern 
 

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2016 2017 2018 2019 2020 2021  
Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

Bestand insgesamt 2.324 2.341 2.364 2.380 2.419 2.450 1.124 1.143 1.175 1.212 1.213 1.307 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 1.929 1.945 1.966 1.980 2.016 2.078 1.136 1.155 1.187 1.224 1.277 1.321 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 1.066 1.069 1.073 1.076 1.086 1.089 878 892 917 945 986 1.021 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 864 877 893 904 930 954 1.443 1.464 1.500 1.543 1.602 1.649 

Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen 359 360 362 364 368 372 1.057 1.079 1.110 1.145 1.195 1.233 
Gewerbliche Wirtschaft1) 185 188 193 196 202 208 1.296 1.315 1.344 1.377 1.423 1.455 
Landwirtschaft2) 174 171 170 168 166 164 795 811 835 863 912 945 

              
Neuzuerkennungen insgesamt 115 117 123 132 145 146 1.089 1.073 1.032 1.124 1.154 1.213 

Pensionsversicherung der Unselbständigen 96 97 102 111 121 122 1.092 1.072 1.027 1.128 1.162 1.224 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 53 54 56 58 62 68 831 824 797 877 902 943 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 43 44 47 52 60 54 1.398 1.372 1.317 1.427 1.472 1.543 

Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen 18 18 19 20 22 22 1.070 1.077 1.058 1.098 1.108 1.154 
Gewerbliche Wirtschaft1) 11 12 12 13 16 16 1.236 1.233 1.191 1.222 1.230 1.268 
Landwirtschaft2) 6 6 6 6 6 6 777 832 810 884 856 938 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats. – 1) Bis 2019: 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft. – 2) Bis 2019: Sozialversicherungsanstalt der Bauern. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at  

 

Übersicht 28: Pensionen nach Pensionsarten 
 

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2016 2017 2018 2019 2020 2021  
Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

Bestand insgesamt 2.324 2.341 2.364 2.396 2.436 2.467 1.124 1.143 1.175 1.212 1.264 1.308 
Direktpensionen 1.822 1.841 1.867 1.902 1.944 1.977 1.244 1.265 1.298 1.338 1.394 1.440 

Invaliditätspensionen1) 165 159 153 147 142 133 1.150 1.158 1.179 1.197 1.230 1.255 
Alle Alterspensionen2) 1.656 1.682 1.714 1.755 1.803 1.844 1.254 1.275 1.309 1.349 1.407 1.454 

Normale Alterspensionen 1.569 1.603 1.639 1.680 1.720 1.759 1.219 1.242 1.276 1.317 1.367 1.410 
Vorzeitige Alterspensionen 88 79 74 75 83 85 1.871 1.933 2.026 2.080 2.250 2.364 

Bei langer Versicherungsdauer 3 2 2 2 2 2 2.022 2.275 2.340 2.400 2.462 2.515 
Korridorpensionen 17 18 20 21 23 24 1.717 1.869 1.890 1.924 1.995 2.047 
Für Langzeitversicherte3) 53 18 20 21 25 26 1.915 1.990 2.224 2.345 2.685 2.875 
Schwerarbeitspensionen4) 9 11 14 18 21 24 1.932 2.004 1.658 2.135 2.221 2.291 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 455 452 449 447 444 443 738 747 742 762 787 808 
Waisenpensionen 48 47 47 47 47 47 368 373 382 393 407 422  

            
Neuzuerkennungen insgesamt 115 117 123 132 145 143 1.124 1.154 1.213 1.275 1.422 1.429 

Direktpensionen 84 86 91 101 113 108 1.300 1.329 1.194 1.453 1.620 1.654 
Invaliditätspensionen1) 19 17 16 17 17 13 1.137 1.122 1.155 1.162 1.197 1.256 
Alle Alterspensionen2) 65 69 75 84 96 95 1.347 1.382 1.452 1.514 1.696 1.710 

Normale Alterspensionen 37 42 46 56 62 65 984 1.035 1.098 1.232 1.327 1.386 
Vorzeitige Alterspensionen 28 27 29 28 34 30 1.833 1.916 2.020 2.078 2.371 2.417 

Bei langer Versicherungsdauer 3 1 0 0 0 1 1.491 1.694 2.376 2.432 2.463 2.542 
Korridorpensionen 7 8 9 9 10 10 1.803 1.838 1.879 1.919 1.951 2.015 
Für Langzeitversicherte3) 12 11 11 9 15 11 1.900 2.001 2.197 2.300 2.801 2.880 
Schwerarbeitspensionen4) 3 4 5 6 6 1 2.032 2.061 1.645 2.181 2.270 2.354 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 26 26 26 26 27 30 725 732 745 769 801 800 
Waisenpensionen 5 5 5 5 5 5 297 300 286 305 320 326 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats.  1) Vor dem vollendeten 60. bzw. 65. Lebens-
jahr.  2) Einschließlich Invaliditätspensionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem vollendeten 60. bzw. 65. Lebensjahr. Einschließlich 
Knappschaftssold.  3) Langzeitversichertenregelung ("Hacklerregelung").  4) Schwerarbeitspension gemäß Allgemeinem Pensionsgesetz. • Rückfragen: 
anna.albert@wifo.ac.at  

 

Übersicht 29: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung der Pension in Jahren 
 

2016 2017 2018 2019 2020 2021 2016 2017 2018 2019 2020 2021  
Männer Frauen 

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 60,9 61,1 61,5 61,3 61,6 61,9 59,1 59,2 59,4 59,5 59,5 59,9 
Invaliditätspensionen 55,4 55,1 55,7 55,0 54,5 55,8 52,5 51,9 52,2 51,4 50,4 51,6 
Alle Alterspensionen 63,3 63,3 63,2 63,3 62,2 63,2 60,3 60,4 60,4 60,5 60,6 60,7 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at  

 

Übersicht 30: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
  2016 2017 2018 2019 2020 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021  

Ausfallhaftung des Bundes in Mio. € In % des Pensionsaufwandes 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 4.665,7 3.515,1 4.055,0 3.981,1 5.136,8 5.787,8 15,3 11,3 12,5 11,8 14,4 15,4 
Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen – 
gewerbliche Wirtschaft1) 1.230,6 1.251,4 1.279,2 1.347,1 1.755,0 1.563,1 37,6 37,0 36,1 36,1 44,2 37,2 
Sozialversicherungsanstalt der Selbständigen – 
Landwirtschaft2) 1.496,7 1.495,5 1.496,6 1.540,4 1.613,7 1.654,2 87,0 86,2 84,1 83,9 84,6 84,7 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. – 1) Bis 2019: Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft. – 
2) Bis 2019: Sozialversicherungsanstalt der Bauern. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at 
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2.15 Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 31: Tourismus – Übernachtungen  

 
2019 2020 2021 2021 2022 2022 

  
 

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  III. Qu. Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober Novem-
ber  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Österreich  + 1,9  – 35,9  – 18,7  + 182,0  + 1.222,5  + 135,2  + 4,7 + 61,1  + 15,3  – 0,2  – 0,6  + 4,1  + 49,5 
               
Wien   + 6,8  – 73,9  + 8,9  + 333,4  + 557,1  + 496,3  + 75,1 + 256,5  + 135,1  + 56,2  + 53,4  + 41,5  +111,8 
Niederösterreich  + 3,5  – 40,5  + 9,4  + 46,2  + 85,3  + 70,1  + 3,6 + 33,3  + 6,9  + 1,1  + 3,1  + 5,0  + 35,7 
Burgenland  + 3,1  – 27,3  + 9,6  + 68,2  + 241,9  + 58,1  – 15,4 + 2,0  – 13,4  – 15,3  – 18,3  – 10,6  + 29,9 
Steiermark  + 1,7  – 24,6  – 10,6  + 79,2  + 618,2  + 71,9  – 3,2 + 20,5  + 4,3  – 6,4  – 7,8  – 2,8  + 38,3 
Kärnten  + 0,2  – 17,0  – 7,8  + 71,3  + 539,0  + 66,9  – 3,2 + 38,9  + 2,5  – 4,9  – 9,7  – 4,4  + 21,1 
Oberösterreich  + 4,6  – 36,4  + 5,2  + 70,7  + 186,2  + 81,0  + 5,5 + 34,0  + 12,5  + 3,6  – 0,8  + 0,9  + 45,0 
Salzburg  + 1,6  – 32,3  – 31,1  + 206,9  + 2.752,2  + 157,8  + 5,8 + 74,9  + 20,3  – 0,8  – 2,1  + 1,9  + 54,4 
Tirol  + 0,5  – 33,5  – 28,9  + 435,5  + 4.659,1  + 179,1  + 2,5 + 74,3  + 13,9  – 1,8  – 4,5  – 1,9  + 30,6 
Vorarlberg  + 0,5  – 30,5  – 28,4  + 311,3  + 4.084,1  + 160,2  – 1,8 + 73,7  + 8,7  – 6,7  – 5,8  – 0,6  + 29,0 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 32: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  + 1,0  – 8,8  + 18,3  + 17,3  + 19,2  + 18,7  + 13,6  + 11,8  + 29,2  + 15,9  + 9,1  + 15,5  + 16,4 
               
Wien   – 3,0  + 8,4  + 18,0  + 21,4  + 5,2  + 2,9  + 7,6  – 5,8  + 17,6  – 1,6  – 2,0  + 10,4  + 14,2 
Niederösterreich  – 1,5  – 13,8  + 20,8  + 27,5  + 30,7  + 24,4  + 11,7  + 22,4  + 36,0  + 15,7  + 8,3  + 16,4  + 10,8 
Burgenland  – 0,8  – 11,7  + 10,0  + 4,5  + 12,0  + 13,8  + 21,1  + 1,2  + 21,9  + 18,9  + 11,3  + 26,5  + 26,1 
Steiermark  + 4,1  – 12,9  + 16,8  + 12,8  + 9,8  + 19,9  + 10,8  + 11,9  + 30,2  + 18,4  + 11,1  + 6,5  + 14,4 
Kärnten  – 1,7  – 4,8  + 22,3  + 21,3  + 24,3  + 25,3  + 19,0  + 13,3  + 34,1  + 28,3  + 14,4  + 25,0  + 17,9 
Oberösterreich  + 1,1  – 9,2  + 18,0  + 13,8  + 20,9  + 20,3  + 17,6  + 9,9  + 31,4  + 20,2  + 11,5  + 18,5  + 22,8 
Salzburg  + 3,7  – 5,8  + 18,1  + 20,6  + 29,2  + 20,5  + 17,7  + 18,5  + 26,9  + 16,4  + 13,9  + 22,7  + 17,2 
Tirol  + 1,9  – 6,7  + 16,5  + 11,5  + 17,1  + 12,7  + 7,1  + 7,5  + 23,7  + 7,7  + 0,8  + 8,2  + 12,6 
Vorarlberg  + 4,4  – 7,9  + 17,9  + 16,8  + 16,0  + 12,9  + 12,3  + 13,8  + 17,8  + 7,6  + 7,3  + 18,0  + 12,7 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung auf Betriebsebene (Grundgesamtheit). Ab 2022: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 33: Abgesetzte Produktion im Bauwesen 
 

2019 2020 2021 2021 2022 2022     
IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Österreich  + 7,3  – 1,7  + 16,7  + 12,5  + 13,1  + 11,1  + 6,8  + 6,7  + 19,8  + 7,2  + 4,8  + 7,9  + 7,8 
               
Wien   + 8,4  – 6,2  + 16,3  + 13,2  + 16,7  + 5,4  + 1,9  + 5,1  + 16,6  – 4,6  + 1,0  – 0,9  + 5,3 
Niederösterreich  + 8,2  + 0,1  + 15,6  + 9,3  + 18,0  + 13,0  + 9,2  + 9,7  + 18,7  + 10,6  + 9,5  + 1,9  + 16,5 
Burgenland  + 16,3  – 0,7  + 11,5  + 11,4  + 33,7  + 13,9  + 3,5  + 9,5  + 16,1  + 15,8  + 2,9  + 8,1  + 0,5 
Steiermark  + 7,3  – 0,4  + 16,8  + 12,5  + 10,5  + 11,2  + 8,9  – 0,1  + 23,0  + 11,2  + 5,1  + 13,6  + 8,3 
Kärnten  + 6,0  – 4,5  + 13,5  + 6,7  + 2,2  + 15,4  + 11,3  + 15,3  + 16,9  + 14,2  + 5,9  + 10,1  + 17,9 
Oberösterreich  + 4,8  – 2,9  + 21,8  + 20,0  + 10,9  + 9,8  + 6,2  + 3,2  + 22,5  + 4,2  + 2,5  + 9,7  + 6,8 
Salzburg  + 5,8  + 3,7  + 14,3  + 3,6  + 9,1  + 14,7  + 13,4  + 10,5  + 23,0  + 11,0  + 8,6  + 20,5  + 11,6 
Tirol  + 12,3  – 0,8  + 12,7  + 11,4  + 4,6  + 12,9  + 5,2  + 11,0  + 16,7  + 11,1  + 5,8  + 12,3  – 1,2 
Vorarlberg  + 0,1  + 5,6  + 19,2  + 13,5  + 20,9  + 16,0  + 3,8  + 13,5  + 21,5  + 13,3  + 3,2  + 9,3  + 0,1 

Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung auf Betriebsebene (Grundgesamtheit). Ab 2022: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
 

Übersicht 34: Beschäftigung  
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
In 1.000 

Österreich 3.644 3.734 3.845 3.788 3.840 3.897 3.853 3.903 3.894 3.894 3.872 3.866 3.822 
              
Wien  831 858 887 873 888 893 896 890 890 898 901 903 885 
Niederösterreich 611 625 638 624 642 647 640 646 646 649 647 645 626 
Burgenland 103 107 110 106 111 113 109 113 112 112 112 110 106 
Steiermark 510 523 536 526 537 544 536 543 544 546 542 540 525 
Kärnten 206 212 218 210 220 226 215 229 226 222 219 216 210 
Oberösterreich 651 666 681 669 682 689 683 690 688 690 690 689 671 
Salzburg 248 252 263 263 259 267 263 270 267 263 259 259 269 
Tirol 322 327 344 346 336 349 343 353 351 345 335 336 357 
Vorarlberg 161 164 168 170 166 169 168 170 169 168 167 167 171 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Österreich – 76,1 + 90,4 +110,2 +184,7 +105,9 + 72,9 + 77,3 + 76,6 + 71,8 + 70,3 + 70,0 + 82,4 + 79,5 
              
Wien  – 20,5 + 26,9 + 29,2 + 37,1 + 30,9 + 23,7 + 25,2 + 23,4 + 23,5 + 24,2 + 24,7 + 26,0 + 24,9 
Niederösterreich – 3,9 + 14,2 + 13,1 + 18,1 + 14,4 + 9,6 + 10,2 + 9,3 + 9,5 + 10,1 + 10,1 + 10,8 + 9,7 
Burgenland – 0,9 + 3,5 + 3,1 + 3,9 + 3,5 + 2,5 + 2,6 + 2,7 + 2,4 + 2,3 + 2,7 + 2,8 + 2,2 
Steiermark – 10,0 + 12,8 + 12,7 + 20,1 + 13,0 + 8,9 + 8,7 + 8,9 + 9,8 + 8,1 + 8,6 + 9,2 + 8,3 
Kärnten – 5,9 + 6,5 + 5,6 + 10,0 + 5,9 + 3,0 + 3,4 + 3,6 + 2,6 + 2,9 + 2,9 + 3,7 + 3,6 
Oberösterreich – 8,9 + 15,0 + 14,7 + 21,3 + 15,5 + 10,7 + 11,2 + 11,6 + 9,7 + 10,8 + 11,2 + 11,9 + 10,5 
Salzburg – 8,4 + 4,1 + 10,7 + 23,7 + 8,0 + 5,4 + 5,8 + 6,6 + 5,2 + 4,5 + 3,9 + 6,6 + 6,9 
Tirol – 14,4 + 5,1 + 16,6 + 39,8 + 11,4 + 6,9 + 8,2 + 8,1 + 6,9 + 5,6 + 4,4 + 9,3 + 10,8 
Vorarlberg – 3,2 + 2,4 + 4,5 + 10,7 + 3,3 + 2,1 + 2,0 + 2,4 + 2,3 + 1,8 + 1,4 + 2,1 + 2,5 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld 
beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 
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Übersicht 35: Arbeitslosigkeit  
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
In 1.000 

Österreich 410 332 263 299 240 241 272 235 249 237 249 258 310 
              
Wien  150 127 105 115 99 100 105 97 103 99 100 100 116 
Niederösterreich 65 52 41 49 37 37 41 37 39 36 36 37 49 
Burgenland 11 9 7 9 6 7 8 7 7 6 7 7 10 
Steiermark 48 37 30 36 26 27 31 27 28 26 27 28 39 
Kärnten 27 21 17 21 14 14 19 14 14 14 16 17 23 
Oberösterreich 47 36 29 33 25 27 30 27 29 26 26 26 37 
Salzburg 20 15 10 11 10 9 12 8 9 9 11 12 12 
Tirol 29 23 15 16 15 11 17 10 11 12 18 19 15 
Vorarlberg 14 12 9 9 9 9 10 8 9 9 9 10 9 
    

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
Österreich + 108,3 – 77,9 – 68,6 – 129,6 – 79,9 – 38,8 – 26,2 – 47,2 – 37,3 – 31,8 – 20,2 – 31,8 – 26,6 
               
Wien  + 34,8 – 23,0 – 21,8 – 32,8 – 28,3 – 16,3 – 9,9 – 19,8 – 15,2 – 13,9 – 8,8 – 10,3 – 10,6 
Niederösterreich + 14,2 – 13,0 – 11,0 – 17,6 – 12,8 – 7,4 – 6,1 – 8,4 – 7,3 – 6,3 – 5,6 – 6,5 – 6,3 
Burgenland + 2,5 – 1,9 – 1,6 – 2,9 – 1,9 – 0,9 – 0,7 – 1,1 – 0,8 – 0,8 – 0,5 – 0,8 – 0,6 
Steiermark + 13,9 – 10,7 – 7,1 – 13,8 – 8,0 – 3,9 – 2,5 – 4,5 – 3,7 – 3,4 – 2,0 – 3,0 – 2,6 
Kärnten + 6,0 – 5,8 – 4,0 – 8,5 – 4,5 – 1,3 – 1,5 – 1,8 – 1,2 – 1,0 – 0,6 – 2,3 – 1,4 
Oberösterreich + 12,5 – 10,6 – 7,2 – 14,0 – 8,4 – 4,0 – 2,5 – 4,8 – 3,8 – 3,4 – 2,0 – 3,5 – 2,0 
Salzburg + 7,4 – 5,0 – 4,9 – 12,4 – 4,9 – 1,5 – 0,8 – 2,1 – 1,5 – 0,8 – 0,2 – 1,5 – 0,7 
Tirol + 12,6 – 5,8 – 8,4 – 21,7 – 8,0 – 2,3 – 1,6 – 3,1 – 2,3 – 1,4 – 0,2 – 3,1 – 1,6 
Vorarlberg + 4,4 – 2,2 – 2,6 – 5,8 – 3,0 – 1,2 – 0,6 – 1,5 – 1,4 – 0,8 – 0,3 – 0,8 – 0,7 

Q: Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 

 

Übersicht 36: Arbeitslosenquote 
 

2020 2021 2022 2022 2022   
  I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. Juli August Septem-

ber 
Oktober Novem-

ber 
Dezem-

ber  
In % der unselbständigen Erwerbspersonen 

Österreich 9,9 8,0 6,3 7,2 5,8 5,7 6,5 5,6 5,9 5,7 6,0 6,1 7,4 
               
Wien  15,1 12,7 10,5 11,5 10,0 10,0 10,4 9,8 10,3 9,9 9,9 9,9 11,5 
Niederösterreich 9,4 7,5 5,9 7,2 5,3 5,4 5,9 5,3 5,6 5,2 5,2 5,4 7,1 
Burgenland 9,4 7,7 6,3 7,8 5,4 5,5 6,5 5,5 5,7 5,3 5,4 5,9 8,1 
Steiermark 8,4 6,5 5,2 6,2 4,6 4,7 5,5 4,7 4,9 4,5 4,7 4,9 6,8 
Kärnten 11,3 8,8 7,1 9,1 5,9 5,7 7,8 5,6 5,9 5,7 6,6 7,3 9,6 
Oberösterreich 6,5 5,0 4,0 4,6 3,4 3,7 4,1 3,7 3,9 3,5 3,5 3,6 5,1 
Salzburg 7,3 5,6 3,7 4,0 3,5 3,0 4,2 2,9 3,1 3,2 4,0 4,4 4,1 
Tirol 8,1 6,5 4,0 4,3 4,1 3,0 4,8 2,7 3,0 3,3 4,9 5,3 4,0 
Vorarlberg 7,7 6,5 5,0 5,0 4,8 4,8 5,3 4,6 4,9 4,9 5,3 5,4 5,1 

Q: Dachverband der Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 

 

2.16 Staatshaushalt 

Übersicht 37: Staatsquoten 
  2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021  

In % des Bruttoinlandsproduktes 
Staatsquoten 

             

Staatsausgabenquote 54,1 52,8 50,9 51,2 51,6 52,4 51,1 50,1 49,3 48,8 48,6 56,7 56,0 
Staatseinnahmenquote 48,8 48,4 48,3 49,0 49,7 49,7 50,1 48,5 48,5 48,9 49,2 48,7 50,0 
Abgabenquote Staat und EU               

Indikator 4 42,0 41,9 42,0 42,6 43,4 43,5 43,9 42,4 42,5 42,9 43,2 42,6 43,7 
Indikator 2 41,1 41,1 41,2 41,9 42,7 42,8 43,2 41,8 41,9 42,3 42,7 42,1 43,3 

               
Budgetsalden              
Finanzierungssaldo (Maastricht) 
Gesamtstaat  – 5,3  – 4,4  – 2,6  – 2,2  – 2,0  – 2,7  – 1,0  – 1,5  – 0,8 0,2 0,6  – 8,0  – 5,9 

Bund  – 4,3  – 3,3  – 2,3  – 2,1  – 2,0  – 2,8  – 1,2  – 1,2  – 0,9  – 0,1 0,4  – 7,2  – 5,4 
Länder . . . . . . . . . 0,1 0,2  – 0,5  – 0,5 
Gemeinden . . . . . . . . .  – 0,0  – 0,1  – 0,1 0,1 
Wien . . . . . . . . . 0,0 0,0  – 0,2  – 0,2 
Sozialversicherungsträger 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0  – 0,0 0,0 

Struktureller Budgetsaldo laut 
Europäischer Kommission1)  – 3,8  – 3,2  – 2,6  – 1,9  – 1,1  – 0,7  – 0,1  – 1,2  – 1,1  – 0,9  – 0,7  – 5,0  – 4,9 
Primärsaldo  – 2,2  – 1,5 0,2 0,5 0,7  – 0,3 1,3 0,5 1,0 1,8 2,0  – 6,7  – 4,8 
               
Schuldenstand (Maastricht)              
Gesamtstaat 79,9 82,7 82,4 81,9 81,3 84,0 84,9 82,8 78,5 74,1 70,6 82,9 82,3 

Bund . . . 70,9 70,6 73,5 74,2 71,9 68,0 63,9 60,9 71,7 71,1 
Länder . . . . . . . . . 5,6 5,3 5,9 6,0 
Gemeinden . . . . . . . . . 2,3 2,3 2,6 2,5 
Wien . . . . . . . . . 1,9 1,9 2,2 2,4 
Sozialversicherungsträger . . . 0,5 0,5 0,4 0,3 0,3 0,2 0,3 0,3 0,5 0,3 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Daten gemäß Maastricht-Notifikation. Indikator 2 ohne, Indikator 4 einschließlich imputierter 
Sozialbeiträge. Länder und Gemeinden ohne Wien.  1) WIFO-Schätzung auf Basis der mittelfristigen WIFO-Prognose, Parametrisierung gemäß der Prognose der 
Europäischen Kommission. • Rückfragen: andrea.sutrich@wifo.ac.at 
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